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NACHHALTIGKEIT UND GEMEINWOHL IN KOMMUNEN

ben? Und: Wie könnte es gelingen, die beiden An­
sätze gewinnbringend und zielführend miteinan­
der zu verbinden?

Mit unserer Studie wollten wir zunächst eine fun­
dierte Ausgangsbasis für eine vertiefte Diskussion 
schaffen, um daraus im nächsten Schritt konkrete 
Instrumente für die kommunale Praxis zu erar­
beiten.

Wir danken allen, die uns bei der Konzeption und 
Erstellung der Studie mit Rat und Tat zur Seite 
standen. Insbesondere bedanken wir uns bei den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern unseres Ge­
sprächskreises. Sie haben uns ihre Zeit geschenkt 
und ihre Erfahrungen mit uns geteilt. Sie waren 
damit ein wertvolles Korrektiv für unsere Arbeit.

Feedback, Ideen und Anregungen zu unserer Stu­
die sind uns, liebe Leserinnen und Leser, jederzeit 
herzlich willkommen!

 

Dr. Anke Butscher

Oliver Haubner

Stefan Kuhn

Niklas Mischkowski

Henrik Riedel

Vorwort

Nachhaltigkeit beginnt in den Kommunen – dort, 
wo die Menschen leben und arbeiten. Dement­
sprechend kann der Beitrag der Städte, Kreise und  
Gemeinden zu einer nachhaltigen Entwicklung 
nicht hoch genug eingeschätzt werden. Dass es 
sich bei der Nachhaltigkeit um eine globale Auf­
gabe handelt, zeigt nicht zuletzt die Agenda 2030 
mit den 17 Zielen für eine nachhaltige Entwick­
lung (Sustainable Development Goals, SDGs), die 
die Vereinten Nationen im Jahr 2015 verabschie­
det haben.

Immer mehr Kommunen in Deutschland, aber 
auch in anderen Ländern, machen sich auf den 
Weg, den Paradigmenwechsel, den die Agenda 
2030 beschreibt, aktiv zu unterstützen. Sie tun 
dies beispielsweise, indem sie Nachhaltigkeits­
strategien entwickeln und umsetzen, die sich ex­
plizit oder implizit an den SDGs orientieren. Viele 
Kommunen tun dies aber auch, indem sie eine Ge­
meinwohl­Bilanz erstellen und ihre weitere Ent­
wicklung am Gemeinwohl ausrichten.

Dies war für uns der Anlass, sich die beiden Kon­
zepte der Nachhaltigkeit im Sinne der Agenda 2030 
mit den SDGs und des Gemeinwohls im Sinne der 
Gemeinwohl­Ökonomie genauer anzuschauen und 
zu analysieren. In der vorliegenden Studie ging es 
uns dabei darum, die Gemeinsamkeiten und Un­
terschiede, vor allem aber die Synergien der beiden 
Konzepte herauszuarbeiten und somit die Basis für 
einen möglichen integrierten Ansatz zu schaffen. 
Wie lassen sich die Grundlagen von Nachhaltigkeit 
und Gemeinwohl, die jeweiligen Instrumente und 
die konkreten Praktiken in Kommunen beschrei­
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Gemeinwohl­Bilanz können Kommunen im Detail ermitteln 
und darstellen, wie gut sie das Gemeinwohl im Sinne der so­
genannten Berührungsgruppen bzw. der relevanten Stakehol­
der vor Ort verfolgen und erreichen.

Schon auf den ersten Blick ist erkennbar, dass es zwischen den 
Begriffen „Nachhaltigkeit“ und „Gemeinwohl“ Schnittstel­
len gibt. So kann beispielsweise ein partizipatives Vorgehen 
als wesentliche Grundlage für eine nachhaltige Entwicklung 
bezeichnet werden, da nur durch die Teilhabe aller relevanten 
Stakeholder eine ausgewogene Berücksichtigung der jeweili­
gen Bedürfnisse sicherzustellen ist. Ebenso stellt die Stake­
holder­Beteiligung einen elementaren Bestandteil der Er­
mittlung, Verfolgung und Erreichung von Gemeinwohl dar.

Darüber hinaus lässt sich eine Vielzahl weiterer Gemeinsam­
keiten feststellen (vgl. Weidner 2002, S. 19–20). In beiden 
Fällen handelt es sich um vage Begriffe mit einem großen In­
terpretationsspielraum. Vielleicht auch deshalb sind beide 
Konzepte weit verbreitet und akzeptiert. Im Zentrum stehen 
jeweils öffentliche Güter bzw. Interessen. Gerechtigkeit und 
Gleichheit sind bei einer nachhaltigkeits­ wie auch bei einer 
gemeinwohlorientierten Entwicklung grundlegende Bewer­
tungsmaßstäbe. Beide Begriffe sind als Ergebnis und als Pro­
zess zu verstehen. Sie zielen auf einen Ausgleich der Interes­
sen und sind insofern auf Integration angelegt.

Was die Gemeinwohl­Ökonomie jedoch als soziale Bewe­
gung in besonderer Weise ausmacht, ist das Kernziel, „wirt­
schaftliches Handeln stärker mit demokratischen Grund­
werten sowie sozialen und ökologischen Zielsetzungen in 
Einklang zu bringen“ (Sommer et al. 2016, S. 238). Dabei ist 
die Orientierung auf eine ordnungspolitische Verankerung 
der Berichterstattung einer der wesentlichen Unterschiede 
zu existierenden CSR­Instrumenten (ebd.) und die Gemein­

Anlass der Studie

Unter einer nachhaltigen Entwicklung kann eine dauerhafte 
Entwicklung verstanden werden, die die Bedürfnisse der heu­
tigen Generation befriedigt, ohne die Möglichkeiten künfti­
ger Generationen einzuschränken, ihre eigenen Bedürfnisse 
zu befriedigen. Eine nachhaltige Entwicklung konkretisiert 
sich in einem generationengerechten, ganzheitlichen, global 
verantwortlichen und gemeinsamen Vorgehen. In der Agenda 
2030 der Vereinten Nationen wird das Gesamtziel der Nach­
haltigkeit in 17 einzelne Ziele für eine nachhaltige Entwick­
lung (Sustainable Development Goals, SDGs) gegliedert.

Das übergeordnete Ziel des Projektes „Agenda 2030 – Nach­
haltige Entwicklung vor Ort“ der Bertelsmann Stiftung be­
steht darin, eine nachhaltige Entwicklung von Kommunen im 
Sinne der Agenda 2030 zu fördern. Die nachhaltige Entwick­
lung vor Ort wird dabei über eine Unterstützung des kom­
munalen Nachhaltigkeitsmanagements gefördert, wobei die 
Stärkung der Wirkungs­ und Beteiligungsorientierung im 
Vordergrund steht. Die Wirkungsorientierung bezieht sich auf 
die Nutzung von Nachhaltigkeits­ bzw. SDG­Indikatoren, die 
Beteiligungsorientierung auf die Kommunikation mit und die 
Partizipation von Stakeholdern.

Dem öffentlichen Interesse bzw. dem Gemeinwohl sind die 
Kommunen – wie andere Gebietskörperschaften auch – per 
se verpflichtet. Mit dem Gemeinwohl wird das Wohl einer Ge­
meinschaft bzw. der Gesellschaft insgesamt bezeichnet. Die 
Gemeinwohl­Ökonomie ist eine Bewegung, die sich auf ge­
sellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher Ebene für 
ein sozial­ökologisch nachhaltiges und demokratisches Wirt­
schaftssystem einsetzt und dabei einen umfassenden, werte­
orientierten Ansatz verfolgt. Das zentrale Instrument der Ge­
meinwohl­Ökonomie ist die Gemeinwohl­Bilanz. Mit einer 

1 Einleitung
Henrik Riedel, Oliver Haubner
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Einleitung

••  die Instrumente des Nachhaltigkeitsmanagements und 
der Gemeinwohl­Bilanzierung sowie insbesondere das In­
strument des Nachhaltigkeitsberichts bzw. des Gemein­
wohlberichts darzustellen und

••  auf Praktiken im Hinblick auf die konkrete Anwendung 
der Instrumente in ausgewählten Kommunen sowie all­
gemeine Wahrnehmungs­, Denk­ und Handlungsweisen 
der beteiligten Stakeholder einzugehen.

In der Potenzialbetrachtung wird der Frage nachgegangen, 
welche Möglichkeiten und Grenzen es gibt, um die Grundla­
gen, Instrumente und Praktiken zur Umsetzung von Nach­
haltigkeit und Gemeinwohl in integrierter Form nutzbar zu 
machen.

Im Ergebnis werden konkrete Vorschläge erarbeitet, wie ein 
integrativer Ansatz von Nachhaltigkeitsmanagement und 
Gemeinwohl­Bilanzierung gestaltet werden kann. Ein be­
sonderer Fokus liegt dabei auf der Frage, wie die Gemein­
wohl­Bilanzierung bzw. ihre wesentlichen Elemente in das 
Nachhaltigkeitsmanagement integriert werden können.

Die Studie richtet sich sowohl an Expert:innen als auch an 
Praktiker:innen, die mit Fragen des Nachhaltigkeitsmanage­
ments bzw. der Gemeinwohl­Bilanzierung in Kommunen be­
fasst sind.

Vorgehen der Studie

Nach dieser Einleitung beschäftigt sich das Kapitel 2 mit den 
Grundlagen von Nachhaltigkeit und Gemeinwohl, das Kapitel 
3 mit den Instrumenten des Nachhaltigkeitsmanagements und 
der Gemeinwohl­Bilanzierung, das Kapitel 4 mit den Prakti­
ken des Nachhaltigkeitsmanagements und der Gemeinwohl­
Bilanzierung sowie das Kapitel 5 mit einer Zusammenfassung 
der wichtigsten Ergebnisse dieser Studie sowie einem Ausblick.

In den Kapiteln 2 bis 4 werden jeweils als Erstes der Ansatz der 
Nachhaltigkeit/des Nachhaltigkeitsmanagements, als Zwei­
tes der Ansatz des Gemeinwohls/der Gemeinwohl­Bilanzie­
rung und als Drittes ein integrativer Ansatz (zzgl. kapitelbe­
zogener Einleitungen und Zusammenfassungen) dargestellt. 
Die Darstellungen der jeweiligen Ansätze sind auf eine Status­
quo­Betrachtung, die Darstellungen der integrativen Ansätze 
auf eine Potenzialbetrachtung ausgerichtet.

wohl­Bilanz wird von der Gemeinwohl­Ökonomie entspre­
chend als „CSR­In strument der zweiten Generation“ (Felber 
2014, S. 41) bezeichnet. Über das Bilanzinstrument hinaus vi­
siert die Gemeinwohl­Ökonomie jedoch vor allem auch einen 
demokratischen Prozess zur Verankerung ihrer Ideen an.

Vor dem Hintergrund der inhaltlichen Nähe zwischen Nach­
haltigkeits­ und Gemeinwohlorientierung stellt sich die 
Frage, wie beide Konzepte sinnvoll miteinander verbunden 
werden können. Die Ausgabe „SDGs und kommunale Ge­
meinwohl­Bilanz“ aus der Reihe „Analysen und Konzepte“ 
der Bertelsmann Stiftung ist dabei in einem ersten Schritt der 
Frage nachgegangen worden, „[wie] die Ziele für eine nach­
haltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) 
der Vereinten Nationen mit der Gemeinwohl­Bilanz von Städ­
ten, Kreisen und Gemeinden verknüpft werden können“ (But­
scher et al. 2021, S. 1). Die Studie hat gezeigt, dass es zwar 
schon erste Ansätze einer Verbindung der beiden Konzepte 
auf kommunaler Ebene gibt, systematische Ansätze aber noch 
nicht vorhanden sind.

Die Studie „Nachhaltigkeit und Gemeinwohl in Kommunen“ 
beschäftigt sich daher mit einer vertieften Betrachtung der 
Grundlagen sowie der Instrumente und Praktiken einer Ori­
entierung von Kommunen an Nachhaltigkeit und Gemein­
wohl, wobei die Nachhaltigkeit vor allem im Sinne der Agenda 
2030 mit den SDGs und das Gemeinwohl insbesondere im 
Sinne der Gemeinwohl­Ökonomie interpretiert wird.

Ziel der Studie

Das wesentliche Ziel der Studie besteht darin, die Grundla­
gen von Nachhaltigkeit und Gemeinwohl, die Instrumente 
des Nachhaltigkeitsmanagements und der Gemeinwohl­ 
Bilanzierung sowie ausgewählte Praktiken in Kommunen zu 
beschreiben und zu vergleichen (= Status­quo­Betrachtung). 
Darüber hinaus sollen Möglichkeiten und Grenzen einer  
integrativen Herangehensweise ermittelt werden (= Potenzi­
albetrachtung).

Bei der Status­quo­Betrachtung geht es konkret darum,
••  die Grundlagen von Nachhaltigkeit und Gemeinwohl all­

gemein sowie in ihrer spezifischen Ausgestaltung durch 
die Agenda 2030 mit den SDGs bzw. die Gemeinwohl­Öko­
nomie zu betrachten,
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Organisation der Studie

Die einzelnen Kapitel bzw. Unterkapitel der Studie wurden je­
weils von einem der drei Partner, Bertelsmann Stiftung, ICLEI 
European Secretariat GmbH und International Federation for 
the Economy for the Common Good e. V., entworfen und an­
schließend mit den jeweils anderen Partnern abgestimmt.

Begleitend zur Studie wurde ein Gesprächskreis eingerich­
tet, der zwei Mal (am 29. Oktober 2021 und am 16. Dezem­
ber 2021) virtuell getagt hat, um die Zwischenergebnisse der 
Studie zu erörtern und zu kommentieren. Eine Übersicht der 
Teilnehmer:innen des Gesprächskreises kann dem Anhang 
entnommen werden.

Die Vergleichsebenen, die in den einzelnen Kapiteln verwen­
det werden, können der Tabelle 1 entnommen werden.

Dem Konzept der Nachhaltigkeit wird das Konzept des Ge­
meinwohls gegenübergestellt. In beiden Fällen handelt es sich 
um normative Konzepte mit zielorientiertem Charakter. Für 
beide Konzepte gibt es – vor allem im Hinblick auf ihre his­
torische Entwicklung – unterschiedliche Ausgestaltungen. In 
dieser Studie richtet sich das Augenmerk auf die spezifische 
Ausgestaltung des Nachhaltigkeitskonzepts durch die Agenda 
2030 mit den SDGs bzw. die spezifische Ausgestaltung des Ge­
meinwohlkonzepts durch die Gemeinwohl­Ökonomie.

Das zyklische Nachhaltigkeitsmanagement zur Umsetzung 
der Agenda 2030 mit den SDGs (vgl. Kuhn/Burger/Ulrich 2018) 
lässt sich gut mit der ebenfalls zyklischen Gemeinwohl­Bi­
lanzierung zur Umsetzung der Gemeinwohl­Ökonomie ver­
gleichen. Durch die Darstellung in Abbildung 1 wird deutlich, 
dass sowohl beim Nachhaltigkeitsmanagement als auch bei 
der Gemeinwohl­Bilanzierung der Prozesscharakter im Vor­
dergrund steht, beide Abläufe durch bestimmte Instrumente 
unterstützt werden und eine Fokussierung des Nachhaltig­
keits­ bzw. des Gemeinwohlberichts bei einem Vergleich der 
beiden Ansätze sinnvoll erscheint.

TABELLE 1  Vergleichsebenen der Studie

Vergleichs ebenen Nachhaltigkeit Gemeinwohl

Kapitel 2  
„Grundlagen“

Nachhaltigkeit Gemeinwohl

Agenda 2030 mit den SDGs Gemeinwohl-Ökonomie

Kapitel 3 
„Instrumente“

Nachhaltigkeits management (zur Umsetzung der Agenda 
2030 mit den SDGs)

Gemeinwohl-Bilan zie rung (zur Umsetzung der Gemein-
wohl-Ökonomie)

Nachhaltigkeitsbericht Gemeinwohlbericht

Kapitel 4  
„Praktiken“

Nachhaltigkeits management (zur Umsetzung der Agenda 
2030 mit den SDGs)

Gemeinwohl-Bilan zie rung (zur Umsetzung der Gemein-
wohl-Ökonomie)

Nachhaltigkeitsbericht Gemeinwohlbericht

Quelle: eigene Darstellung
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ABBILDUNG 1   Nachhaltigkeitsmanagement und Gemeinwohl-Bilanzierung – Vergleichende Betrachtung

Quelle: eigene Darstellung

Nachhaltigkeitsmanagementkreislauf Gemeinwohl-Bilanzierungskreislauf

Umsetzung und 
Monitoring

Bestandsaufnahme 
und Strategie-

entwicklung

Evaluation und 
Fortschreibung

Formeller  
Beschluss

1.  Nachhaltigkeitsbericht  
(inkl. Ziele und Maßnahmen)

2. Nachhaltigkeitshaushalt
3. Nachhaltigkeitsprüfung

Umsetzung von 
Verbesserungs-

maßnahmen

Rückblick und  
Ausblick (mit breiter 

Beteiligung)

Entscheidung zur 
Durchführung und 
Vorbereitung der 

Gemeinwohl-Bilanzierung

Finalisierung, (externe) 
Überprüfung und 

Veröffentlichung des 
Gemeinwohlberichts

• Beispiele
• Kennzahlen
•   Selbstein- 

schätzungen
•   Verbesserungs-

maßnahmen
• Ziele
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Grundlagen

2 Grundlagen
Niklas Mischkowski, Anke Butscher, Stefan Kuhn

•• Generationengerechtigkeit, 
•• Ganzheitlichkeit, 
•• globale Verantwortung und 
•• gemeinsames Vorgehen. 

Diese „Teilprinzipien zeichnen sich durch das Element der In­
tegration aus: Bei der Generationengerechtigkeit geht es um 
die Integration der Bedürfnisse heutiger und künftiger Gene­
rationen, bei der Ganzheitlichkeit um die Integration der ver­
schiedenen Dimensionen einer nachhaltigen Entwicklung, bei 
der globalen Verantwortung um die Integration der Bedürf­
nisse verschiedener Teile und Ebenen der Welt und bei dem 
gemeinsamen Vorgehen um die Integration der Sichtwei­
sen verschiedener Stakeholder“ (Riedel 2020, S. 16 in Bezug 
auf Strange und Bailey 2008). Ziele nachhaltiger Entwick­
lung werden in der Regel als positive Zielsysteme normativ, 
d. h. basierend auf einem (theoretischen) Gerechtigkeitspos­
tulat, oder als negative Zielsysteme empirisch, d. h. aufgrund 
von Konsensformulierungen innerhalb der Gesellschaft über 
problematische gesellschaftliche Zustände, formuliert (Rie­
del 2020).

Die Agenda 2030 der Vereinten Nationen 

In der Agenda 2030 der Vereinten Nationen (VN) wird Nach­
haltigkeit unter dem Gesamtziel einer nachhaltigen Entwick­
lung in 17 einzelne Ziele gegliedert: die Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs). Die VN 
umschreiben nachhaltige Entwicklung anhand der weitver­
breiteten Definition der Brundtland­Kommission (1987): Eine 
nachhaltige Entwicklung soll „den Bedürfnissen der heute le­
benden Menschen Rechnung tragen, ohne die Möglichkeiten 
zukünftiger Generationen einzuschränken, ihre eigenen Be­

2.1 Grundlagen: Einleitung 

Wie bereits in Kapitel 1 geschildert, wird das Konzept der 
Nachhaltigkeit im Sinne der SDGs sowie das Konzept des Ge­
meinwohls im Sinne der Gemeinwohl­Ökonomie (GWÖ) be­
handelt und im Folgenden dargestellt. In beiden Fällen han­
delt es sich um sogenannte „regulative Ideen“ (Kant 1787; 
vgl. Weidner 2002; Frank 2011), d. h. vage Begriffe mit einem 
großen Interpretationsspielraum, die ebenfalls weit verbrei­
tet und akzeptiert sind. Allerdings lässt sich dennoch beiden 
Konzepten ein Missverhältnis zwischen „breiter Zustimmung 
und tatsächlicher Umsetzung“ (Weidner 2002, S. 25) attes­
tieren. Diesen Gemeinsamkeiten, aber auch den Unterschie­
den wird in dieser Studie auf den Grund gegangen; in diesem 
Kapitel geschieht dies zunächst auf konzeptioneller Ebene, 
um das Verständnis der beiden Begriffe klarer zu bestimmen.

2.2 Grundlagen: Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeit: Definition, Prinzipien und Ziele

Ausgehend von seinem Ursprung in der Fortwirtschaft des 18. 
Jahrhunderts hat sich der Begriff der Nachhaltigkeit bzw. der 
nachhaltigen Entwicklung auf ein gesamtgesellschaftliches 
Verständnis, das Wirtschaft und Politik generell betrifft, aus­
gedehnt (Riedel 2020). Die sogenannten 4 Gs können dabei als 
konstitutive Elemente nachhaltiger Entwicklung abgeleitet 
werden, „über die auf einer sehr abstrakten Ebene mehr oder 
weniger Konsens besteht“ (Jörissen 2005, S. 15–3 in Riedel 
2020, S. 16) und die in vier Teilprinzipien zusammengefasst 
werden können (Riedel 2020; Haubner/Kuhn 2020):
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Globale Ziele, lokale Umsetzung 

„Our struggle for global sustainability  
will be won or lost in cities“

(VN-Generalsekretär Ban Ki Moon 20122)

„Nachhaltigkeit beginnt in den Kommunen […] – dort, wo 
die Menschen leben, wohnen und arbeiten“ schreiben Riedel, 
Haubner und Wolinda (2020, S. 6) hinsichtlich der Umset­
zung der SDGs auf kommunaler Ebene. Es kann verallgemei­
nernd festgehalten werden, dass nachhaltige Stadtentwick­
lung „prominent in der Agenda 2030 vertreten und als Teil 
globaler politischer Nachhaltigkeitsprozesse anerkannt“ ist 
(Koch/Krellenberg 2021, S. 8). SDG 11 ist dezidiert der nach­
haltigen Entwicklung von Städten gewidmet und formu­
liert das Ziel, diese „inklusiv, sicher, widerstandsfähig und 
nachhaltig“ zu gestalten (WBGU 2016, S. 12; Vereinte Nati­
onen 2015). Darüber hinaus können praktisch alle SDGs auf 
die kommunale Ebene bezogen werden (Burger/Ulrich/Kuhn 
2017) – oder wie Butscher et al. (2021, S. 13) es formulieren: 
„[K]ommunales Handeln [hat] entscheidenden Einfluss auf 
sämtliche SDGs. Ob beim Abbau von Armut (SDG 1) und Un­
gleichheiten (SDG 10) oder bei der Förderung von Gesundheit 
(SDG 3), guter Bildung (SDG 4) und Klimaschutz (SDG 13).“

Bei dem Schritt, die SDGs von der globalen auf die lokale Ebene 
zu übersetzen – auch als Lokalisierung („localisation“, z. B. 
Fioretti et al. 2020, S. 204) bezeichnet –, wird der Stakehol­
der­Beteiligung eine wichtige Rolle zugesprochen. Dieser 
Multi­Akteurs­ oder auch schlicht Governance­Ansatz kann 
als zentraler Bestandteil der Agenda 2030 angesehen werden 
und bezieht sich daher nicht nur auf die Zieldefinition, sondern 
auch auf die Umsetzung und deren Überprüfung (Monitoring, 
Reporting, Verification). Dieser Prozess sollte auch das Mehr­
Ebenen­Regieren (engl. Multi­Level­Governance3), d. h. die 
Verknüpfung der einzelnen Verwaltungsebenen (lokal, natio­
nal, international) beachten (Fioretti et al. 2020). 

Bei alledem herrscht großer Konsens darüber, dass Städte, 
Kreise und Gemeinden in der „angestrebten Transformation 
eine zentrale Rolle als Brücke zwischen nationalen und regio­
nalen Regierungen, Zivilgesellschaft und Wirtschaft“ spielen 

2 Siehe Moon (2012, o. S.)

3 Für eine gute Übersicht siehe Große Hüttmann (2020).

dürfnisse zu befriedigen.“1 Gleichermaßen verbreitet stützt 
sich die Beschreibung auf eine Harmonisierung der drei Di­
mensionen Umwelt, Soziales und Wirtschaft. Ohne sie zu hie­
rarchisieren, werden diese drei Dimensionen auf das Wohler­
gehen (Well­Being) von Menschen ausgerichtet. Im Einklang 
mit etablierten Debatten der internationalen Beziehungen 
und Entwicklung sind weitere Aspekte, wie Inklusivität, Re­
silienz, Armutsbekämpfung, Anhebung von Lebensstandards 
und Vermeidung von Einkommensungleichheiten, zu nen­
nen. Darüber hinaus wird auch auf den Umgang mit Natur und 
Ökosystemmanagement eingegangen.

Zudem werden die SDGs anhand der sogenannten 5 Ps kon­
kretisiert: People, Planet, Prosperity, Peace und Partnership. 
Wie Butscher et al. (2021, S. 11) festhalten, sind diese als we­
sentliche Handlungsprinzipien bei der Umsetzung der SDGs 
auch für Kommunen von Bedeutung. Die 17 SDGs sind mit 
169 Zielvorgaben (Targets) unterlegt, welche ein umfassen­
des Verständnis von Entwicklung widerspiegeln und dezi­
diert eine Integration der ökonomischen, sozialen und öko­
logischen Dimension bewirken sollen: „Sie sind integriert 
und unteilbar und tragen in ausgewogener Weise den drei 
Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung Rechnung: der 
wirtschaftlichen, der sozialen und der ökologischen Dimen­
sion“ (Vereinte Nationen 2015, S. 1). Eine integrative Betrach­
tung und Anwendung der SDGs ist also in der Vereinbarung 
der Vereinten Nationen explizit gewünscht, ja geradezu an­
gemahnt. Die Ziele seien „unzertrennlich“ (indivisible). Die­
ser Aspekt spielt auch bei der Betrachtung des Gemeinwohls 
(siehe Kapitel 2.3), speziell bei dem Instrument der Gemein­
wohl­Bilanz (siehe Kapitel 3.3), sowie bei der Frage nach 
einem integrierten Ansatz (siehe Kapitel 2.4) eine Rolle.

1 „Sustainable development is development that meets the needs of the 
present without compromising the ability of future generations to meet 
their own needs” (Brundtland­Kommission 1987, S. 41). Die deutsche 
Übersetzung ist dem Artikel von Bachmann (2003, S. 663) entnommen.
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••  der Verfügbarkeit von Daten und deren Zuordnung zu 
SDGs (Haubner/Kuhn 2020),

••  institutionellen Herausforderungen in kommunalen Ver­
waltungen, d. h. organisatorischen „Silos“, die „ressort­
übergreifenden, integrativen Denk­ und Handlungswei­
sen entgegenstehen“ (Koch/Krellenberg 2021, S. 33), und

••  dem Mangel an personellen Ressourcen kommunaler Ver­
waltungen für die Integration von Strukturen und Prozes­
sen (ebd.).

Status quo: Nachhaltigkeit durch SDGs und der Bezug 
zum Gemeinwohl

Abschließend wird nun das erste Unterkapitel in drei Schritten 
zusammengefasst und zu einem Ausblick geführt:

1.  SDGs: ein allumfassendes Programm für nachhaltige 
Entwicklung 

Das Nachhaltigkeitsverständnis im Konzept der SDGs scheint 
auf den ersten Blick unweigerlich auf ein Gemeinwohl aus­
gerichtet zu sein, ohne dieses jedoch explizit zu benennen. 
So wird als oberstes Ziel die Ausrichtung auf das Wohlerge­
hen (Well­Being) von Menschen genannt. Grundsätzlich ori­
entiert sich die Agenda 2030 an der klassischen Dreiteilung 
und Harmonisierung von Wirtschaftswachstum, sozialer In­
klusion und Umweltschutz, ohne hierbei allerdings eine Hi­
erarchisierung oder Einbettung der Dimensionen vorzuneh­
men. Erstmalig werden dabei alle Staaten gleichsam in die 
Verantwortung für eine nachhaltige Entwicklung genommen 
– die Industriestaaten genauso wie die Entwicklungs­ und 
Schwellenländer. Das Prinzip „leave no one behind“ ist dabei 
von zentraler Bedeutung, denn die Agenda 2030 verfolgt das 
Ziel, global gesehen absolute Armut zu bekämpfen, gleich­
zeitig aber auch die relative Armut in den Staaten zu reduzie­
ren. Ebenso sind Ziele wie SDG 3 „Gesundheit“, SDG 4 „Bil­
dung“ und SDG 6 „Sauberes Wasser“ auf zumeist öffentliche 
Leistungen der Daseinsvorsorge ausgerichtet, sodass die Ge­
meinwohlorientierung bzw. ­verpflichtung staatlicher und 
schließlich auch kommunaler Organisationen direkt ange­
sprochen wird.

(Butscher et al. 2021, S. 12; Haubner/Kuhn 2020; Fioretti et al. 
2020; WBGU 2016). Gerade auch vor dem Kontext einer global 
zunehmenden Urbanisierung ist die Bedeutung von Städten zu 
unterstreichen (Koch/Krellenberg 2021). Entsprechend gibt es 
eine zunehmende Anzahl an Handbüchern und Anleitungen, 
wie die SDGs lokal umgesetzt werden können.4

Butscher et al. (2021, S. 13) fassen diese Rolle von Städten für 
die Umsetzung der SDGs entsprechend zusammen: „Durch 
den Auf­ und Ausbau nachhaltiger Infrastrukturen leisten 
Städte, Kreise und Gemeinden durch eine entsprechende Da­
seinsvorsorge einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der 
SDGs. Des Weiteren können Kommunen durch eine Veranke­
rung von möglichst nachhaltigen Verwaltungspraktiken, einer 
entsprechenden Wirtschaftsförderung und einer Beteiligung 
der Zivilgesellschaft wichtige Impulse für eine zukunftsfähige 
Kommunalentwicklung setzen. Durch den Austausch mit an­
deren Kommunen können Lernräume, Partnerschaften und 
Netzwerke entstehen, deren Bedeutung für die Umsetzung der 
Agenda 2030 von großer Bedeutung sein sollte.“

Die umfangreichen inhaltlichen Überschneidungen von kom­
munalen Aufgaben und SDGs allein führen jedoch nicht zu 
deren Umsetzung. Gerade die Verbindungen zu zahlreichen 
Akteur:innen bringen eine Governance­Herausforderung mit 
sich, für die es keine einfachen Erfolgsrezepte gibt. Koch und 
Krellenberg (2021, S. 16; siehe auch UCLG 2019, S. 359) kon­
statieren, dass global betrachtet „von einer Diskrepanz zwi­
schen Rhetorik und Handeln gesprochen werden [muss]. Die 
UN Mitgliedstaaten [sic] heben zwar grundsätzlich die Bedeu­
tung der SDGs hervor, konkrete Veränderungen sind jedoch 
bisher nur in geringem Maße zu erkennen.“ Im Anschluss 
an diesen langsamen Fortschritt auf nationaler und globaler 
Ebene steigen gleichermaßen die Erwartungen an Städte, da 
hier von einer einfacheren und schnelleren Umsetzung aus­
gegangen wird (Koch/Krellenberg 2021).

Doch auch auf der lokalen Ebene gestaltet sich eine Umset­
zung der SDGs keineswegs einfach. Die zentralen Herausfor­
derungen in der Arbeit mit den SDGs liegen wie folgt in:

4 Herausgeber sind unter anderen die „Global Taskforce of Local and 
Regional governments, JRC, OECD, RFSC, and UN Habitat” (Fioretti et 
al. 2020, S. 208), die Europäische Umweltagentur EEA oder aber auch 
die Bertelsmann Stiftung.
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lung von Verantwortung auf alle Akteursgruppen (Staat, Pri­
vatwirtschaft und Zivilgesellschaft) bekräftigt diesen Trend, 
verbunden mit der Absicht, nachhaltige Entwicklung zu stär­
ken. Vor diesem Hintergrund lässt sich nun auch die aktuelle 
Revitalisierung des Gemeinwohlbegriffes (siehe z. B. dessen 
zentralen Stellenwert in der Neuen Leipzig­Charta, verab­
schiedet im Rahmen der deutschen EU­Ratspräsidentschaft 
im Jahr 2020) in seiner Beziehung zum Nachhaltigkeitsbe­
griff besser einordnen. Bevor in Kapitel 2.4 ein integratives 
Begriffsverständnis entwickelt wird, soll jedoch zunächst das 
Konzept des Gemeinwohls behandelt werden.

2.3 Grundlagen: Gemeinwohl 

Gemeinwohl: ein Begriff mit langer Geschichte

Das Gemeinwohl rückt seit einiger Zeit mehr und mehr in die 
öffentliche Betrachtung, da die gegenwärtige Wirtschaftsord­
nung und die damit unmittelbar verbundenen ökologischen 
und sozialen Entwicklungen immer weniger einen Beitrag zum 
gesellschaftlichen Wohlstand leisten, sondern sozial­ökolo­
gische Krisen hervorrufen (Felber 2008, S. 9; vgl. auch Stef­
fen et al. 2015). Als Begriff und Bestandteil der Philosophie, 
Ethik, Staatstheorie und Ökonomie zieht er sich von Beginn 
an durch die Geschichte der abendländischen Kultur (Felber 
2018). Schon Aristoteles hat zwischen zwei Formen, Wirtschaft 
zu denken und zu praktizieren, unterschieden (ebd., S. 27): Die 
oikonomía (oikos = Haus) hat das gute Leben für alle zum Ziel, 
wobei Geld hier ausdrücklich nur als Mittel zum Zweck gese­
hen wird, während chrematistike (chrema = Geld) eine Wirt­
schaftsform darstellt, welche Gelderwerb und ­vermehrung 
als Selbstzweck hat. Dierksmeier, Direktor des Weltethos­In­
stituts, stellt fest: „Von Aristoteles über Thomas von Aquin bis 
zu einschließlich Adam Smith bestand Konsens darüber, dass 
die ökonomische Theorie und Praxis sowohl legitimiert als 
auch begrenzt werden müssten durch ein übergeordnetes Ziel 
wie etwa das ‚Gemeinwohl‘“ (Dierksmeier 2016, S. 35). In vie­
len Kulturen gibt es äquivalente Ideen, wie das „buen vivir“ in 
Lateinamerika, „Ubuntu“ in Afrika, „Dharma“ im Buddhis­
mus oder „happiness“ in Bhutan. Meynhardt konstatiert: „Of­
fenkundig besitzt jede Sprache rund um den Globus ein Wort 
für Gemeinwohl. Zudem nenne jemand eine Gesellschafts­
theorie, die ohne Gemeinwohlbezug auskommt. Es gibt sie 
schlicht nicht!“ (Meynhardt 2016, S. 174). 

2.  SDGs gut, alles gut? – Kritik an Konzept und 
Umsetzung

Koch und Krellenberg (2021) nennen drei Kritikpunkte an den 
SDGs: 1. die Zielkonflikte zwischen den Zielen; 2. zu geringe 
Ambitionen; 3. zu geringe Wirksamkeit und fehlende Sank­
tionsmechanismen. Vor allem der erste Kritikpunkt soll vor 
dem Hintergrund der vorliegenden Studie näher betrach­
tet werden. Denn: Die beanspruchte Integration der SDGs 
(vgl. „Unzertrennlichkeit“, S. 2) kommt in der Praxis häufig 
nicht wirklich zustande (Koch/Krellenberg 2021; Burger/Ul­
rich/Kuhn 2017). Der Grund dafür ist, dass die Entstehung der 
SDGs im Kontext globaler Verhandlungen mit einer Beteili­
gung unterschiedlichster Interessengruppen zu zahlreichen 
Zielkonflikten (Trade­offs) geführt hat (Koch/Krallenberg 
2021). Entsprechend den vorhandenen Ziel­ bzw. Interessen­
konflikten soll an dieser Stelle festgehalten werden, dass hin­
ter Stakeholder­Interessen implizit die Verfolgung des jewei­
ligen Stakeholder Values liegt. Dies ist nicht per se schlecht, 
reicht aber für das Erreichen von Gemeinwohl nicht aus, wie 
in Kapitel 2.4 aufgegriffen und weiter ausgeführt werden soll.5

3.  Ausblick: Gemeinwohlorientierung als Fortführung des 
Anspruchs der Agenda 2030 

Bachmann (2003, S. 662) weist darauf hin, dass der Begriff 
der Nachhaltigkeit international die Funktion hatte, eine Blo­
ckade zu durchbrechen: Die Definition sei „1987 in den po­
litischen Sprachgebrauch eingeführt [worden]. Sie reagierte 
auf eine Blockade zwischen der internationalen Umweltpo­
litik und der wirtschaftlichen Entwicklung der sog. Dritten 
Welt.“ Nachhaltigkeit als regulative Idee habe die Katego­
rie der sozialen Gerechtigkeit als gesellschaftspolitische Auf­
gabe abgelöst – und ganz wesentlich um die ökologische Di­
mension erweitert (ebd.). Damit einhergehend ist die Idee von 
„Governance anstelle von Government“ (z. B. Rosenau/Cz­
empiel/Smith 1992) erstarkt, d. h. die Gestaltung von Gesell­
schaft durch Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft über den 
Staat als zentralen Akteur hinaus. Die Agenda 2030 mit ihrer 
klaren Betonung von Partnerschaften und ebendieser Auftei­

5 Haubner und Kuhn (2020, S. 11) verweisen als vorhandenes Beispiel für 
einen überzeugenden, integrierten Ansatz von Nachhaltigkeit auf die 
„Doughnut Economy“ (Raworth 2017). Die Doughnut Economy und 
die Gemeinwohl­Ökonomie bestärken sich gegenseitig in ihren Zielen 
und Ansätzen; siehe bspw. Raworth als GWÖ­Advokatin: https://www.
ecogood.org/ecg­advocate/kate­raworth/; letzter Zugriff: 22.09.2021.

https://www.ecogood.org/ecg-advocate/kate-raworth/
https://www.ecogood.org/ecg-advocate/kate-raworth/
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für sie darin, dass es in zahlreichen Verfassungen moderner 
Demokratien fest verankert ist (Felber 2018). Nach Meyn­
hardt und Fröhlich fehlt der GWÖ allerdings die Legitimati­
onsgrundlage, da die Begründung der Gemeinwohlwerte aus 
den Verfassungen nicht haltbar ist. „Es werden Partikularin­
teressen in den Dienst des Gemeinwohls gestellt und wichtige 
Elemente vernachlässigt, die ebenso relevant für das Gemein­
wohl sein könnten“ (Meynhardt, Fröhlich 2017).

Deshalb wird das Gemeinwohl nicht als etwas Unveränder­
liches angesehen und die GWÖ ist nicht das beste und letzte 
aller Wirtschaftsmodelle. Was das Gemeinwohl konkret aus­
macht und welche Kriterien dabei eine Rolle spielen, muss in 
der Gesellschaft mittels demokratischer Verfahren und öf­
fentlichem Diskurs immer wieder neu formuliert bzw. kon­
kretisiert werden. Zumindest müssen bestimmte prozedurale 
Verfahren existieren, nach denen die Werte bestimmt werden 
können. Die Bewegung der GWÖ bezeichnet somit den Begriff 
„Gemeinwohl“ als das Ergebnis eines demokratischen Dis­
kussions­ und Entscheidungsprozesses, da der Begriff grund­
sätzlich nicht feststeht, sich im Laufe der Zeit wandeln kann 
und Synergien mit ähnlichen Ansätzen gesucht werden. Des­
halb steht GWÖ­Bewegung nicht für einen substanziellen 
Gemeinwohlbegriff, sondern für einen formalen: Sein Inhalt 
kann nur in einem demokratischen Prozess definiert werden 
(Felber/Hofielen 2019). 

Mit diesem Fokus rückt die GWÖ­Bewegung, die sich zunächst 
auf privatwirtschaftliche Akteur:innen konzentriert, auch die 
Kommunen in den Mittelpunkt der Betrachtung. Diese sind als 
wirtschaftliche Akteurinnen, als Gestalterinnen des norma­
tiven Rahmens und des Sozialraums sowie als Akteurs­ und 
Lebensraum der Bürger:innengesellschaft für den Aushand­
lungsprozess des Gemeinwohls von zentraler Bedeutung. Dies 
erfolgt aber nicht in einem ordnungspolitischen Sinne, son­
dern es geht darum, inwiefern die Kommunen Rahmenbedin­
gungen für das Gemeinwohl schaffen und die Bürger:innen in 
einen kooperativen und konstruktiven Diskurs um das Ge­
meinwohl einbinden. Die Umsetzung des Gemeinwohl­Ge­
dankens ist dabei längst nicht mehr nur eine Aufgabe des 
Staates bzw. der Kommunen, sondern in wachsendem Maße 
auch von nicht staatlichen Organisationen im intermediären 
Bereich. Als Verfahren können Wirtschaftskonvente und das 
Konzept der demokratischen Versammlungen dienen, die den 
Souverän an den Aushandlungsprozessen beteiligen. 

Funktionen und Ambiguität des Begriffes

Da Universum und Gott als umfassende Garanten wegfie­
len, beschreibt Rawls das „Faktum des Pluralismus“ (Rawls 
1993, S. 106 in Heidbrink et al. 2018) als Ausdruck einer Viel­
zahl von unvereinbaren ethischen Überzeugungen. Es konnte 
erst durch den besonderen Schutz der Freiheitsrechte des In­
dividuums bzw. der Menschenrechte etabliert werden. Fra­
enkel konstatiert (Fraenkel 1991, S. 300 in Heidbrink et al. 
2018), dass infolge „eines delikaten Prozesses der divergie­
renden Ideen und Interessen der Gruppen und Parteien“ unter 
den Voraussetzungen des Pluralismus so etwas wie ein Ge­
meinwohl bestimmbar sei. „Darstellungsregel und Begrün­
dungserleichterung“ (Luhmann 1991, S. 216 f. in Heidbrink et 
al. 2018) stellen für Luhmann die Qualität des Begriffes dar.

Das Gemeinwohl wird jedoch strittiger, je weiter es inhalt­
lich gefasst wird und zur Durchsetzung spezifischer Inter­
essen bzw. positiver Regulierung eingesetzt werden könnte. 
Das sogenannte Kollektivprinzip spricht dem Kollektiv einen 
Selbstzweck mit erkennbaren Normen des politischen und 
wirtschaftlichen Handelns zu. Das Individualprinzip nimmt 
wiederum die Bedürfnisse der Individuen in den Blick. Doch 
obwohl es allgemein gesehen das gemeinsame Gute zweifellos 
gibt, bleibt strittig, ob sich das jeweils konkrete Gemeinwohl 
als Summe der individuellen Interessen ergibt oder ob es eine 
eigene, spezifische Qualität hat (Schubert/Klein 2018) und 
damit einschränkend auf die Individualrechte einwirken kann.

Vom Gemeinwohl zur Gemeinwohl-Ökonomie 

Die Gemeinwohl­Ökonomie (GWÖ) versteht sich in diesem 
Diskurs als zivilgesellschaftliche Bewegung mit politischen 
Forderungen. Sie will in allen gesellschaftlichen Bereichen zu 
einer Kultur des guten Lebens in einer friedlichen und nach­
haltigen Gesellschaft beitragen. Das Konzept der GWÖ baut 
auf gemeinwohlfördernden Werten wie Kooperation und So­
lidarität statt auf Konkurrenz und Gewinnmaximierung auf. 
Das zentrale Bestreben der Bewegung ist es, wirtschaftliches 
Handeln enger mit demokratischen Grundwerten sowie öko­
logischen und sozialen Forderungen zu verbinden und diese 
in Einklang zu bringen (GWÖ 2021a). Sie versteht sich damit 
als schlüssiges Modell und konsistenter Theorieansatz, als 
Beteiligungsprozess für alle und als demokratischer Umset­
zungsprozess. Die Universalität des Gemeinwohls zeigt sich 
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2.4 Grundlagen: Integrativer Ansatz 

Substitution oder Ergänzung des 
Nachhaltigkeitskonzeptes? 

Wie Weidner (2002) bereits feststellte, liegen die Konzepte 
der Nachhaltigkeit und des Gemeinwohls trotz einiger Unter­
schiede nah beieinander.6 Anstatt über eine weitere Abgren­
zung und ein Entweder­oder zwischen den zwei Begriffen 
nachzudenken, soll an dieser Stelle eine evolutorische Pers­
pektive eingenommen werden, die Begriffe und Ideen als Teil 
von sozialen Diskursen im jeweiligen zeitlichen Kontext sieht 
(bspw. Habermas 1992; Foucault 2004, 2011; Fligstein/McA­
dam 2012) und in diesem Fall deren Annäherung aneinander 
in den Vordergrund stellt. 

Hierzu soll die von Bachmann (2003) geschilderte Funk­
tion von Nachhaltigkeit als regulativer Idee, auf die histo­
risch vorher gebräuchlichere Kategorie der sozialen Gerech­
tigkeit folgend, wiederaufgegriffen werden. Der Wandel hin 
zu einer polyzentrischen oder Multi­Akteurs­basierten Form 
von gesellschaftlicher Steuerung („Governance anstelle von 
Government“, siehe Kapitel 2.2), die starke Ausrichtung auf 
Partnerschaften in der Agenda 2030, die Orientierung des Ge­
meinwohls am Willen der Zivilgesellschaft und die Betonung 
von Kooperation in der Gemeinwohl­Ökonomie sowie das 
(Rück­)Besinnen auf das Gemeinwohl in EU­Strategiepapie­
ren wie der Neuen Leipzig­Charta – all das kann als die Fort­
führung eines Umdenkens, eines Paradigmenwechsels gese­
hen werden. 

6 So differenziert Weidner (2002) die beiden Begriffe anhand einer 
Gegenwartsorientierung (Gemeinwohl) bzw. Zukunftsorientierung 
(Nachhaltigkeit) und ordnet – in den drei Nachhaltigkeitsdimensionen 
gedacht (siehe Kapitel 2.2) – dem Gemeinwohl eine stärker soziale 
sowie der Nachhaltigkeit eine stärker an der Umweltdimension 
orientierte Auslegung zu. Diesem Zielkonflikt der beiden Konzepte 
stimmen die Autoren dieser Studie nicht zu, da in den letzten 20 Jahren 
der Trend zu einem ganzheitlichen Verständnis (wie in der Agenda 
2030) ging und klar für eine Versöhnung von sozialer und ökologischer 
Dimension steht. 

Status quo: Gemeinwohl im Sinne der GWÖ und der 
Bezug zur Nachhaltigkeit

In der praktischen Arbeit mit Unternehmen, zivilgesellschaft­
lichen Organisationen und Kommunen legt die GWÖ derzeit 
die Werte Menschenrechte, Solidarität und soziale Gerech­
tigkeit, ökologische Nachhaltigkeit sowie Transparenz und 
Mitentscheidung zugrunde (MET Unternehmen 2017; MET 
Gemeinden 2021). Die GWÖ orientiert sich damit an der All­
gemeinen Erklärung der Menschenrechte, an demokrati­
schen Grund­ und Verfassungswerten, an Beziehungswerten, 
der Ethik der Achtung vor der Natur und dem Schutz der Erde. 
Jedes menschliche Wesen an sich ist wertvoll, schützenswert 
und einmalig. Die Menschenwürde ist unabhängig von der 
Verwertbarkeit der menschlichen Arbeitskraft und unantast­
bar. Solidarität spiegelt den Anspruch wider, allen Menschen 
eine Grundausstattung an Chancen zu bieten und nieman­
den zurückzulassen. Gerechtigkeit beschreibt eine Zielvor­
stellung, bei der es eine angemessene Verteilung von Gütern, 
Ressourcen, Macht sowie auch Chancen und Pflichten gibt. Die 
ökologische Nachhaltigkeit betrachtet die Beziehungen der 
Lebewesen zu ihrer Umwelt. Diese soll den Bedürfnissen der 
heutigen Generationen entsprechen, ohne die Möglichkeiten 
künftiger Generationen zu gefährden. Transparenz legt Infor­
mationen offen, damit mündige Akteur:innen die Grundlage 
für Mitentscheidung erhalten und so als Beteiligte involviert 
werden. Die GWÖ bildet somit in ihren Werten die soziale, 
ökologische und ökonomische Dimension der Nachhaltigkeit 
in einem werteorientierten Bild ab. 
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Während die Formulierung der SDGs auf internationaler 
Ebene stattfand, wurde der Gemeinwohlbegriff, im Sinne der 
GWÖ, durch eine zivilgesellschaftliche Bewegung wiederbe­
lebt, die „glokal“ (d. h. lokal agierend, aber global vernetzt) 
organisiert ist.7 Lokale oder auch „glokale“ Bewegungen 
gab und gibt es jedoch nicht nur im Konzept des Gemein­
wohls, sondern auch im Konzept der Nachhaltigkeit, welches 
schließlich der Formulierung der SDGs zugrunde liegt. Umso 
mehr ist das Konzept der Nachhaltigkeit in den SDGs aber 
auch anschlussfähig an das Konzept des Gemeinwohls, in dem 
auf partizipative oder demokratische Prozesse von unten ein 
besonderer Schwerpunkt gelegt wird (vgl. Kapitel 2.1). 

Die Funktion beider Begriffe als regulative Idee für eine Stär­
kung von Governance ist eine weitere Gemeinsamkeit. Der 
Begriff des Gemeinwohls, in der Ausprägung der GWÖ, stärkt 
die Rolle der Zivilgesellschaft sowie auch die des Staates vis­
à­vis einer global mächtigen Privatwirtschaft. Allerdings 
soll auch der Staat transformiert werden. Und zwar nicht zu 
einem starken Staat, wie er in der Vergangenheit von (wirt­
schafts­)liberalen Stimmen kritisiert wurde (vgl. Mazzucato 
2018), sondern als kooperativer, moderierender Akteur, der 
im Dienste der Staatsbürger:innen bzw. einer politischen Zi­
vilgesellschaft die Spielregeln in der Wirtschaft so formt, dass 
diese eben dem Menschen dient und die planetaren Gren­
zen respektiert. Bezogen auf die Umsetzung der SDGs auf 
kommunaler Ebene fördert der integrative Ansatz der SDGs 
in vergleichbarer Weise die Zusammenarbeit verschiede­
ner Akteur:innen, angefangen mit den einzelnen Abteilun­
gen einer Kommunalverwaltung (Burger/Ulrich/Kuhn 2017). 
Koch und Krellenberg (2021, S. 23 f.) resümieren diesbezüg­
lich, es könne somit „gelingen, durch die SDGs verschiedene, 
bislang nicht kooperierende Akteure an einen Tisch zu brin­
gen und die oftmals vorherrschende, als ,Silo­Denken‘ be­
zeichnete, sektorenbezogene Sichtweise zu verringern.“ Diese 
Dynamik und die Verschiebung von, vereinfacht formuliert, 
gesellschaftlich­politischen Trends geschehen in einem his­
torischen Kontext des Klimawandels sowie zunehmender so­
zialer Ungleichheiten. Es scheint somit nur naheliegend, mit 
der Revitalisierung des Gemeinwohlbegriffes ein Gedanken­

7 Wohlgemerkt ist das Auftauchen in der Neuen Leipzig­Charta vor 
diesem Hintergrund spannend zu beobachten. Womöglich wird die 
weitere Bestimmung des Begriffes von der zivilgesellschaftlichen 
Revitalisierung und Formung, wie durch die GWÖ geschehen, auf eine 
staatliche, internationale (EU) Ebene gehoben und dort dann weiter 
und gegebenenfalls anderweitig geprägt.

 

INFOBOX  Die Neue Leipzig-Charta

Bereits der Untertitel „Die transformative Kraft der 

Städte für das Gemeinwohl“ lässt keinen Zweifel offen, 

dass das Konzept des Gemeinwohls einen zentralen Stel-

lenwert in diesem europäischen Strategiedokument erhal-

ten hat. Die Charta wurde im November 2020 von den für 

Stadtentwicklung zuständigen Ministerinnen und Minis-

tern der EU-Mitgliedstaaten verabschiedet. 

In der Präambel wird die Charta in Bezug auf die aktu-

ellen internationalen Nachhaltigkeitspolitiken wie folgt 

verortet: „Die Notwendigkeit einer nachhaltigen Trans-

formation wird durch die Agenda 2030 für nachhaltige 

Entwicklung, insbesondere mit ihrem Nachhaltigkeitsziel 

11 [Städte], die New Urban Agenda, das Übereinkommen 

von Paris und den Green Deal der Europäischen Kommis-

sion unterstrichen. Der Green Deal ist darauf ausgerich-

tet, Europa als ersten Kontinent der Welt ,klimaneutral‘ 

zu machen. Europa als Ganzes trägt hierfür eine grund-

legende Verantwortung und ist gemeinschaftlich in der 

Lage, dieses Ziel zu erreichen. Die Neue Leipzig-Charta 

bietet einen politischen Rahmen, um diese europäischen 

und internationalen Abkommen auf städtischer Ebene zu 

berücksichtigen und umzusetzen“ (Deutsche Präsident-

schaft im Rat der EU 2020, S. 1).

Die folgenden Prinzipien einer guten Stadtentwicklung 

werden dabei genannt (für nähere Details siehe ebd.): 

•• Gemeinwohlorientierte Stadtentwicklungspolitik

•• Integrierter Ansatz

•• Beteiligung und Koproduktion

•• Mehrebenen-Ansatz

•• Ortsbezogener Ansatz
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••  Einzelne Organisationen, Unternehmen gleichermaßen 
wie Kommunalverwaltungen, können zu der Schaffung 
von Public Value beitragen (Public Value Creation) oder es 
beschädigen (Public Value Destruction). 

••  Entscheidungsträger in jeglichen Organisationen kön­
nen und sollten sich einer Gemeinwohlorientierung ver­
pflichtet fühlen – getreu dem Motto „Orientiere dich am 
Gemeinwohl und prüfe dein Handeln am Maßstab der Ge­
meinwohlverträglichkeit!“ (Meynhardt 2019, S. 269).8

••  Public Value ist eine abstrakte Größe, die von individueller 
Wahrnehmung abhängt und sich für eine Gesellschaft nur 
aus der Summe dieser Wahrnehmungen definieren lässt.9 
Kommunalverwaltungen (und auch Kommunalpolitik)10, 
welche per Gesetz dem Gemeinwohl verpflichtet sind, 
sollten daher dennoch aktiv an einem Abgleich ihrer 
Handlungen gegenüber der lebensweltlichen Geltung von 
Werten interessiert sein (analog zu Unternehmen kann 

8 „Allein schon aus Gründen der wechselseitigen Abhängigkeit in 
einem gemeinschaftlich­gesellschaftlichen Zusammenhang ist dieser 
Imperativ rational. Es ist nur ein schwaches Gegenargument, dass 
die Idee des Gemeinwohls antiquiert sei, weil darunter alle etwas 
anderes verstünden. Sicher bedarf es der ständigen Vorsicht, dass mit 
einer solchen Rhetorik nicht – wie historisch geschehen – autoritärer 
Missbrauch getrieben wird. Doch ist der aktive Beitrag zur Stärkung 
des Gemeinwesens bzw. die Verhinderung von dessen Schädigung die 
entscheidende Legitimation für unsere freiheitliche Ordnung. Nichts ist 
kurzsichtiger als ein Freiheitsgedanke, der nicht erkennt, dass es keine 
voraussetzungslose menschliche Existenz gibt. Gemeinwohl ist als eine 
Bedingung der Möglichkeit gelingenden Lebens zu betrachten – oder 
etwas plakativer: ‚Ohne Gemeinwohl keine Freiheit‘“ (Meynhardt 2019, 
S. 269).

9 „,[T]he public’ is what individuals perceive as the public. Public value 
points to the very evaluations concerning the relationship between 
individual and the perceived public” (Meynhardt 2009, S. 205). 
Die vollständige Definition liest sich wie folgt: „Public value is value for 
the public. Value for the public is a result of evaluations about how basic 
needs of individuals, groups and the society as a whole are influenced in 
relationships involving the public. Public value then is also value from 
the public, i.e., ,drawn’ from the experience of the public. The public is 
an indispensable operational fiction of society. Any impact on shared 
experience about the quality of the relationship between the individual 
and society can be described as public value creation. Public value 
creation is situated in relationships between the individual and society, 
founded in individuals, constituted by subjective evaluations against 
basic needs, activated by and realized in emotional­motivational 
states, and produced and reproduced in experience­intense practices” 
(Meynhardt 2009, S. 211–212).

10 Gemeinderäte werden „nicht explizit durch [das] Gesetz auf 
die Wahrung des Gemeinwohls verpflichtet, jedoch haben viele 
Geschäftsordnungen des Gemeinderates ähnliche Formulierungen 
aufgenommen. Kommunalpolitik vollzieht sich also nicht in einem 
wertfreien Raum. Das Gemeinwohl stellt anerkanntermaßen den 
Ausgangspunkt und die Zielgröße aller kommunalpolitischer 
Handlungen dar“ (Weiß 2002, S. 27).

gebäude und eine Projektionsfläche zu finden, die eine Steue­
rung aller Akteur:innen im Sinne von Governance ermöglicht 
und Interessen vereinen kann.

Diese Dezentralisierung von Entscheidungskompetenz führt 
allerdings auch zu „Zielkonflikten und Auseinandersetzun­
gen um Zuständigkeiten, politische Maßnahmen, Budgets 
und Ressourcen“ (Koch/Krellenberg 2021, S. 24). Es soll nun 
also die Frage gestellt werden, ob analog zu der von Bachmann 
(2003) beschriebenen Funktion des Nachhaltigkeitskonzep­
tes nun das Konzept des Gemeinwohls imstande ist, die Be­
arbeitung von Interessenkonflikten und Blockadehaltungen 
zu unterstützen. 

Gemeinwohl: Von Stakeholder Value zu Public Value

Der Aspekt der Interessen­ und Zielkonflikte führt zu einem 
essenziellen Aspekt in dieser Betrachtung: Der Gemein­
wohlbegriff taucht frühzeitig in der Wirtschaftsphiloso­
phie auf (siehe Kapitel 2.3), im Englischen unter den Begrif­
fen „Common Good“ oder auch „Public Value“. Zu Letzterem 
knüpfen wissenschaftliche Vertreter:innen des sogenannten  
Public­Value­Ansatzes an, welche ein gemeinwohlorien­
tiertes Wertschöpfungsverständnis fordern und in der De­
batte zu stärken versuchen (z. B. Mazzucato 2018; Meynhardt 
2008, 2013).

Das zentrale Argument an dieser Stelle ist, dass die SDGs 
aus einem Multi­Akteurs­ bzw. Multi­Stakeholder­Prozess 
entstanden sind, in dem es ebenso multiple Interessen gab, 
und dass diesen diversen Interessen entsprechend vielfäl­
tige Wertvorstellungen zugrunde liegen, deren Verfolgung 
teilweise widersprüchlich ist. Die SDGs repräsentieren also 
das, was man als Summe von Stakeholder Value(s) bezeich­
nen kann. Während Stakeholder Value neben dem wesentlich 
enger geführten Shareholder Value bereits ein positiv besetz­
ter Begriff ist (Mazzucato 2018; auch Meynhardt 2008, 2013), 
führt auch Stakeholder Value nicht automatisch zur Schaf­
fung des größtmöglichen Gemeinwohls. Der Ansatz des Sta­
keholder Values unterliegt eben der Gefahr eines vergeblichen 
Integrationsversuches von heterogenen Erwartungen bis hin 
zu divergierenden Interessen (Meynhardt 2013). Demgegen­
über beschreibt Meynhardt (2009, 2013) das Konzept des Pu­
blic Values folgendermaßen:
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Erfolge von Kommunen, die SDGs im Rahmen eines kommu­
nalen Nachhaltigkeitsmanagements umzusetzen oder auch 
kommunale Gemeinwohl­Bilanzen zu erstellen (beides wird 
in Kapitel 4 vertieft), können hier als ganzheitlichere, weit­
reichende und vorbildliche Pilotaktivitäten genannt werden.

Der gute Wille, einen integrierten Rahmen, wie in den SDGs 
angelegt, zu schaffen, wurde auch von der Gemeinwohl­
Ökonomie aufgegriffen. Als Beitrag zur Umsetzung der SDGs 
wurde versucht, die SDGs und die Gemeinwohl­Bilanz in De­
ckung zu bringen (Kasper/Hofielen 2021; siehe Kapitel 3). 
Kasper und Hofielen (2021) argumentieren, dass die Gemein­
wohl­Bilanz aufgrund der Kohärenz der ihr zugrunde liegen­
den Werte einen in sich konsistenten Ansatz zur Umsetzung 
der SDGs anbietet. Sie integriere bestehende Zielkonflikte in 
ihrem Wertesystem und biete daher einen Rahmen, um diese 
zu lösen.13 Allerdings ist auch die konkrete Umsetzung die­
ses Werterahmens immer noch eine Auslegungsfrage (siehe 
Kapitel 4).

Für die theoretische Betrachtung in diesem Kapitel soll fest­
gehalten werden, dass Gemeinwohl immer partizipativ defi­
niert werden muss. Die Gemeinwohl­Bilanzierung ist demzu­
folge als Prozessbasis zu verstehen – darin sind sich sowohl 
Public­Value­Vertreter:innen wie Meynhardt (2008, 2013, 
2019) als auch die Gemeinwohl­Ökonomie (Felber 2018) im 
Grunde einig. Die Frage „Brauchen die SDGs eine Erweite­
rung um die Wertedefinitionen des Gemeinwohls?“ kann so 
beantwortet werden, dass erst durch die Transparenz über 
Wertvorstellungen eine Integration von Zielen möglich wird. 
Für das kommunale Nachhaltigkeitsmanagement eröffnet 
sich dadurch die Chance einer Absicherung, dass die lokalen 
Werte einer Gemeinschaft berücksichtigt sind. Hinzu kommt: 
Akteur:innen, die in einem Prozess gehört wurden und mit­
bestimmen konnten, können auch in die Verantwortung ge­
nommen werden.

Der zuletzt genannte Aspekt, Verantwortung und auch Re­
chenschaft (Accountability), ist eine kritische Dimension 
von Governance, die in der konkreten Umsetzung von Zie­
len eine hohe Relevanz besitzt (bspw. Almqvist et al. 2013). 
Damit verbunden ist nicht zuletzt die Frage nach den nötigen 
Mitteln der Umsetzung – ein Thema, das in der Erreichung 

13 Zu dieser Konsistenz siehe andererseits die Kritik von Meynhardt 
(2019).

hier von der Notwendigkeit gesprochen werden, die „li­
cense to operate“ unter Beweis stellen zu müssen).11

••  Für Entscheidungsträger, die mit der Herausforderung 
eines kommunalen Nachhaltigkeitsmanagements befasst 
sind, gilt entsprechend: „Der Public­Value­Ansatz steht 
so zwischen dem Gemeinwohl (normatives Ideal bzw. ge­
setzlicher Auftrag) und der persönlichen Dimension des 
(mehr oder weniger ausgeprägten) Gemeinsinns. In ihm 
verknüpfen sich ein Selbstverständnis (Gemeinsinn) und 
die Ausrichtung auf das Ganze (Gemeinwohl). Er sichert 
die Rückbindung des Managements im öffentlichen Sek­
tor an das Gemeinwohl als ,Grund und Grenze‘ öffentli­
chen Handelns“ (Meynhardt/Metelmann 2008, S. 247).

Zusammengefasst heißt dies nun, dass es verschiedene 
Werte12 von verschiedenen Stakeholdern gibt, dass aber, so­
lange es Zielkonflikte gibt, die Schaffung von Gemeinwohl­
werten immer beschnitten wird. Vor dem Hintergrund der 
SDG­Betrachtung in dieser Studie kann das Argument auf die 
folgende Formel gebracht werden: Auch ein kumulatives Sta­
keholder Value ist nicht gleich Public Value bzw. Gemeinwohl. 
Eine wirkliche Integration von Zielen, wie den SDGs, kann also 
nicht in Form von Stakeholder Value gelingen, sondern be­
nötigt einen aktiven Definitionsprozess der Zielgröße „Ge­
meinwohl“.

Schlussfolgerungen für einen integrativen Ansatz von 
Nachhaltigkeit und Gemeinwohl

Meynhardt (2008, S. 459) weist darauf hin, dass in Deutsch­
land das Thema „Public Value“ bereits „intensiv von den 
Kommunen (Deutscher Städte­ und Gemeindetag ist feder­
führend) aufgenommen“ wird, was an der Ausweisung von 
Kommunen unter Labeln wie zum Beispiel „lebenswerte 
Stadt“ sichtbar würde. Die bestehenden Anstrengungen und 

11 „Even in the public sector with a ,license to operate’ provided by a 
legislative frame it is about constant negotiations of value propositions 
for deliveries” (Meynhardt 2009, S. 216).

12 Hierzu unterscheiden Meynhardt und Metelmann (2008) sowie 
Meynhardt (2009) zwischen einer 1. instrumentell­utilitaristischen 
Dimension, 2. moralisch­ethischen Dimension, 3. politisch­sozialen 
und 4. hedonistisch­ästhetischen Dimension von Werten. So ist zum 
Beispiel Shareholder Value klassischerweise als monetärer Wert 
der ersten Dimension zuzuordnen, während Schutz von Lebewesen 
(Naturschutz) der zweiten Dimension zugeschrieben werden kann. Die 
Maximierung jeweiliger Werte steht oftmals in Konkurrenz zueinander.
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2.5 Grundlagen: Zusammenfassung 

Das zentrale Ergebnis dieses Kapitels ist, dass das Gemein­
wohlkonzept die Chance auf eine Integration von Nachhal­
tigkeitszielen bietet – insbesondere auf kommunaler Ebene. 
Die Auseinandersetzung mit der Schaffung oder Schädigung 
von Gemeinwohl kann dazu beitragen, dass die SDGs vor Ort 
integriert werden.

Durch die Offenlegung der impliziten Werte der beteiligten 
Stakeholder und den partizipativen Prozess zu einer lokalen 
Definition von Gemeinwohl werden kontextabhängige – d. h. 
möglicherweise auch von Ort zu Ort unterschiedliche – inte­
grierte Nachhaltigkeitsziele und entsprechende Handlungs­
felder entwickelt.

Ob und wie dies in der Praxis des kommunalen Nachhaltig­
keitsmanagements bereits erfolgt bzw. an bestehende Prak­
tiken anschließen kann, wird in Kapitel 4 erörtert. Zuvor wird 
jedoch in Kapitel 3 noch ein Blick auf die Instrumente des 
Nachhaltigkeitsmanagements und der Gemeinwohl­Bilan­
zierung geworfen.

der Agenda 2030 immer mehr an Bedeutung gewinnt und als 
„vielleicht kontroversestes Thema in der Prüfung und Be­
wertung der SDGs“ bezeichnet werden kann (Ciambra 2021b, 
S. 45; Übersetzung d. A.).

In diesem Zusammenhang lässt sich abschließend auch die 
Frage nach der optimalen Ebene für die Umsetzung der be­
schriebenen komplexen Prozesse stellen: „Zwar betont die 
Agenda 2030 die wichtige Rolle der lokalen Ebene bei der Um­
setzung der SDGs, genaue Verfahren bzw. verpflichtende Ziel­
kataloge für Städte existieren hingegen nicht. Für die Städte 
ergeben sich daher aus der Umsetzungsarchitektur der Agenda 
2030 große Freiheiten, aber auch Herausforderungen“ (Koch/
Krellenberg 2021, S. 13). Die Antwort scheint naheliegend: Die 
angesprochenen partizipativen Prozesse können auf loka­
ler Ebene besser gelingen als auf regionaler, nationaler oder 
globaler Ebene. Dieses grundsätzliche Potenzial wird jedoch 
durch die formalen Kompetenzeinschränkungen der kommu­
nalen Ebene deutlich gemindert. Einmal mehr ließe sich hier, 
mit ambivalenten Hoffnungen verknüpft, der Kreis mit dem 
Ban­Ki­Moon­Zitat schließen: „Our struggle for global sus­
tainability will be won or lost in cities.“

Die Frage wäre nun, ob der kommunalen Ebene diese zent­
rale Rolle der Integration von Interessen sowie die dafür nö­
tigen Kompetenzerweiterungen zugesprochen werden sollen.
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eine entsprechende Berichterstattung nach wie vor eher auf 
die jeweiligen kommunalen Einzelthemen fokussiert. Fach­
strategien und die Orientierung an finanziellen Größen sind 
gut und sinnvoll, sollten im Rahmen eines Nachhaltigkeits­
managements aber um Gesamtstrategien und eine stärkere 
Wirkungsorientierung ergänzt werden. Zudem richtet sich 
kommunalpolitisches Handeln immer noch häufig (primär) 
an den finanziellen Ressourcen aus und nicht danach, ob es 
geeignete Rahmenbedingungen für ein gutes Leben für den 
Menschen, die Umwelt und die Wirtschaft schafft und zu 
einer nachhaltigen Entwicklung beiträgt.

Aufgrund dieses Settings und der anerkanntermaßen großen 
Herausforderung für Kommunen fördern verschiedene Ak­
teure die Implementierung von nachhaltiger Entwicklung in 
das kommunalpolitische Handeln. Standards, Leitfäden, Ar­
beitsbücher und SDG­Indikatoren für Kommunen sind in den 
letzten Jahren zur Unterstützung der Kommunen entwickelt 
worden. Sie können zur Anwendung gebracht und als Bei­
träge für einen übergreifenden Nachhaltigkeitsansatz ver­
standen werden.

3.2  Instrumente: Nachhaltigkeits-
management 

Lokalisierung – die Übersetzung von Zielen in 
Maßnahmen 

Unter Lokalisierung (Localisation; vgl. Kapitel 2) wird der 
Prozess der Übersetzung der globalen SDGs auf die lokale 
Ebene verstanden. Alle 17 SDGs gelten als relevant und auf der 
lokalen Ebene umsetzbar, wobei jedoch die Notwendigkeit be­
steht zu prüfen, inwiefern ein Ziel auf der lokalen Ebene direkt 
umgesetzt werden kann, und dieses gegebenenfalls anzupas­

3.1 Instrumente: Einleitung 

Nachhaltigkeit ist mittlerweile in den deutschen Kommunen 
angekommen. Schon mit der Lokalen Agenda 21 erkannten 
Kommunen an, wesentliche Trägerinnen einer nachhaltigen 
Entwicklung zu sein. Das Handlungsprogramm der Lokalen 
Agenda 21 enthielt Maßnahmen in zahlreichen Politikfel­
dern, um die Lebens­ und Wirtschaftsweise zukunftsfähig zu 
gestalten, und fordert die Kommunalverwaltung und ­poli­
tik auf, in einen Dialog mit ihren Bürger:innen, örtlichen Or­
ganisationen und der Privatwirtschaft einzutreten und eine 
kommunale Nachhaltigkeitsstrategie zu entwickeln.

Seit der Verabschiedung der Agenda 2030 gibt es nun eine 
stetig wachsende Zahl an Kommunen, die sich der Nach­
haltigkeit verschreiben. Rund 200 Kommunen haben mitt­
lerweile die allgemeine Erklärung der Musterresolution des 
Deutschen Städtetages und des Rates der Gemeinden und Re­
gionen Europas (RGRE) / Deutsche Sektion „2030 – Agenda 
für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltigkeit auf kommuna­
ler Ebene gestalten“ unterzeichnet. Gleichwohl fällt es vielen 
Kommunen immer noch schwer, sich systematisch und stra­
tegisch mit ihrer Nachhaltigkeitsleistung zu beschäftigen 
(RNE 2020, S. 7). So sind kommunale Nachhaltigkeitsstrate­
gien trotz vermehrter Anstrengungen in den letzten Jahren 
gesamt gesehen eher die Ausnahme als die Regel.

Kommunen sind zudem häufig in Einzelaspekten der Nach­
haltigkeit verhaftet, denn der übergreifende thematische 
Ansatz der Nachhaltigkeit stellt für viele noch eine Her­
ausforderung dar. Die Kommunen greifen oftmals (nur) auf 
einzelne Fachstrategien, ­konzepte, ­pläne oder ­leitbil­
der wie zum Beispiel Flächenmanagementstrategien, Stadt­
entwicklungskonzepte, Klimaschutzpläne oder Integrati­
onsleitbilder zurück. Damit sind die kommunale Arbeit und 

3 Instrumente
Anke Butscher, Niklas Mischkowski, Stefan Kuhn
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In einer aktuellen Analyse zum Stand der lokalen SDG­ 
Berichterstattungen (den sogenannten Voluntary Local  
Reviews, VLR; analog zu den Voluntary National Reviews, 
VNR) in der EU wird deutlich, dass es nur eine geringe An­
zahl von berichtenden Städten gibt, was den bisherigen Pilot­
charakter dieser Praxis zeigt (Ciambra 2021a).

In Deutschland sind einige Pilotprojekte zu nennen, wie das 
Programm „Global Nachhaltige Kommune“ (GNK) der Ser­
vicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) von Engage­
ment Global und das Projekt „Agenda 2030 – Nachhaltige Ent­
wicklung vor Ort“ der Bertelsmann Stiftung (Ciambra 2021a; 
Bertelsmann Stiftung et al. 2020). Zudem veröffentlichte der 
deutsche Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE 2021) den so­
genannten Berichtsrahmen nachhaltige Kommune (BNK) auf 
Basis des DNK – eine Handreichung zur Nachhaltigkeitsbe­
richterstattung von Kommunen. Er basiert auf dem für Unter­
nehmen entwickelten Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) 
und richtet sich inhaltlich an Steuerungskriterien (z. B. Vor­
handensein einer Nachhaltigkeitsstrategie) und Handlungs­
feldern (z. B. Klimaschutz und Energie) aus. Die Handlungs­
felder beziehen sich schließlich auf ausgewählte SDGs, um 
„so eine Verknüpfung zur Deutschen Nachhaltigkeitsstrate­
gie und zur Agenda 2030 der Vereinten Nationen herzustel­
len“ (RNE 2021, S. 7).

Ein vollumfängliches Nachhaltigkeitsmanagement folgt in 
der Regel den Schritten eines Managementzyklus14, d. h. Ziel­
definition, Planung, Durchführung, Monitoring/Evaluation. 
Ähnlich verhält es sich auch bei den meisten SDG­Leitfäden 
(vgl. Siragusa et al. 2020), welche in der Regel ein (partizipati­
ves) Vorgehen entlang von Managementschritten empfehlen. 
Im Rahmen des Projektes „Monitor Nachhaltige Kommune“ 
der Bertelsmann Stiftung wurden vier Instrumente für ein 
wirkungs­ und beteiligungsorientiertes Nachhaltigkeitsma­
nagement in deutschen Kommunen entwickelt und beschrie­
ben, welche zusammengenommen ein zyklisches Nachhaltig­
keitsmanagement (Haubner/Kuhn 2020; Kuhn/Burger/Ulrich 
2018) mit vier Instrumenten ergeben:

14 In verschiedenen Variationen verbreitet ist hier der PDCA­Zyklus: 
Plan­Do­Check­Act; im Kontext von Nachhaltigkeit ist auch der 
sogenannte Transition­Management­Zyklus von Loorbach (2010) 
erwähnenswert.

sen (zu übersetzen) (Koch/Krellenberg 2021, S. 24, Siragusa 
et al. 2020, S. 12). Bei dieser Übersetzung sollte idealerweise 
auch die Verflechtung der Verwaltungsebenen berücksichtigt 
werden, da die politischen Kompetenzen von Städten, Krei­
sen und Gemeinden für eine direkte Verantwortlichkeit ge­
gebenenfalls nicht ausreichen. Lokalisierung umfasst je nach 
Perspektive dabei nicht nur die Übersetzung der Zielformulie­
rung von der globalen auf die lokale Ebene, sondern beinhal­
tet auch die Umsetzung und Überwachung der lokalen SDGs.

Die Vereinten Nationen gliedern die 17 SDGs in 169 Unterziele, 
welche wiederum mit 232 Indikatoren auf nationaler Ebene 
versehen sind (Siragusa et al. 2020). Von diesen 232 SDG­In­
dikatoren gelten ca. ein Drittel als direkt auf der lokalen Ebene 
messbar (Koch/Krellenberg 2021; UN­Habitat 2018). Vor die­
sem Hintergrund wurden international seit dem Erscheinen 
der SDGs diverse Leitfäden und Handbücher für deren Um­
setzung auf lokaler Ebene herausgegeben. Um nur einige Bei­
spiele zu nennen: 

••  erste SDG­Berichte von Städten um 2016 gelten als Refe­
renzpunkt, welche im Rahmen des Online Voluntary Local 
Review (VLR) Lab unter Leitung des Institute for Global 
Environmental Strategies (I­GES) erarbeitet und veröf­
fentlicht wurden (Ciambra 2021a)

••  die Roadmap for Localizing the SDGs: Implementation and 
Monitoring at Subnational Level (Global Taskforce of Local 
and Regional Governments/UNDP/UN­Habitat 2016)

••   das European Handbook for SDG Voluntary Local Reviews 
(Siragusa et al. 2020) des Joint Research Centers der Euro­
päischen Kommission 

••  die Guidelines for Voluntary Local Reviews, Vol. 1 (UCLG/
UN­Habitat 2020) und Vol. 2 (UN­Habitat/UCLG 2021)

••  die „Checklist for implementing a territorial approach to 
the SDGs“ der Organisation für Wirtschaftliche Zusam­
menarbeit und Entwicklung (OECD 2020)

••  die Berichte des Council of European Municipalities and 
Regions: „How local and regional government associ­
ations bring the SDGs to life“ (Bentz/Noupadja/Oever­
mann/Chambon 2019)
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a. Nachhaltigkeitsbericht
b. Nachhaltigkeitsstrategie
c. Nachhaltigkeitshaushalt
d. Nachhaltigkeitsprüfung

Auch der jüngst veröffentlichte BNK (RNE 2021) greift diese 
Elemente inhaltlich auf, indem er den Einstieg in die Nachhal­
tigkeitsberichterstattung sowie den Aufbau einer Nachhaltig­
keitsstrategie zu unterstützen sucht.

Die folgende Abbildung enthält einen Überblick über das Kon­
zept des zyklischen, wirkungs­ und beteiligungsorientierten 
Nachhaltigkeitsmanagements in Kommunen:

Lokalisierung konkret 

Als Beispiel für ein Instrument soll hier auf den aktuellen Leit­
faden der LAG 21 NRW (2020) eingegangen werden. Konkret 
arbeitet der Leitfaden mit 27 Indikatoren, welche einheit­
lich für alle 396 Städte und Gemeinden in Nordrhein­Westfa­
len anwendbar sein sollen. Dieses Indikatorenset basiert aus 
Gründen der vertikalen Integration auf dem Indikatorensys­
tem der Agenda 2030, der Deutschen Nachhaltigkeitsstrate­
gie sowie der nordrhein­westfälischen Nachhaltigkeitsstra­
tegie unter Berücksichtigung von Datenverfügbarkeiten und 
Anwendungsplausibilitäten auf der kommunalen Ebene. Die 
Indikatoren beginnen stets mit einem Themenfeld, zum Bei­
spiel Bildung und Betreuung oder Flächenverbrauch, und 
werden in Verbindung zu den jeweils höheren Ebenen aufge­
listet (siehe Tab. 2).

Jeder Indikator wird sodann definiert, zum Beispiel der „In­
dikator ‚Flächeninanspruchnahme‘ […] durch den Zuwachs 
der als Siedlungs­ und Verkehrsfläche (SuV) klassifizierten 
Fläche einer Gebietskörperschaft. Datengrundlage ist die Flä­
chenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung“ (LAG 21 
NRW 2020, S. 68). Schließlich werden die Bedeutung, Daten­
validität und Differenzierung innerhalb der verfügbaren Da­
tensätze erläutert.

Im Rahmen des Projektes „Global Nachhaltige Kommune“ der 
LAG 21 NRW – gefördert durch Engagement Global mit ihrer 
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) mit Mit­
teln des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit und Entwicklung (BMZ) – wurden die Kommunen bei 
der Erstellung einer kommunalen Nachhaltigkeitsstrategie 
unter Bezug auf die SDGs beraten. Hierbei wurden, von den 
Themenfeldern ausgehend, strategische Ziele, operative Ziele 
sowie konkrete Maßnahmen und deren Finanzierung erarbei­
tet (siehe Abb. 3). Als strategisches Ziel 1 gilt hier beispiels­
weise für die Stadt Arnsberg, dass sie sich zu einer effizien­
ten Nutzung ihrer natürlichen Ressourcen verpflichtet und 
das „Prinzip Innen­ vor Außenentwicklung“ bis 2030 zu einer 
„nachhaltigen Flächeninanspruchnahme beigetragen“ haben 
soll (Stadt Arnsberg/LAG 21 NRW 2020, S. 62).

ABBILDUNG 2   Wirkungsorientiertes Nachhaltigkeits-

management in Kommunen: 

Schritte, flankierende Elemente und 

Instrumente

Quelle: Kuhn/Burger/Ulrich 2018, S. 10
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ziele abzubilden. Der Bericht dient somit zur Information 
der Verwaltung und Politik sowie sämtlicher interessierter 
Akteur:innen der Stadtgesellschaft. Beabsichtigt ist daran an­
schließend, dass der Bericht als Orientierungs­ und Entschei­
dungshilfe genutzt wird: „Durch die enthaltenen Analysen 
sind Kommunen in der Lage, jene zentralen Handlungsfelder 
zu bestimmen, die mit Blick auf eine nachhaltige Entwick­
lung einer verstärkten Behandlung bedürfen. Dieser Bedarf 
kann dann in Form von Zielen beschrieben und mit Maßnah­
men zu deren Erreichung unterlegt werden“ (Kuhn/Burger/
Ulrich 2018, S. 16). Letzterer Schritt leitet sodann wieder in 
die Nachhaltigkeitsstrategie über. Möglich ist jedoch auch, 
dass ein Nachhaltigkeitsbericht – neben Informationen über 

Zu jedem strategischen Ziel wurden wiederum Bezüge zu ver­
schiedenen SDGs hergestellt. Abbildung 4 zeigt beispielhaft 
eine Übersicht zur Anzahl der Bezüge zwischen den strategi­
schen Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie der Stadt Arnsberg 
und den SDGs. Das strategische Ziel 1 hat demnach zum Bei­
spiel Bezüge zu den SDGs 11 (Städte und Gemeinden), 12 (Kon­
sum­ und Produktionsmuster) und 15 (Landökosysteme).

Der Nachhaltigkeitsbericht

Grundsätzlich erfüllt der kommunale Nachhaltigkeitsbericht 
den Zweck, den Status quo der Nachhaltigkeit in einer Kom­
mune bzw. die Erreichung der jeweiligen Nachhaltigkeits­

TABELLE 2  Beispielindikatoren

Themenfeld Kommunale Ebene Global: Agenda 2030 National: Deutsche 
Nachhaltig keitsstrategie

Regional: Nachhaltig keits-
strategie NRW

Bildung und Betreuung Schulabgehende ohne  
allg. Schulabschluss

4.1.1: Kinder und Jugend liche mit 
einem Mindestleistungsniveau in: 
a) Lesen und b) Mathematik

4.1 a: Frühe Schul-
ab gehende (18- bis 
24-Jährige)

18- bis 24-Jährige ohne 
Abschluss des Sekundar-
bereichs II

Fläche Flächen inanspruch -
nahme

11.3.1: Flächen nutzungs- zur 
Bevölkerungs wachs tumsrate

11.1 a: Anstieg der Sied-
lungs- und Verkehrs fläche

Zunahme der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche

Quelle: basierend auf LAG 21 NRW (2020, Tabelle 11)

ABBILDUNG 3  Aufbau einer kommunalen Nachhaltigkeitsstrategie

Leitbild

Leitlinie Themenfeld

strategisches Ziel 1 strategisches Ziel 2 strategisches Ziel 3 strategisches Ziel 4

operatives 
Ziel 1.1

operatives 
Ziel 1.2

operatives 
Ziel 2.1

operatives 
Ziel 2.2

operatives 
Ziel 3.1

operatives 
Ziel 3.2

operatives 
Ziel 4.1

operatives 
Ziel 4.2

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Maßnahmen 
und 

Ressourcen -
planung

Quelle: Stadt Arnsberg/LAG 21 NRW 2020, S. 34
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Beteiligung, Indikatoren und Prozesssteuerung

Als großer Vorteil der Orientierung an den SDGs kann die inte­
grative Wirkung zur Überwindung des Silo­Denkens genannt 
werden. Dies wird mit der Notwendigkeit der Kooperation 
verschiedener städtischer Abteilungen sowie der Beteiligung 
verwaltungsexterner Akteur:innen begründet (Siragusa et al. 
2020; Koch/Krellenberg 2021). Wie in Kapitel 2 bereits thema­
tisiert, legen Beteiligungsprozesse allerdings auch Zielkon­
flikte und „Auseinandersetzungen um Zuständigkeiten, po­
litische Maßnahmen, Budgets und Ressourcen“ offen (Koch/
Krellenberg 2021, S. 24).

Eine wichtige Lücke, die Koch und Krellenberg (2021) für die 
Lokale Agenda 21 ansprechen, war das Fehlen von Indikato­
ren zur Prozesssteuerung. Wie in den SDGs angelegt, arbeiten 
die meisten der oben genannten Leitfäden indikatorengestützt. 
Indikatoren sind ein hilfreiches Werkzeug, um qualitative Ziele 
(z. B. „Keine Armut“) in ihrer Umsetzung zu überprüfen (z. B. 
der Anteil der Menschen, die unterhalb der definierten Armuts­
grenze leben). Indikatoren erlauben somit „eine Zielerreichung 

die Ist­Situation der nachhaltigen Entwicklung und gegebe­
nenfalls einen Plan­Ist­Vergleich – auch zukünftige Ziele und 
Maßnahmen und somit wesentliche Elemente einer Nachhal­
tigkeitsstrategie enthält.

Eine wichtige Funktion von Nachhaltigkeitsberichten ist die 
Herstellung von Transparenz kommunaler Arbeit, auf deren 
Basis partizipative Prozesse zur Umsetzung einer nachhalti­
gen Entwicklung durchgeführt werden können (ebd.). Kuhn, 
Burger und Ulrich (2018, S. 19) weisen dabei auf eine zielori­
entierte Beteiligung hin: „Nicht immer ist mehr auch gleich 
besser. Es sollte stets überlegt werden, wer wo wirklich effek­
tiv beitragen kann. […] Aus Sicht der Kommunalverwaltung 
gilt für die Planung von Beteiligungsprozessen im Rahmen 
des Nachhaltigkeitsmanagements daher folgende Leitfrage: 
Wer bzw. welche Gruppe verfügt über Informationen, Zu­
gänge oder Ressourcen, die für den Erfolg eines jeden Schrit­
tes benötigt werden?“

ABBILDUNG 4   Exemplarische Bezüge der strategischen Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie der Stadt Arnsberg zu  

den SDGs
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Armut (SDG 1)

Hunger (SDG 2)

Gesundheit (SDG 3)

Bildung (SDG 4)

Gleichstellung (SDG 5)

Wasser (SDG 6)

Energie (SDG 7)

Arbeit und Wirtschaft (SDG 8)

Infrastruktur (SDG 9)

Ungleich heiten (SDG 10)

Städte und Gemeinden (SDG 11)

Konsum- und Produktionsmuster (SDG 12)

Klimaschutz und Klimaanpassung (SDG 13)

Ozeane und Meeresökosysteme (SDG 14)

Landökosysteme (SDG 15)

Gesellschaften (SDG 16)

Quelle: Stadt Arnsberg/LAG 21 NRW 2020, S. 65
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liche und organisatorische Konkretisierung des Prozessver­
fahrens. Zudem bestimmt die Kommune den Scope der Bilan­
zierung. Welche Einheiten der Kommune werden betrachtet? 
Die kommunalen Eigenbetriebe werden dabei als eigene Ein­
heiten gefasst und nicht über die Gemeinwohl­Bilanzierung 
für Kommunen betrachtet. Sie können parallel oder als Ergeb­
nis des Prozesses eine GWÖ­Unternehmensbilanz erstellen. 
Die eigentliche Erarbeitung der Bilanz (Do) findet in mehre­
ren Workshops mit möglichst breiter Beteiligung aus der Ver­
waltung und Politik bzw. den Berührungsgruppen statt. Im 
Rahmen des Bilanzierungsprozesses werden die letzten zwei 
Kalenderjahre analysiert. Die Kommune betrachtet die Ent­
wicklungen, vermerkt gute Beispiele der kommunalen Pra­
xis, erhebt mögliche Kennzahlen und erfasst ihre Selbstein­
schätzung zu den Aspekten des Gemeinwohls. Anhand dieser 
Analyse entwickeln Verwaltung und Politik Verbesserungspo­
tenziale, die für die Verstetigung des Gemeinwohls strategisch 
verortet und aufgegriffen werden können. Auf dieser Basis er­
stellt die Kommune einen schriftlichen Gemeinwohlbericht. 
In der Abschlussphase (Check) führt die Kommune den GWÖ­
Bericht anhand der Berührungsgruppen zusammen. Dieser 
wird extern überprüft, testiert und veröffentlicht. Der finale 
Bericht inklusive Testat stellt die GWÖ­Bilanz der Kommune 
dar. Diese wird sowohl auf der eigenen Website der Kommune 
als auch auf der Website der GWÖ veröffentlicht. Zudem wer­
den die Kommunen Mitglied in der GWÖ­Bewegung, um in 
die Vernetzung mit anderen Kommunen bzw. Akteur:innen 
einer wertebasierten Transformation zu gehen. Die anschlie­
ßende Optimierungsphase (Act) führt die Verbesserungspo­
tenziale aus den einzelnen Berührungsgruppen zusammen. 
Verbesserungspotenziale auf der Maßnahmenebene werden 
im Zusammenspiel der Verwaltung mit der Politik priorisiert 
und als „Low Hanging Fruits“ oder „Quick Wins“ in die Um­
setzung gebracht, während strategische Ansatzpunkte in eine 
GWÖ­Strategie der Kommune überführt werden können. Die 
strategischen Ziele anhand der Werte werden operationali­
siert und mit etablierten oder eigenen kommunalen Kennzah­
len hinterlegt. Nach zwei Jahren geht die Kommune in einen 
Re­Bilanzierungsprozess und überprüft, ob sie die Verbesse­
rungsmaßnahmen umgesetzt hat.

messbar zu machen, auch wenn hierfür komplexe Zusammen­
hänge vereinfacht werden müssen“ (Pfeffer und Georgiadou 
2019 in Koch/Krellenberg 2021, S. 27).

Hinsichtlich der Prozesssteuerung betont der RNE (2021) die 
Bedeutung der Messung und Überwachung von Indikatoren im 
Rahmen von Nachhaltigkeitsberichten: „Eine regelmäßige Be­
richterstattung erlaubt dann, den Prozess der Entwicklung zur 
nachhaltigen Kommune darzustellen“ (RNE 2021, S. 11).

Die Frage nach den richtigen Maßnahmen zur Umsetzung der 
SDGs bleibt allerdings jenseits des Monitorings eine Frage 
des Lokalisierungsprozesses und der Aushandlung zwischen 
Politik, Verwaltung und Stakeholder­Gruppen. Der Ansatz 
der Agenda 2030 wird hierbei als Steuerung durch Zielset­
zung („Goal Setting as a Governance Strategy“, siehe Young 
2017, S. 32) bezeichnet, bei der auf Freiwilligkeit und die Ent­
wicklung einer animierenden Wettbewerbsdynamik zwischen 
Teilnehmer:innen gesetzt wird (Young 2017).

In der Realität deutscher Kommunen, die sich im Rahmen 
eines, global gesehen, starken Rechtsstaats und damit ein­
hergehender Regelwerke befinden, scheint eine Mischung 
aus verschiedenen Governance­Modi (Hierarchie, Netzwerke, 
Märkte) zur Umsetzung der SDGs naheliegend und zielfüh­
render zu sein (siehe Meuleman/Niestroy 2015). Eine konkrete 
Ausformulierung eines solchen Steuerungs­ (ebd.) oder auch 
„Policy­Mix“ (Kern/Rogge/Howlett 2019; David 2017) steht 
jedoch derzeit noch aus.

3.3 Instrumente: Gemeinwohl-Bilanzierung

Die Gemeinwohl-Bilanzierung 

Die Gemeinwohl­Bilanzierung ist ein kontinuierlicher  
Verbesserungsprozess, der sich als sogenannter Deming­ 
Zyklus mit den vier Phasen Plan – Do – Check – Act be­
schreiben lässt (Einsiedel/Harrach 2020). In der Planungs­
phase fällt die Kommune die Entscheidung zur Bilanzerstel­
lung. Im Nachgang skizzieren die politischen Vertreter:innen 
im Zusammenspiel mit der Verwaltung wichtige Schritte für 
den Prozess. Darunter fallen die Zusammensetzung der Pro­
jektgruppe, die Bestimmung der Themenverantwortlichen in 
Bezug auf die sogenannten Berührungsgruppen und die zeit­
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ABBILDUNG 5   Der PDCA-Kreislauf der Gemeinwohl-Bilanzierung

 B
Workshop

Finanzen
 A

Workshop

Lieferkette

 C
Workshop

Mitarbeitende

 E
Workshop

Gesellschaft

 D
Workshop

Bevölkerung

KICK-OFF ABSCHLUSS

FEIERN

Quelle: angepasst mit Genehmigung von Lutz Dudek; aus Einsiedel/Harrach 2020, S. 14–15

Staatsprinzipien zu ihren sogenannten Berührungsgruppen 
(Stakeholdern) aussieht und welche menschenrechtlichen, 
sozialen und ökologischen Entscheidungskriterien auf kom­
munaler Ebene zugrunde gelegt werden. In dieser Betrach­
tung der Verwaltung können bzw. sollen die Berührungsgrup­
pen befragt sowie proaktiv und situativ eingebunden werden. 
Die Kommune stellt die Ergebnisse in einer übersichtlichen 
Struktur dar und erarbeitet Potenziale anhand einer soge­
nannten Potenziallandkarte, mit der dargestellt wird, wie die 
Verwaltung politisch unterstützt ihr Handeln zukunftsfähig 
weiterentwickeln kann. Kommunale Eigenbetriebe werden 
in der Bilanzierung der Kommune als Lieferant:innen und als 
Träger:innen der kommunalen Daseinsvorsorge betrachtet. 
Die Gemeinwohl­Bilanz wird alle zwei Jahre fortgeschrieben.

Da Kommunen als Gebietskörperschaft politische und admi­
nistrative Einheiten darstellen, umrahmen das Arbeitsbuch 
2.0 und die dazugehörige Matrix 2.0 die Gemeinwohlwerte 
(Menschenwürde, Solidarität, ökologische Nachhaltigkeit, 

Der Gemeinwohlbericht

Der Gemeinwohlbericht bzw. die Gemeinwohl­Bilanz, d. h. die 
testierte Fassung des Gemeinwohlberichts, basiert auf einem 
wertebasierten Analyse­ und Prozessansatz. Sie „ist der An­
fang eines langfristig angelegten, werteorientierten Entwick­
lungsprozesses“ (GWÖ 2021b). Die Grundlagen und aktuel­
len Standards für die kommunale GWÖ­Bilanzierung sind in 
dem 2021 veröffentlichten Arbeitsbuch 2.0 und in der Ma­
trix 2.0 festgeschrieben (MET Gemeinden 2021). Die Kom­
mune betrachtet zunächst ihre eigene Verwaltungspraxis, 
die immer auch Grundlage von politischen Entscheidungen 
ist. Sie gewinnt einen tiefgehenden Einblick darin, wie gut 
sie Rahmenbedingungen für das Gemeinwohl und das Ge­
meinwesen in Bezug auf die Daseinsfürsorge und ­vorsorge 
in ihrer Kommune und im gesellschaftlichen Umfeld schafft 
und Bürger:innen in Entscheidungsfindungsprozesse ein­
bezieht. Die Gemeinwohl­Bilanz fragt danach, wie die Pra­
xis der Kommune in Bezug auf die Werte der GWÖ und die 
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niertes Ehrenamt, Bevölkerung, Wirtschaft sowie Staat, Ge­
sellschaft und Natur betrachtet (siehe Tab. 3).

Aufbauend auf den Erfahrungen der Arbeitsbücher 1.0 und 1.1 
regt das Arbeitsbuch 2.0 die Kommune verstärkt dazu an, sich 
bei der Bearbeitung der Themenfelder in einen Prozess zu be­
geben, und zwar wie folgt: 

1.  Im Bilanzierungsprozess hat die Kommune im ersten 
Schritt zunächst die Möglichkeit, ihre Haltung zum Thema 
zu klären und zu beschreiben.

2.  In einem zweiten Schritt erläutert die Kommune, was sie 
im Berichtszeitraum umgesetzt hat. 

3.  Im dritten Schritt überlegt sich die Kommune, an welchen 
Schritten und Zielen sie sich zukünftig messen möchte 
und welche Maßnahmen dazu umgesetzt werden können. 

soziale Gerechtigkeit, Transparenz und Demokratie) mit den 
Staatsprinzipien (Rechtsstaatsprinzip, Gemeinnutz, Umwelt­
verantwortung, Sozialstaatsprinzip und Demokratie) (siehe 
MET Gemeinden 2021). Die kommunale Gemeinwohl­Bilanz 
orientiert sich an der folgenden Matrix (Abb. 6).

Akteurs- und Prozessorientierung

Die GWÖ­Bilanzierung orientiert sich bei der Analyse zu­
nächst nicht an kommunalen Handlungsfeldern oder den 17 
SDGs, sondern an den sogenannten Berührungsgruppen der 
Kommune. Mit welchen zentralen Akteur:innen tritt die Kom­
mune in den direkten Austausch bzw. in die Kommunikation 
und welchen Stellenwert nimmt hierbei die werteorientierte 
Gestaltung der Zusammenarbeit oder der Interaktion ein? Als 
Berührungsgruppen der Kommune werden Lieferant:innen, 
Dienstleister:innen, eigene Betriebe, Finanzpartner:innen, 
Geldgeber:innen, politische Führung, Verwaltung, koordi­

ABBILDUNG 6  Gemeinwohlmatrix für Gemeinden, Version 2.0 (MET Gemeinden 2021, S. 12)

BERÜHRUNGS GRUPPE

WERTE

MENSCHEN-
WÜRDE

SOLIDARITÄT ÖKOLOGISCHE 
NACHHALTIGKEIT

SOZIALE 
GERECHTIGKEIT

TRANSPARENZ 
UND DEMOKRATIE

A   LIEFERANT*INNEN 
DIENST LEISTER*INNEN 
EIGENE BETRIEBE

A1 – Grundrechts-
schutz und 
Menschen würde in 
der Lieferkette

A2 – Nutzen für die 
Gemeinde

A3 – Ökologische 
Verantwortung für 
die Lieferkette

A4 – Soziale 
Verantwortung für 
die Lieferkette

A5 – Öffentliche 
Rechenschaft und 
Mitsprache

B   FINANZ PARTNER*INNEN 
GELDGEBER*INNEN

B1 – Ethisches 
Finanzgebaren / 
Geld und Mensch

B2 – Gemeinnutz im 
Finanzgebaren

B3 – Ökologische 
Verantwortung der 
Finanzpolitik

B4 – Soziale 
Verantwortung der 
Finanzpolitik

B5 – Rechenschaft 
und Partizipation in 
der Finanzpolitik

C   POLITISCHE FÜRHUNG  
VERWALTUNG 
KOORDINIERTES 
EHRENAMT

C1 – Individuelle 
Rechts- und 
Gleichstellung

C2 – Gemeinsame 
Zielvereinbarung für 
das Gemeinwohl

C3 – Förderung 
ökologischen 
Verhaltens

C4 – Gerechte 
Verteilung von 
Arbeit

C5 – Transparente 
Kommunikation 
und demokratische 
Prozesse

D   BEWÖLKERUNG    
WIRTSCHAFT

D1 – Schutz des 
Individuums, 
Rechtsgleichheit

D2 – Gesamtwohl in 
der Gemeinde

D3 – Ökologische 
Gestaltung der 
öffentlichen 
Leistung

D4 – Soziale 
Gestaltung der 
öffentlichen 
Leistung

D5 – Transparente 
Kommunikation 
und demokratische 
Einbindung

E   STAAT / GESELLSCHAFT 
NATUR

E1 – Gestaltung der 
Bedingungen für ein 
menschenwürdiges 
Leben – zukünftige 
Generationen

E2 – Beitrag zum 
Gesamtwohl

E3 – Verantwortung 
für ökologische 
Auswirkungen

E4 – Beitrag zum 
sozialen Ausgleich

E5 – Transparente 
und demokratische 
Mitbestimmung

STAATSPRINZIPIEN  
DES GEMEIN WOHLS

RECHTS STAATS-
PRINZIP

GEMEIN NUTZ UMWELT VER ANT-
WORTUNG

SOZIALSTAATS-
PRINZIP

DEMOKRATIE

Quelle: eigene Darstellung
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und Werten sich die Entscheidungen in der Kommune orien­
tieren. Ergänzend werden Kommunen in der aktuellen Version 
des Arbeitsbuches allerdings angehalten, eigene Indikatoren 
zu formulieren, an denen sie ihren Fortschritt in den Folge­
jahren selbst messen wollen. Bei der Bestimmung der Indika­
toren kann die Kommune auf eigene qualitative und quantita­
tive Indikatoren zurückgreifen oder bestehende Indikatoren, 
wie zum Beispiel die SDG­Indikatoren für Kommunen, aus­
wählen und für sich nutzen.

Ko-Kreation der Gemeinwohl-Bilanz in Theorie und 
Praxis

Der Weiterentwicklung des Arbeitsbuches ging ein inten­
siver Austausch mit Vertreter:innen einzelner Kommunen 
voraus, die die Orientierung auf eine indikatorengestützte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung als nicht alleinig zielfüh­
rend für notwendige Change­Prozesse innerhalb der Verwal­
tung bzw. der Kommune erachten. Die Abfrage von Indika­
toren und der Fokus auf deren Berichterstattung beförderten 
eher das Silo­Denken in der Verwaltung und führten nicht 
zu einem Nachhaltigkeitsnexus, einer Interkonnektivität der 
Themen und auch der Zielkonflikte, die in einer sozial­öko­
logischen Transformation angelegt sind. Gleichwohl kann ein 
überschaubarer Katalog aus einzelnen Indikatoren für ver­
schiedene Themenfelder und entsprechende Ziele dazu die­
nen, die Komplexität besser wahrnehmen, verstehen und 
steuern zu können. Interlinkage­Indikatoren können zudem 
den Zusammenhang verschiedener Themen in besonde­
rer Weise zum Ausdruck bringen. Hierbei können sich Maß­
nahmen, die zur Erreichung eines Ziels ergriffen werden, 
nicht nur auf dieses selbst auswirken, sondern auch auf an­
dere Ziele. So werden beispielsweise die Verbesserung der Er­
nährungssicherheit (Ziel 2), produktive Vollbeschäftigung 
und menschenwürdige Arbeit (Ziel 8) und die Verringerung 
von Ungleichheiten (Ziel 10) die Beseitigung der Armut (Ziel 
1) verstärken. Andererseits kann die Verfolgung eines Ziels 
mit der Erreichung eines anderen Ziels in Konflikt geraten. 
So kann beispielsweise eine Steigerung der landwirtschaftli­
chen Produktion zur Beseitigung des Hungers (Ziel 2) ebenso 
zu einer Erhöhung des Wasserverbrauchs für die Bewässe­
rung führen, die mit der Wassernachfrage zur Erreichung des 
allgemeinen Zugangs zu Trinkwasser (Ziel 6) konkurrieren 
kann. Das Verständnis der SDG­Verflechtungen kann die po­
litische Integration unterstützen und dazu beitragen, Kon­

TABELLE 3   Berührungsgruppen (Stakeholder) in der 

Gemeinwohlbilanz für Gemeinden 2.0

Berührungsgruppen 
(Stakeholder)

Werteorientierte Gestaltung der 
Zusammenarbeit

Lieferant:innen, 
Dienstleister:innen, 
ausgelagerte selbst-
ständige Betriebe

Öffentliche Beschaffung nach ethischen 
Kriterien mit Verantwortung für die 
vorgelagerte Wertschöpfungskette

Finanzpartner:innen, 
Geldgeber:innen

Finanzmanagement mit sinnstiftendem 
und nachhaltigem Einsatz der finanziellen 
Ressourcen

Politische Führung, 
Verwaltung, koordi-
nierte Ehren amtliche

Umgang mit den Mitarbeiter:innen bzw. 
Führungskräften, Mandatsträger:innen 
und Ehrenamtlichen nach Werten wie 
dem Recht auf Unversehrtheit, der freien 
Entfaltung der Persönlichkeit und der 
Gleichberechtigung

Bevölkerung und 
Wirtschaft

Beziehung der Gemeinde zu ihren 
Bürger:innen und den vor Ort ansässigen 
Unternehmen auf der Grundlage der 
wesentlichen ethischen Werte und 
Prinzipien unserer Verfassung

Staat, Gesellschaft, 
Natur

Sinnstiftung für Bürger:innen und für 
das gesellschaftliche Umfeld (in den 
Nachbargemeinden, in der Region, 
im Land und im Staat) sowie für 
zukünftige Generationen / Wirkung (und 
Irreversibilität) von Entscheidungen auf 
die Natur

Quelle: MET Gemeinden 2021

 

Ganz bewusst wurde bei der Neuerarbeitung des Arbeitsbu­
ches zwischen 2018 und 2020 mit Akteur:innen aus Italien, 
Österreich, der Schweiz, Deutschland, Spanien und England 
auf verpflichtende Indikatoren und ein indikatorenbezogenes 
Benchmarking verzichtet. Zu jeder Berichtsfrage des Arbeits­
buches 2.0 kann die Kommune vielmehr eine Selbsteinschät­
zung zwischen 0 und 10 abgeben – für die ausschließliche 
Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen 0 Punkte, für die 
derzeit bestmöglichen Maßnahmen 10 Punkte. Das Arbeits­
buch 2.0 enthält keine Vorgabe, anhand welcher quantitati­
ven oder qualitativen Indikatoren die Einstufung erfolgt. Die 
Kommune muss ihre Selbsteinschätzung argumentativ be­
gründen. Nach Auffassung der GWÖ vermeidet die Einstu­
fung auf einer Skala von 0 bis 10 die Scheingenauigkeit, welche 
durch berechenbare Indikatoren vermittelt würde, und fördert 
die qualitative Auseinandersetzung, an welchen Grundlagen 
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zen – in den Kommunen selbst und in ihrem gesellschaftli­
chen Umfeld.

Ausgangspunkt der Analyse und der 
Weiterentwicklung 

Was beide Ansätze zunächst unterscheidet, ist der erste Schritt 
in der Arbeit mit der Gemeinwohl­Bilanz, also der Ausgangs­
punkt der Analyse und Bestandsaufnahme der kommunalen 
Praxis. Der Gemeinwohlbericht rückt zunächst keine quanti­
tativen Indikatoren in den Mittelpunkt, um eine Zielerreichung 
der SDGs bzw. der Nachhaltigkeit zu messen, sondern fragt 
nach einer werteorientierten Haltung der Verwaltung und der 
Politik in der Interaktion mit den Stakeholdern. Damit stellt die 
Bilanzierung die Prämissen von Entscheidungen auf den Prüf­
stand. Hier kann ein Integrationspotenzial in Bezug auf die 
ersten beiden Instrumente des zyklischen Nachhaltigkeitsma­
nagements (Nachhaltigkeitsbericht und Nachhaltigkeitsstra­
tegie) liegen, indem Voraussetzungen und Beweggründe des 
Verwaltungshandelns und der politischen Entscheidungen als 
Ausgangspunkt der Berichterstattung gedacht bzw. hinterfragt 
werden. In der Phase der Bestandsaufnahme zum Nachhaltig­
keitsbericht können wichtige Stakeholder der Kommune aus 
Politik, organisierter Zivilgesellschaft, Stadtgesellschaft und 
Wirtschaft systematisch einbezogen werden, um in der qua­
litativen Betrachtung der kommunalen Praxis Werte der Ge­
meinwohl­Ökonomie mit den Werten der Agenda 2030 bzw. 
den SDGs zu verschränken. Zudem kann aus den Ergebnissen 
dieser partizipativen Bestandsaufnahme der verwaltungsin­
terne Blick geweitet und es können wichtige Handlungsopti­
onen für die Kommune identifiziert werden. Das Integrati­
onspotenzial liegt demnach in der Strategieentwicklung, d. h. 
bei der Formulierung einer Leitlinie für die strategischen und 
operativen Zielen. Dieses Mindset, d. h. die gedankliche Orien­
tierung an Werten und nicht ausschließlich an Zielen, fördert 
die Ausrichtung auf eine gemeinwohlorientierte Entwicklung 
der Kommune. Im Kern geht es darum, am Anfang des Prozes­
ses bzw. durch einen vorgelagerten Schritt den Rahmen für die 
Strategieentwicklung zu setzen. Hier wäre als Grundvoraus­
setzung zu bestimmen, wie die Kommune gedenkt, die sozia­
len, ökologischen und ökonomischen Rahmenbedingungen für 
den Gemeinnutz zu definieren und zu prüfen, wo ihre Stärken, 
Schwächen oder auch Chancen und Risiken in Bezug auf diese 
Rahmenbedingungen liegen und wie sie einen Ausgleich der 
Interessen erreichen möchte. Dieser Schritt wäre, im Sinne des 

flikte zu minimieren, Zielkonflikte zu vermeiden und Syner­
gien zu nutzen, um in allen 17 SDG­Bereichen gleichermaßen 
Erfolge zu erzielen.

Der Ausweis und die Analyse der einzelnen Indikatoren kön­
nen in die Beschreibung der jeweiligen Felder der Gemein­
wohlmatrix sowie ergänzend – in gebündelter Form – in den 
Anhang des Gemeinwohlberichtes aufgenommen werden. 
Anhand der Analyse und Priorisierung der Verbesserungs­
potenziale, die während des Bilanzierungsprozesses erarbei­
tet wurden, erstellt die Kommune für die nächsten zwei Jahre 
einen Aktionsplan (eine Roadmap) zur Ausschöpfung der Ver­
besserungspotenziale. Der Aktionsplan wird gemeinschaftlich 
mit dem gleichen interdisziplinären, fachbereichsübergrei­
fenden Projektteam erstellt, das schon den Bilanzierungspro­
zess begleitet hat, und anschließend mit der Verwaltung bzw. 
Politik abgeglichen und abgestimmt. Nach zwei Jahren findet 
eine Re­Bilanzierung statt, die die Zielerreichung nach Wir­
kungskategorien überprüft und in einen weiteren Prozess der 
schrittweisen Verstetigung der GWÖ­Werte für das kommu­
nale Handeln führt.

Der Bilanzierungsprozess nimmt zunächst die Verwaltung in 
den Blick – idealerweise sollte er jedoch Anlass sein, die Be­
rührungsgruppen bzw. die Bürger:innen in einen werteba­
sierten Veränderungsprozess der Kommune einzubinden, um 
die Schaffung von Gemeinwohlwerten als Maßstab für das 
Handeln öffentlicher Institutionen stärker zu betonen. Um 
transformative Kapazitäten aufzubauen, betont auch das Uni­
ted Nations Research Institute for Social Development, dass 
die Eigenverantwortung und die demokratische Governance 
im Vordergrund stehen sollten (Salathé­Beaulieu 2019, S. 9; 
vgl. Kapitel 2.4).

3.4 Instrumente: Integrativer Ansatz

Wie können nun der Ansatz des zyklischen Nachhaltigkeits­
managements in Verbindung mit einer indikatorengestütz­
ten Berichterstattung und der Ansatz der zyklischen Gemein­
wohl­Bilanzierung in Verbindung mit einer wertebasierten 
Berichterstattung integriert werden? Zunächst verfolgen 
beide Ansätze das gleiche Ziel: Nachhaltige und am Gemein­
wohl orientierte Kommunen leisten einen zentralen Beitrag 
zur Daseinsvorsorge und zum Schutz der planetaren Gren­
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den in welcher Ausprägung gebraucht und mit welcher Wir­
kung sollen sie das Gemeinwohl unterstützen? Ziel ist es, die 
kommunale Leistungserbringung systematischer und besser 
auf die wichtigen strategischen Ziele zu fokussieren und durch 
die Verankerung im Haushaltsverfahren auch operativ umzu­
setzen. Um diesen Prozess zu etablieren, kann auf die Werte 
der Gemeinwohl­Ökonomie bzw. der Agenda 2030 mit den 
SDGs (siehe Abschnitt „Zugrunde liegende Werte“) zurück­
gegriffen werden, um den Public Value vor Ort zu bestimmen. 
Was macht die Kommune aus? Wie definiert und priorisiert 
sie beispielsweise die Werte der Menschenrechte, der sozialen 
Gerechtigkeit und der ökologischen Nachhaltigkeit in Bezug 
auf die lokale Gesellschaft? Wie gestaltet sie eine nachhaltige 
Raum­ und Stadt­, Kreis­ oder Gemeindeentwicklung, die 
zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung 
mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen 
führt? Wie tragen die kommunalen Mittel dazu bei, Mitglieder 
und soziale Gruppen der lokalen Gesellschaft zu einem guten 
Leben und Handeln zu befähigen und ihnen gleiche Chancen 
zu bieten, an der Gemeinschaft teilzunehmen? Dieser Schritt 
definiert den Rahmen für einen wirkungsorientierten Haus­
halt und bestimmt die Erarbeitung der strategischen ebenso 
wie der operativen Ziele und deren finanzieller Umsetzung. 
Damit werden der Erarbeitung eines wirkungsorientierten 
Haushalts werteorientierte Steuerungsparameter vorange­
stellt. Anhand dieser Parameter können die entsprechenden 
strategischen und operativen Ziele – unter Bezug auf die SDGs 
– erarbeitet werden.

Thematischer Ansatz

Mit den gängigen Analyseinstrumenten wird die Kommune 
meist in ihren thematischen Handlungsfeldern erfasst. Auch 
der RNE (2021, S. 9) schreibt: „Die Kriterien und Handlungs­
felder des Berichtsrahmens orientieren sich an der Realität 
kommunaler Verwaltungsstrukturen, um so die Informati­
onssammlung innerhalb der Kommune möglichst einfach zu 
gestalten.“ Dies mag in der Praxis die Anschlussfähigkeit an 
die kommunale Organisationsstruktur erleichtern, erschwert 
aber den übergreifenden thematischen Ansatz der Nachhal­
tigkeit und integriert bzw. berücksichtigt nur ansatzweise den 
wichtigen Nachhaltigkeitsnexus und die Zielkonflikte zwi­
schen Ökologie, Ökonomie und Sozialem. So stehen die kom­
munalen Handlungsfelder in der Nachhaltigkeitsberichter­
stattung meist separat nebeneinander. Die Agenda 2030 mit 

Gemeinwohls, ein übergeordneter Schritt, auf dem die Strate­
gieentwicklung aufsetzen kann. Hierbei greift die Strategie­
entwicklung auf die Ergebnisse der Bestandsaufnahme zurück 
und entwickelt – wiederum partizipativ mit den Stake holdern 
– Handlungsfelder für die weitere Ausrichtung der Gemein­
wohl­ bzw. Nachhaltigkeitsstrategie. Strategische und opera­
tive Ziele, die mit Maßnahmen hinterlegt sind, werden auf ihre 
Wirkung im Sinne des Gemeinnutzes hin entwickelt. Die Orien­
tierung am Public Value kann später auch im Monitoring und 
in der Fortschreibung der Strategie weiter umgesetzt werden. 
Wurden Werte und Ziele definiert, können für die Operationa­
lisierung der Wirkungsmessung SDG­Indikatoren herangezo­
gen und genutzt werden.

Werteorientierter Haushalt als Instrument – ein 
kleiner Exkurs

Ebenso kann sich die Kommune bei der Haushaltsplanung 
oder der Prüfung von politischen Beschlüssen an der Wirkung 
auf den Public Value orientieren. Wie wirken sich die einge­
setzten Mittel der Kommune auf den Public Value aus? Ent­
spricht die Verteilung der Mittel einem Stakeholder Value 
oder eher einzelnen Interessengruppen in der Kommune? 
Der Wert der sozialen Gerechtigkeit korrespondiert mit der 
Frage der Verteilungsgerechtigkeit kommunaler Mittel. Wie 
kann in Verbindung mit dem Haushalt ein Steuerungssys­
tem auf Basis des Gemeinwohls und der Nachhaltigkeit im­
plementiert werden? Unter den Bedingungen knapper Finan­
zen empfiehlt es sich, die Mittel dort einzusetzen, wo sie für 
den Gemeinnutz die größte Wirkung entfalten können. Dies 
setzt zweierlei voraus:

1.  das Planen, Entscheiden und Überwachen anhand von 
Produkten, die für die Bürger:innen der Kommune er­
bracht werden

2.  das Planen, Entscheiden und Überwachen anhand der 
Wirkungen, die mit den Produkten erzielt werden

Der wirkungsorientierte Haushalt hat dabei die Aufgabe, die 
mittel­ bis langfristige Perspektive der Kommune im Haus­
haltsverfahren so zu operationalisieren, dass sie in der Praxis 
für alle Beteiligten verbindlich und für die Bürger:innen nach­
vollziehbar ist. Dabei verfolgt er die Fragestellung: Was soll 
erreicht werden, welche Produkte/Projekte/Maßnahmen wer­



35

Instrumente

„Sowohl die Agenda 2030 als auch die Gemeinwohl­Ökono­
mie haben die Vision bzw. den Zukunftsentwurf, ‚ein gutes 
Leben‘ für alle Menschen zu ermöglichen“ (Butscher et al. 
2021, S. 13). Dieser Wert geht unmittelbar aus dem überge­
ordneten Ziel einer nachhaltigen Entwicklung hervor und 
besteht darin, für alle Menschen Rahmenbedingungen zu 
schaffen, um ein gutes Leben führen zu können. Gemeint 
ist ein gutes Leben im Sinne eines menschenwürdigen Le­
bens. Sowohl die GWÖ als auch die SDGs „rücken die Würde 
des Menschen in den Mittelpunkt – mit dem Ziel, ein Leben 
in Chancengerechtigkeit für alle zu sichern und niemanden 
zurückzulassen. Im Rahmen der SDGs betrifft das jene SDGs, 
die sich der Kerndimension ,People‘ zuordnen lassen; im 
Rahmen der GWÖ geht es hier um die Themen, die die Werte 
Menschenwürde, Gerechtigkeit und Solidarität betreffen“ 
(ebd., S. 14). Mit der Agenda 2030 zeigt die Staatengemein­
schaft ihre Entschlossenheit, „dass alle Menschen ihr Po­
tenzial in Würde und Gleichheit und in einer gesunden Um­
welt voll entfalten können“ (Vereinte Nationen 2015, S. 2).

Die SDGs wie auch die GWÖ treffen Aussagen über das gute 
Leben künftiger Generationen und damit Aussagen über die 
Langfristigkeit der Bemühungen. Dadurch wird die interge­
nerationelle Gerechtigkeit als Wert thematisiert, nämlich die 
Ansprüche von heute und morgen in eine Balance zu bringen. 
Diesen Wert adressieren insbesondere jene SDGs, die sich in 
der Kerndimension „Planet“ lokalisieren lassen. Die Agenda 
2030 will den Planeten vor Schädigungen schützen, „damit 
die Erde die Bedürfnisse der heutigen und der kommenden 
Generationen decken kann“ (ebd.). Die GWÖ inkludiert die­
sen Anspruch in den Werten der Solidarität und der ökologi­
schen Nachhaltigkeit.

Zudem stecken in der ökologischen Dimension der SDGs 
und der ökologischen Nachhaltigkeit der GWÖ die Fürsorge 
für die Welt und die Nachwelt sowie die Werte rund um den 
Schutz der Natur. Denn Umwelt­ und Klimaschutz etablie­
ren sich durch das Leitbild der Nachhaltigkeit zunehmend 
als gesellschaftliche Werte und dies in einem übergeordne­
ten Sinne (das „do no harm“­Prinzip).

Die SDGs beziehen sich auf alle Menschen im globalen Süden 
und Norden – im Sinne einer intragenerationellen Gerechtig­
keit. Die Ansprüche der Menschen sind demnach über Landes­ 
und Kontinentgrenzen hinweg in einen Ausgleich zu brin­

den SDGs wählt hier einen integrativen Ansatz: Zwar sind 
die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen in 17 The­
men aufgeteilt, die Agenda 2030 betont jedoch die Unteil­
barkeit der Ziele und deren Verknüpfung (vgl. Kapitel 2.2). 
Der integrierende Ansatz kommt in der engen Verflechtung 
zwischen den einzelnen Zielen und den Querschnittsthemen 
zum Ausdruck. Mit diesem Grundverständnis fördert die Lo­
kalisierung der SDGs eine Betrachtung quer zur Aufbauorga­
nisation der Verwaltung, indem die Ziele und nicht die kom­
munalen Handlungsfelder Ausgangspunkt der Betrachtung 
sind. Die GWÖ wählt den Weg über die Stakeholder sowie die 
Werte mit den Staatsprinzipien und versucht, eine entspre­
chende, wertebasierte Analyse über alle Verwaltungsbereiche 
und damit alle kommunalen Handlungsfelder hinweg vorzu­
nehmen. Somit korrespondieren in der Praxis die methodi­
schen Ansätze des SDG­orientierten Nachhaltigkeitsmanage­
ments und der GWÖ­orientierten Gemeinwohl­Bilanzierung 
für einen transformatorischen Schritt von Kommunen im 
Sinne einer Entwicklung der Organisationsstrategie, ­struk­
tur und ­kultur.

Zugrunde liegende Werte

Greift man das Verständnis der UN­Nachhaltigkeitsziele und 
der GWÖ auf, bestimmt das heutige Handeln die Welt und die 
Handlungsspielräume zukünftiger Generationen. Dabei in­
teragieren ökologische, ökonomische und soziale Phäno­
mene in komplexer Weise und sind lokal und global integra­
tiv zu betrachten. Als handlungsleitende Prinzipien benennt 
die Agenda 2030 fünf Kernbotschaften – Mensch, Planet, 
Wohlstand, Frieden und Partnerschaft (die 5 Ps: People, Pla­
net, Prosperity, Peace und Partnership) – und verdeutlicht 
damit auch den Zusammenhang zwischen den Zielen. Men­
schen haben in diesem Kontext Rechte und Pflichten gegen­
über anderen Menschen und der Natur. Dies gilt sowohl für 
die Individuen als auch für die Gemeinschaften und gesell­
schaftliche Subsysteme. Dieses Verständnis beschreibt eine 
normative Idee, die Grundlage des politischen Handelns ist 
und an der sich internationales, nationales, regionales und 
lokales Handeln ausrichten soll. Sie ist jedoch auch in einem 
ethisch­moralischen Sinn normativ, indem sie die Verpflich­
tung beinhaltet, eine nachhaltige Entwicklung zu realisieren. 
Im Falle von Zielkonflikten sind begründete Werteentschei­
dungen erforderlich.
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gelagerter Bedeutung, wenn auch ohne explizite Nennung von 
Gemeinwohl (vgl. Kapitel 2.2 und 2.4).

Die Agenda 2030 mit den SDGs und die Gemeinwohl­Ökono­
mie betonen beide die Ausrichtung auf den Menschen und den 
Planeten. Additiv versteht sich die Agenda 2030 aber auch als 
Aktionsplan für die Menschen, den Planeten und den Wohl­
stand. Hier lässt sich ein feiner, aber wesentlicher Unter­
schied zwischen den SDGs und der GWÖ erkennen: Die Staa­
tengemeinschaft der Vereinten Nationen ist „entschlossen, 
dafür zu sorgen, dass alle Menschen ein von Wohlstand ge­
prägtes und erfülltes Leben genießen können“ (ebd.). Aber wie 
ist Wohlstand nun in Zeiten einer Postwachstumsdebatte und 
bei der Überschreitung der planetaren Grenzen zu verstehen?

Grundsätzliche ökonomische Orientierung

Hinsichtlich ihrer grundsätzlichen Orientierung bzw. Aus­
richtung sind die SDGs ganzheitlich zu verstehen. „Dadurch 
entsteht eine hohe Interdependenz zwischen den Zielen, 
was bei der Umsetzung zu Synergien, aber auch zu poten­
ziellen Konflikten führen kann“ (Butscher et al. 2021, S. 11). 
Dem Wirtschaftsmodell der SDGs liegt ein Wohlstands­ und 
Wachstumsmodell zugrunde, mit dem die Länder des globa­
len Nordens die Weltgemeinschaft in eine Umwelt­ und Res­
sourcenkrise sowie eine globale Ungleichheit verstrickt haben 
(Hofielen/Kasper 2021). Bei der Befriedigung der materiellen 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung durch weiteres Wachs­
tum spielen dringend benötigte Suffizienzstrategien im Rah­
men der Agenda 2030 keine Rolle. So existiert ein potenziel­
ler Widerspruch zwischen SDG 8 (Menschenwürdige Arbeit 
und Wirtschaftswachstum) und unter anderen SDG 13 (Kli­
maschutz), SDG 14 (Schutz der Meere) und SDG 15 (Schutz der 
Ökosysteme), da ein effektiver Schutz des Klimas und der Öko­
systeme unter Beibehaltung des Anspruchs von dauerhaftem 
Wirtschaftswachstum in Frage gestellt werden muss (Hofie­
len/Kasper 2021; Asara et al. 2015; Houtart 2010). Gleichwohl 
sich das SDG­Unterziel 8.4 die Entkopplung von Wirtschafts­
wachstum und Umweltzerstörung zum Ziel setzt und damit 
wohlwollend ein neues und qualitatives Wachstumsparadigma 
unterstellt werden kann, ist eine „Änderung des Konsumver­
haltens zu suffizienten Lebensstilen nicht vorgesehen“ (Sei­
del/Zahnt 2015). Die Festlegung auf ein Wachstum des jähr­
lichen Bruttoinlandsprodukts (BIP) von mindestens sieben 
Prozent in den am wenigsten entwickelten Ländern und ein 

gen. Die Kerndimension „Partnership“ baut auf den „Geist 
der globalen Solidarität und der globalen Partnerschaft“ 
(ebd.) auf. Das Konzept der GWÖ baut auf gemeinwohlför­
dernden Werten wie Kooperation und Solidarität auf, adres­
siert diese aber nicht explizit an die Staatengemeinschaft und 
deren Institutionen bzw. die Zusammenarbeit von Gremien 
und Organisationen, sondern will diesen Wert eher als ge­
sellschaftlichen Grundkonsens für ein gutes und friedliches 
Leben etabliert sehen. Hierin verbindet sich die Kerndimen­
sion „Peace“ mit der GWÖ, da friedliche, gerechte und inklu­
sive Gesellschaften die Voraussetzung für eine nachhaltige 
Entwicklung sind. Friede wird als Zustand und damit als Wert 
„frei von Furcht und Gewalt“ und nicht nur als Abwesenheit 
von Krieg verstanden. Die SDGs adressieren diesen zentralen 
Aspekt mit dem SDG 16 und setzen sich den Zugang aller Men­
schen zu einer effektiven Justiz sowie rechenschaftspflichti­
gen und inklusiven Institutionen auf allen Ebenen zum Ziel. 
Die GWÖ bezieht sich, wie schon benannt, nicht allein auf den 
Zugang und die Förderung, sondern auf das Verständnis und 
den Wert des Zusammenlebens der Menschen. Dieser Un­
terschied macht sich allerdings eher an den verschiedenen 
Adressat:innen fest. Die SDGs sind von Staaten für Staaten ge­
schrieben, die GWÖ versteht sich als zivilgesellschaftliche Be­
wegung mit politischen Forderungen, als Beteiligungsprozess 
für alle und als demokratischer Umsetzungsprozess. Beide 
adressieren den Wert der politischen Teilhabe: die Vereinten 
Nationen, indem sie Teilhabe ermöglichen wollen, die GWÖ, 
indem sie politische Teilhabe einfordert bzw. dazu einlädt.

Der Wert des Gemeinwohls bzw. des Gemeinnutzes geht wie­
derum aus der Anforderung der Integration der Dimensi­
onen Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft hervor. Der An­
spruch besteht explizit darin, gesamtgesellschaftliche Ziele 
zu formulieren und das Handeln an solchen Zielen auszurich­
ten. Entscheidend ist das Gemeinwohl, nicht die Interessen­
lage einzelner Stakeholder. Dieser Wert weist Berührungs­
punkte zum Beispiel zu Anliegen und Werten im Kontext von 
Naturschutz, Menschenrechtsschutz oder sozialer Sicherheit 
auf. Die GWÖ trägt diesen Anspruch im Namen und legt den 
Hauptfokus auf die soziale und ökologische Dimension. Durch 
den Ansatz des ethischen Wirtschaftens wird ein gutes Leben 
im sozialen und ökologischen Einklang ermöglicht. Die Staa­
tengemeinschaft der Vereinten Nationen geht durch die Ver­
abschiedung der Agenda 2030 die normative Verpflichtung 
ein, eine nachhaltige Entwicklung zu realisieren – mit ähnlich 
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mation zu mehr Nachhaltigkeit von Städten und Gemeinden 
gelingen“ (Koch/Krellenberg 2021, S. 20).

Die Gemeinwohl­Ökonomie hat das Konzept der „Souverä­
nen Demokratie“ (GWÖ 2021c) entwickelt. Es sieht vor, dass 
über „[d]emokratische oder Wirtschaftskonvente“ die Ent­
scheidung über demokratische und auch wirtschaftspolitische 
Fragen bei den Bürger:innen liegen sollte. Es knüpft an den 
Gedanken an, dass das Gemeinwohl mittels demokratischer 
Verfahren und öffentlicher Diskurse formuliert bzw. kon­
kretisiert wird. Die GWÖ greift hierbei auf etablierte Verfah­
ren zurück, wie beispielsweise den EU­Grundrechtskonvent 
1999/2000 und den EU­Verfassungskonvent 2002/2003, die 
Citizen Assemblies in Irland oder die People‘s Constitution in 
Island. Entscheidungsfindungen bei Zielkonflikten, die bei der 
Beschäftigung mit Nachhaltigkeit und Gemeinwohl aufkom­
men, können mittels eines Verfahrens, das nicht das Mehr­
heitsprinzip verfolgt, sondern den „Konsent“ anstrebt, gefun­
den werden. Der Begriff „Konsent“ kommt aus der Soziokratie 
und bedeutet, dass eine Entscheidung gilt, solange die Betei­
ligten keinen schwerwiegenden Einwand haben. Bei einem 
Konsent versuchen die Beteiligten gemeinsam, die Einwände 
zu minimieren, also die Lösung zu variieren oder möglicher­
weise ganz neue Lösungen zu finden, sodass weniger oder gar 
keine Einwände mehr übrig bleiben. Kommunen könnten die­
ses Instrument etablieren, um bei Entscheidungen innerhalb 
der Verwaltung, zwischen Verwaltung und Politik und insbe­
sondere mit ihren Bürger:innen einen konsentorientierten  
Public Value zu schaffen. Damit könnte ein bürgeroffener Ent­
wicklungsansatz für kommunale Nachhaltigkeitsstrategien 
umgesetzt werden.

3.5 Instrumente: Zusammenfassung 

Die Umsetzung der Agenda 2030 bzw. der SDGs bis zum Jahr 
2030 und die Etablierung der Gemeinwohl­Ökonomie schei­
nen schwer erreichbar. Deshalb braucht es nebst den kommu­
nalen Treiber:innen eine gesamtgesellschaftliche Transfor­
mation, welche die Grundlogik unserer Lebensweise zunächst 
hinterfragt und dann weiterentwickelt. Wie können wir also die 
institutionelle Unbeweglichkeit (engl. „institu tional inertia“) 
aufbrechen und diesen Wandel bewirken? Wie können Ziel­
konflikte gelöst werden und die Schaffung von Public Value zur 
zentralen Leitlinie von Kommunen werden?

weltweit erhöhtes Pro­Kopf­Wirtschaftswachstum entspre­
chend den nationalen Gegebenheiten stehen eher im Wider­
spruch mit den planetaren Grenzen und den Grenzen von 
ökologischen Effizienzgewinnen. Aus Sicht der GWÖ stehen 
Wirtschaftsweisen für Menschen und Natur, nicht Wachstum, 
im Mittelpunkt. „In einer solchen, von humanistischer Wert­
haltung, sozialer Gerechtigkeit und internationaler Solidari­
tät inspirierten Gesamtstrategie könnten Kommunen die SDGs 
als Orientierungsrahmen nutzen, ihren Teil zur nachhaltigen 
Entwicklung beizutragen“ (Hofielen/Kasper 2021, o. S.).

Lokale Ausgestaltung des Wohlstands- und 
Wachstumsmodells

Wie wären die skizzierten Argumente nun weiter auf kom­
munaler Ebene zu integrieren? Wie könnten diese Konflikt­
linien eines Wohlstands­ und Wachstumsmodells auf loka­
ler Ebene thematisiert und aufgelöst werden? Eine besonders 
wichtige Rolle der Kommunen könnte darin bestehen, Initia­
tiven der Zivilgesellschaft zu bestärken bzw. ihnen Raum zu 
geben sowie alle Bürger:innen bei den anstehenden Transfor­
mationsprozessen und der ethischen Ausrichtung der Kom­
mune einzubinden und dies als Instrument zu begreifen. Die 
Kommune kann die Bevölkerung einladen, sich in einem brei­
ten Diskussionsprozess darüber auszutauschen, wie das gute 
Leben vor Ort künftig gestaltet werden kann. Und sich der 
Kernfrage stellen: Was bedeutet für uns Lebensqualität bzw. 
Gemeinwohl auch im globalen Sinne und wie wollen wir künf­
tig handeln, leben und wirtschaften? Damit würde sich eine 
Kommune als wichtige Akteurin im Diskurs um gesellschaft­
liche Teilhabe, als Trägerin und Treiberin eines sozial­öko­
logischen Wandels verstehen. Und sie kann ihre Bürger:innen 
zu Beteiligten machen und Orte der Veränderung und des Um­
denkens schaffen. Auch der Rat für nachhaltige Entwicklung 
betont: „Durch eine klare Kommunikation, niedrigschwellige 
Beteiligungsmöglichkeiten auf kommunaler Ebene und das 
schnelle Aufnehmen und Vervielfältigen zivilgesellschaftli­
cher Initiativen kann es gelingen, die Menschen zu motivie­
ren, auch schwierige Veränderungsprozesse mitzugestalten 
und damit die ‚Demokratietauglichkeit‘ unseres Gemeinwe­
sens zu sichern“ (RNE 2020, S. 7). Die Neue Leipzig­Charta 
2020 schärft das Leitbild der integrierten und nachhaltigen 
Stadtentwicklung durch eine „starke Ausrichtung der zukünf­
tigen Stadtentwicklung am Gemeinwohl. Dadurch und durch 
die gemeinsame Arbeit aller Stadtakteure soll die Transfor­
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Auf instrumenteller Ebene können der Wertediskurs und die 
Wertedefinition im Hinblick auf die Gemeinwohlwerte der 
GWÖ (Menschenwürde, Solidarität, ökologische Nachhal­
tigkeit, soziale Gerechtigkeit, Transparenz und Demokra­
tie) bzw. die 5 Ps der Agenda 2030 (People, Planet, Prosper­
ity, Peace und Partnership bzw. Mensch, Planet, Wohlstand, 
Frieden und Partnerschaft), konkretisiert durch die 17 SDGs, 
im zyklischen Nachhaltigkeitsmanagement vor die Bestands­
aufnahme als ein partizipativer und kommunikativer Schritt 
gestellt werden. Diese Grundorientierung dient als Kompass 
und ethische Rückversicherung im gesamten Management­
prozess.

Viele Kommunen haben sich bereits auf den Weg gemacht und 
nutzen die Instrumente des Nachhaltigkeitsmanagements 
oder der Gemeinwohl­Bilanzierung, um ihrer Verantwor­
tung für Nachhaltigkeit bzw. Gemeinwohl gerecht zu werden. 
Die verschiedenen Instrumente dienen Kommunen quasi als 
Leitfaden, langfristige Weichen auf der kommunalen Ebene zu 
stellen und wichtige Schritte in Richtung einer grundlegenden 
Transformation zu gehen. Wichtige Integrationspunkte der 
SDGs und der GWÖ sind dabei unter anderen die Prinzipien der 
Generationengerechtigkeit und der Ganzheitlichkeit. Beiden 
Ansätzen gemeinsam sind die Verfolgung von inter­ und in­
tragenerationeller Gerechtigkeit und die soziale, ökologische 
und ökonomische Integration im Sinne des Gemeinnutzes.

ABBILDUNG 7A  Integration der SDGs in die Gemeinwohl-Bilanz

BERÜHRUNGS GRUPPE

WERTE

MENSCHEN-
WÜRDE

SOLIDARITÄT ÖKOLOGISCHE 
NACHHALTIGKEIT

SOZIALE 
GERECHTIGKEIT

TRANSPARENZ 
UND DEMOKRATIE

A   LIEFERANT*INNEN 
DIENST LEISTER*INNEN 
EIGENE BETRIEBE

B   FINANZ PARTNER*INNEN 
GELDGEBER*INNEN

C   POLITISCHE FÜRHUNG  
VERWALTUNG 
KOORDINIERTES 
EHRENAMT

D   BEWÖLKERUNG    
WIRTSCHAFT

E   STAAT / GESELLSCHAFT 
NATUR

STAATSPRINZIPIEN  
DES GEMEIN WOHLS

RECHTS STAATS-
PRINZIP

GEMEIN NUTZ UMWELT VER ANT-
WORTUNG

SOZIALSTAATS-
PRINZIP

DEMOKRATIE

Quelle: eigene Darstellung
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Die Werte bzw. Themenfelder der Gemeinwohlmatrix für 
Kommunen und die Ps bzw. die SDGs der Agenda 2030 bezie­
hen sich wechselseitig aufeinander (siehe Abb. 7A und 7B); sie 
weisen inhaltliche Gemeinsamkeiten, aber auch Unterschiede 
auf. Die SDGs der Agenda 2030 bewegen sich insgesamt eher 
auf einer strategischen oder operativen, die Werte bzw. The­
menfelder der Gemeinwohlmatrix eher auf einer normativen 
Managementebene.

Am Anfang eines jeden Nachhaltigkeitsprozesses steht für 
Kommunen unabdingbar die Frage, welche ethischen Prä­
missen sie für die strategische und operative Implementie­
rung von Nachhaltigkeit setzen möchten. In welchem Ver­
hältnis stehen beispielsweise die einzelnen Dimensionen der 
Nachhaltigkeit zueinander? Auf lange Sicht gesehen kommt 
die Gesellschaft und kommen auch die Kommunen nicht 
umhin, diese systemischen Fragen zu stellen, da in den eta­
blierten Logiken des Wachstums die Grenzen dieses Wachs­
tums schon lange erreicht sind. Stellen Kommunen also unter 
anderen die Fragen der Suffizienz, der Konsistenz, der Vertei­
lungsgerechtigkeit etc. an den Anfang des Prozesses, gestaltet 
sich die grundsätzliche Ausrichtung und damit die Entwick­
lung der strategischen und operativen Ziele anders, als wenn 
sie Wachstum weiterhin in kommunales Handeln integrieren.

Menschen-
würde 

Demokratie 
Transparenz

Soziale 
Gerechtigkeit

Ökologische 
Nachhaltigkeit

Solidarität

ABBILDUNG 7B  Integration der Werte der Gemeinwohl-Bilanz in die SDGs 

Quelle: eigene Darstellung
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(siehe Anhang) angereichert, welcher einen wichtigen Bei­
trag zu der Diskussion geleistet hat.

4.2 Praktiken: Nachhaltigkeitsmanagement 

Um die Frage „Was bedeutet die Lokalisierung von SDGs kon­
kret?“ zu beantworten, werden im Folgenden Beispiele der 
Nutzung von SDGs in Zielformulierungen und Nachhaltig­
keitsberichten, deren Diskussion mit Stakeholdern und, so­
weit zutreffend und zugänglich, auch deren Umsetzung be­
handelt. Dabei wird, wo möglich, auf einzelne SDGs und 
deren Umsetzung eingegangen, um die tatsächliche prakti­
sche Arbeit zu beleuchten. Die Auswahl der Beispiele basiert 
auf Praktiken der am Gesprächskreis teilnehmenden Kom­
munen – ergänzt durch weitere, zusätzliche Aspekte bein­
haltende Beispiele.

Status-quo-Abgleich als erster Schritt: Kreis Cochem-
Zell und Hansestadt Buxtehude

Das erste Beispiel ist der Kreis Cochem­Zell, ein Landkreis in 
Rheinland­Pfalz mit ca. 60.000 Einwohner:innen. 2019 wur­
den im Rahmen des Projektes „Monitor Nachhaltige Kom­
mune“ der Bertelsmann Stiftung erste Schritte im Aufbau 
eines kommunalen Nachhaltigkeitsmanagements umgesetzt. 
Dabei wurden eigene Nachhaltigkeitsziele und Nachhaltig­
keitsmaßnahmen definiert, welche anschließend zusammen 
mit den SDGs abgeglichen werden sollten. So wurde als erste 
Lektion festgestellt, dass die strategischen Ziele bzw. Maß­
nahmen des Landkreises bereits „15 der insgesamt 17 Nach­
haltigkeitsziele tangieren“ (Kreis Cochem­Zell 2019, S. 6). 
Ein regelmäßiger Abgleich zwischen den strategischen Zielen 
bzw. Maßnahmen auf der einen und den SDGs auf der ande­
ren Seite soll auch zukünftig eine Orientierung an dem inter­

4.1 Praktiken: Einleitung 

Die vorangehenden Kapitel haben gezeigt, wie und vor allem 
dass die Themen „Nachhaltigkeit“ und „Gemeinwohl“ in 
deutschen Kommunen angekommen sind. In diesem Kapitel 
soll nun anhand ausgewählter Beispiele die Vielfalt im Um­
gang mit den Themen „Nachhaltigkeit“ und „Gemeinwohl“ 
aufgezeigt werden. Dabei halten die Autor:innen eine Pers­
pektivenvielfalt für wünschenswert und sehen sie sogar als 
notwendig an, um einen kreativen Prozess in der Umsetzung 
der komplexen Herausforderungen zu fördern: Die Ansätze 
einer nachhaltigkeits­ bzw. gemeinwohlorientierten Ent­
wicklung können bei gesetzlich vorgeschriebenen Plänen 
einfließen oder davon unabhängig erarbeitet werden – so 
reichen die Eintrittspforten von Stadt­, Kreis­ oder Gemein­
deentwicklungskonzepten bis hin zu dezidierten, kom­
munalen Nachhaltigkeitsstrategien. Neben dieser Vielfalt 
existieren allerdings auch Gemeinsamkeiten und vor allem 
geteilte Herausforderungen.

Kapitel 4.2 widmet sich der Frage, was die Lokalisierung 
von SDGs konkret bedeutet, während in Kapitel 4.3 der 
Frage nachgegangen wird, inwiefern der Prozess der Ge­
meinwohl­Bilanzierung anders ist und wie er von der Er­
hebung des Status quo zu konkreten Maßnahmen führt. Ka­
pitel 4.4 diskutiert abschließend, wie beide Konzepte in der 
Praxis zusammenhängen oder zusammenhängen könnten, 
und legt einen besonderen Fokus auf die in Kapitel 2 ein­
geführte Idee, die Orientierung auf die Schaffung von Pub­
lic Value/Gemeinwohl (als regulative Idee) zur Bearbeitung 
von Zielkonflikten zu nutzen. Besonders von Interesse sind 
dabei also Kommunen oder einzelne Prozesse in Kommu­
nen, in denen eine Wertediskussion stattgefunden hat oder 
noch stattfindet. Das letzte Kapitel wurde darüber hinaus 
mit Anregungen und Erfahrungen aus dem Gesprächskreis 

4 Praktiken
Niklas Mischkowski, Anke Butscher, Stefan Kuhn
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somit eine ideale Möglichkeit, neue Nachhaltigkeitskriterien 
experimentell anzuwenden. Dabei wurden zuerst alle 17 SDGs 
und deren Unterziele im Hinblick auf bereits laufende Maß­
nahmen untersucht. Abbildung 8 zeigt den Abgleich für SDG 3 
„Gesundheit und Wohlergehen“. Der Abgleich zeigte auf, wo 
noch Verbesserungspotenziale im Sinne der SDG­Erreichung 
liegen. Dieser erste Schritt schuf auch eine gute Grundlage, 
um stadtweit die Arbeit mit den SDGs zu kommunizieren, 
weitere Maßnahmen aus der Status­quo­Betrachtung ab­
zuleiten und diese vor dem Hintergrund der SDGs gegenüber 
der Öffentlichkeit zu begründen. Als nächste Schritte sind die 
Erarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategie „Buxtehude 2030“ 
und ihre Abstimmung mit der Stadtgesellschaft geplant.

Kommunaler Fachbericht als Zugang zur Agenda 
2030: Stadt Reinbek

Einen anderen Zugang hat die schleswig­holsteinische Stadt 
Reinbek (ca. 28.000 Einwohner:innen) gewählt. Der Sozial­ 
und Schulausschuss der Stadt beschloss im April 2019, einen 
Armutsbericht für die Stadt Reinbek zu erstellen. Als Grund­
lage diente der Stadt die Agenda 2030. Durch den umfas­
senden Katalog an Zielen stellte die Agenda 2030 eine ideale 
Grundlage für die Erarbeitung des Berichtes dar. Der Armuts­
bericht betrachtet die einzelnen Themenfelder hauptsäch­
lich aus einer lokalen Perspektive, versucht aber, die globalen 
Wechselwirkungen mitzuerfassen. Die Stadt Reinbek macht in 
ihrem Bericht deutlich, dass Armut nicht aus einer rein sek­
toralen Herangehensweise verstanden werden kann, und legt 
einen relativen Armutsbegriff zugrunde. Arm sind demnach 
alle Menschen, die über so geringe Mittel verfügen, dass sie 
von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in der Gesell­
schaft als Minimum annehmbar ist.

Fünf Workshops widmeten sich den unterschiedlichen Tei­
len des Armutsberichtes und bezogen sich insgesamt auf die 
UN­Nachhaltigkeitsziele 1, 4, 5, 8, 10, 11, 12, 16 und 17. Über 
eine qualitative und quantitative Bestandsaufnahme wur­
den Daten und Aktivitäten der Stadt zusammengeführt. Sie 
dienten als Grundlage für die Diskussion über Armut in Rein­
bek und für die Entwicklung von Handlungsempfehlungen 
für Politik und Verwaltung. Im Fokus stand eine offene Dis­
kussion mit allen beteiligten Stakeholdern, um Herausforde­
rungen und Chancen zu identifizieren sowie unterschiedliche 
Perspektiven im Armutsbericht abbilden zu können. An den 

nationalen Rahmen sowie eine Vergleichbarkeit mit anderen 
Kommunen gewährleisten.

Die Zielsetzung im Kreis Cochem­Zell bestand dabei in drei 
Entwicklungsleitbildern: der resiliente, der smarte und der 
faire Landkreis. Zu jedem dieser Leitbilder wurden Kernziele 
sowie messbare Indikatoren definiert. Ein Beispiel ist:

•• Leitbild: Smarte Kommune
••  Kernziel: Der Kreis Cochem­Zell ermöglicht digitale Par­

tizipation und verfügt über den Online­Zugang zu Daten 
und Informationen

•• Indikator: Kommunale Online­Dienstleistungen

Der erste Schritt bestand also darin, einen Abgleich mit den 
SDGs durchzuführen und die Ausrichtung auf die SDGs poli­
tisch zu beschließen. Konkrete Ergebnisse der Umsetzung lie­
gen zum Redaktionsschluss dieser Studie noch nicht vor.

Ein zweites Beispiel stammt aus der Hansestadt Buxtehude, 
einer Stadt mit ca. 40.000 Einwohner:innen in südwestlicher 
Lage von Hamburg. Der bisherige Prozess wurde im Rahmen 
des SKEW­Projektes „Global Nachhaltige Kommune Nieder­
sachsen“ (GNKN) angestoßen. Im Rahmen von GNKN wurde 
eine Projektgruppe aus Vertreter:innen verschiedener Verwal­
tungsbereiche (Wirtschaftsförderung; Fachgruppen Jugend 
und Familie; Stadt­ und Landschaftsplanung) sowie der Kli­
maschutzmanagerin gebildet (Stadt Buxtehude 2020a). Her­
vorzuheben ist, dass das Thema „Zielkonflikte“ in dem Pro­
zess bereits frühzeitig erkannt wurde und eine entsprechende 
Überprüfung bei zukünftigen Maßnahmen, wie Bau, Beschaf­
fung oder Planungen, angestrebt wird (siehe ebd., S. 10).

Während die erste städtische Nachhaltigkeitsstrategie noch 
in der Entwicklung ist, sind erste Schritte zur Lokalisierung 
der SDGs bereits erkennbar. Um das Thema „Nachhaltig­
keit“ und die SDGs in die Mitte der Verwaltung zu holen und 
dort Akzeptanz zu schaffen bzw. Interesse zu wecken, wurde 
ganz konkret „an Projekten im Bereich Prävention, Innova­
tion und Klimaschutz gearbeitet. Das Arbeiten mit den Nach­
haltigkeitszielen auf der operativen Ebene hatte zum Ziel, sich 
intensiver mit der Thematik auseinanderzusetzen und an­
hand eines Best­Practice die Akzeptanz der Mitarbeitenden 
in der Verwaltung für das Thema zu erarbeiten“ (ebd., S. 12). 
Das Präventionskonzept stand vor einer Erneuerung und bot 
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10, 11, 12 und 17. Nach der Befassung im Sozial­ und Schulaus­
schuss konkretisierte eine Arbeitsgruppe mit Vertreter:innen 
aller Parteien der Ratsversammlung die Ziele, Indikatoren 
und Maßnahmen anhand der priorisierten SDGs für eine fi­
nale Beschlussvorlage in der Ratsversammlung. Die erarbei­
teten Ziele, Indikatoren und Maßnahmen werden handlungs­
leitend für die Stadt Reinbek sein. Auf ihrer Grundlage findet 
alle zwei Jahre die Fortschreibung des Armutsberichtes statt; 
die SDGs dienen damit als Basis für das weitere Sozialmoni­
toring der Stadt Reinbek. Exemplarisch werden strategische 
und operative Ziele, Maßnahmen sowie Indikatoren zu SDG 1 
„Armut“ (siehe Tab. 4) herausgegriffen.

Workshops nahmen sowohl ehrenamtliche als auch haupt­
amtliche Akteur:innen aus Verwaltung, Politik und Zivilge­
sellschaft teil. Die quantitative Erhebung basierte auf statis­
tischen Daten aus dem Wegweiser Kommune der Bertelsmann 
Stiftung, dem Statistischen Landesamt und der Reinbeker 
Verwaltung. Die qualitative Erhebung greift auf Dokumente, 
Unterlagen sowie die Zuarbeit der Verwaltung und der Stake­
holder in Reinbek zurück (Butscher 2019a). 

Im nächsten Schritt wurden die Handlungsempfehlungen des 
Armutsberichts ausgewertet. Daraus entwickelte die Verwal­
tung Visionen sowie strategische und operative Ziele mit hin­
terlegten Maßnahmen für die ausgewählten SDGs 1, 4, 5, 8, 

ABBILDUNG 8   Ausschnitt aus dem Abgleich von SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen) und der Unterziele sowie der 

bestehenden bzw. möglichen, zukünftigen Maßnahmen

Persönlichkeits-
entwicklung

3.4 Bis 2030 die Frühsterblichkeit 
aufgrund von nichtübertragbaren 
Krankheiten durch Prävention und 
Behandlung um ein Drittel senken 
und die psychische Gesundheit und 
das Wohlergehen fördern

Laufende Aktionen

3.4.2 Suizid/Selbstmord-
sterblichkeit

AK Gesundheit

geplante Koordinierung
Mögliche Aktionen

Unterzweig

3.5.1 Behandlungen von 
Substanzmissbrauch

Laufende Aktionen Mitmachparcours

3.5 Die Prävention und Behand lung 
des Substanz miss brauchs und des 
schädlichen Gebrauchs von Alkohol 
verstärken

Mögliche Aktionen

Laufende Aktionen Jugendschutzkontrolle

3.5.2 Alkoholkonsum
Mögliche Aktionen

3.7 Bis 2030 den allgemeinen Zugang 
zu sexual- und reproduktions medi-
zinischer Versorgung einschließlich 
Familien planung, Information und 
Aufklärung und die Einbeziehung 
der reproduktiven Gesundheit in 
nationale Strategien und Programme 
gewährleisten

3.7.1 Frauen, deren Bedarf 
an Mitteln zur Familien-
planung gedeckt ist

Laufende Aktionen

Mögliche Aktionen Idee Babybedenkzeit

3.7.2 Geburtenrate von 
Jugendlichen

Laufende Aktionen

Mögliche Aktionen

3.a Die Durchführung des Rahmen-
über  einkommens der Welt gesund-
heits organisation zur Eindämmung 
des Tabakgebrauchs in allen Ländern 
nach Bedarf stärken

Mitmachparcours  
8. Klasse

Laufende Aktionen

3.a.1 Tabakkonsum

Mögliche Aktionen

Quelle: Stadt Buxtehude 2020b, S. 23
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TABELLE 4  Strategische Ziele, operative Ziele, Maßnahmen und Indikatoren zu SDG 1 „Armut“

STRATEGISCHES ZIEL OPERATIVES ZIEL MAßNAHMEN INDIKATOREN

GESELL SCHAFTLICHE 
TEILHABE DURCH UNTER-
STÜTZUNGSMÖGLICH-
KEITEN UND ANGEBOTE 
STÄRKEN

Anteil der Inanspruch nahme der BuT-
Mittel (Bildung und Teilhabe, auch 
Bildungspaket genannt) auf 90 % bis 
2023 erhöhen (Basisjahr 2020) 

•   Konzept für ehrenamtliche Familien paten bzw. 
Sozialpaten zur Begleitung von Familien entwickeln 
und umsetzen

•   Angebot wie „Kids in die Clubs“ auf kulturelle 
Veranstaltungen ausdehnen

•   Entwicklung eines Informations-, Ansprache- 
und Angebotskonzepts, um Zugangshürden und 
Schwellen angst für kulturferne Familien oder 
Migrant:innen zu verringern

Anteil der geförderten 
Berechtigten (BuT-Mittel)

Einführung von erleichterten 
Zugangs möglichkeiten von Bedürf-
tigen zu Kultur, Sport, Dienst-
leistung ist bis Ende 2022 entwickelt, 
um gesellschaftliche Teilhabe 
sicherzustellen

•   Sozialpass für Kultur (z. B. Konzerte, VHS), 
Konsum (z. B. Kleidung, Nahrung), Sport (Vereine), 
Verwaltungsdienstleistung (z. B. Führungszeugnis), 
öffentlichen Nahverkehr einführen

Sozialpass bis Ende 2022 
eingeführt (Ja/Nein)

GESELLSCHAFTLICHE 
TEILHABE DURCH 
UNTERSTÜTZUNGS-
MÖGLICHKEITEN UND 
ANGEBOTE STÄRKEN

Hauptamtliche Betreuung und 
Unterstützung von Kindern, 
Jugendlichen und Senior:innen in 
Reinbek bis Ende 2022 klären und 
langfristig ab 2023 absichern

•   Bedarfsplanung für Sozial arbeiter:innen in Reinbek 
erstellen 

•   Umsetzung der Bedarfe Sozial arbeiter:innen ab 
2023

Bedarfsplanung für 
Sozialarbeiter: innen  
in Reinbek erarbeitet  
(Ja/Nein)

Förderstruktur für soziale Projekte zur 
Bekämpfung von Armut insbesondere 
von Kindern ist bis Ende 2022 
entwickelt und geht in die Umsetzung 

•   Einrichtung eines Förderfonds zur halbjährlichen 
Unterstützung von niedrigschwelligen Projekten 
zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe von 
Kindern, Jugendlichen und Senior:innen 

Förderfonds für soziale 
Projekte in Reinbek 
eingerichtet (Ja/Nein)

Reinbek bekennt sich zu Bürger-
freiheiten, Grundrechten und den 
wirtschaftlichen und sozialen Rechten 
der Reinbeker Bürger:innen bis Ende 
2022

•   Unterzeichnung der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union

Charta der Grund rechte 
der Euro päischen Union bis 
Ende 2022 unterzeichnet 
(Ja/Nein)

ARMUT UNTER 
MIGRANT:INNEN  
MINDERN

Teilnehmer:innen von Unter stützungs-
programmen für Migrant:innen zur 
Integration in den Arbeitsmarkt bis 
Ende 2022 in Zusammen arbeit mit der 
Agentur für Arbeit gewinnen

•   Entwicklung konkreter Programme zur 
Unterstützung von Migrant:innen im Hinblick auf 
Beschäftigung und Integration in den Arbeitsmarkt 
in Zusammen arbeit mit der Agentur für Arbeit 

•   Reinbeker Unternehmen werden zu einem Runden 
Tisch Arbeits markt integration Reinbek 2022 
eingeladen

Runder Tisch (Ja/Nein)
Teilnehmer:innen
Runder Tisch aus Unter-
nehmen (Ja/Nein)
Unter stützungs programme 
für Migrant:innen  
(Ja/Nein & Anzahl)

ALTERSARMUT  
MINDERN

Reinbek bekennt sich zu Selbst-
bestimmung im Alter, fördert 
und unterstützt entsprechende 
Maßnahmen für ein selbst bestimmtes 
Leben im Alter ab 2022

•   Konzept (u. a. Vermittlung/Beratung Grundsicherung 
im Alter, Ansprechstelle Senior:innen, aufsuchende 
Essensangebote) für ein selbstbestimmtes Leben im 
Alter in Zusammenarbeit mit dem Senioren beirat 
erarbeiten

•   Maßnahmen des Konzeptes werden umgesetzt

Konzept für ein selbst-
bestimmtes Leben im  
Alter erarbeitet (Ja/Nein)

Bedarf an Pflege plätzen ist bis Ende 
2022 erhoben 

•   Erfassung des vorhandenen Angebotes in 
den MZ-Kommunen (MZ = Mittelzentrum; 
Kooperationsvereinbarung zwischen Stadt Reinbek 
und Glinde sowie der Gemeinde Wentorf)

•   Ermittlung des potenziellen Bedarfs in den  
MZ-Kommunen

•   Aus dem ermittelten Bedarf werden weitere 
Maßnahmen bzw. Annahmen entwickelt

Bedarfserhebung 
umgesetzt (Ja/Nein)

Bedarf an Kurzzeit pflege plätzen ist bis 
Ende 2022 erhoben

•   Erfassung des vorhandenen Angebotes in den  
MZ-Kommunen

•   Ermittlung des potenziellen Bedarfs in den  
MZ-Kommunen

•   Aus dem ermittelten Bedarf werden weitere 
Maßnahmen bzw. Annahmen entwickelt

Bedarfserhebung 
umgesetzt (Ja/Nein)

Quelle: eigene Darstellung, basierend auf Butscher 2019a
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Lokalisierung von SDG 8 „Menschenwürdige Arbeit und Wirt­
schaftswachstum“ herangezogen werden (siehe Abb. 9).

Vor dem Hintergrund des Interesses am Umgang mit Ziel­
konflikten (siehe Kapitel 2 und 3) ist das SDG­Unterziel 8.4 
besonders interessant. Es besagt: „Bis 2030 die weltweite 
Ressourceneffizienz in Konsum und Produktion Schritt für 
Schritt verbessern und die Entkopplung von Wirtschafts­
wachstum und Umweltzerstörung anstreben, im Einklang mit 
dem Zehnjahres­Programmrahmen für nachhaltige Konsum­ 
und Produktionsmuster, wobei die entwickelten Länder die 
Führung übernehmen“ (ebd., S. 61). 

Von dort aus wird die Logik des Nachhaltigkeitsberichtes um­
gekehrt, d. h. die städtischen Leitziele sind für das lokale Han­
deln entscheidend und der Bezug zu den SDGs steht als Re­
ferenz stärker im Hintergrund. Abbildung 10 zeigt für das 
Leitziel 7 anhand des Unterziels 7.2 „Nachhaltiges Wirtschaf­
ten stärken“ die Verknüpfung zu den SDGs. Hier wird auf den 
ersten Blick bereits deutlich, dass einzelne Unterziele der 
städtischen Leitziele wiederum mehr als ein SDG und dessen 
Unterziele adressieren; im gezeigten Beispiel sind dies insge­
samt zwölf SDG­Unterziele, von denen zwei (8.4 „Entkopp­
lung“ und 8.9 „Tourismus“) zu SDG 8 gehören. Nicht jedes 
städtische Unterziel betrifft so viele SDG­Unterziele, aber in 
der Regel mehr als eines.

Wie zudem in Abbildung 10 (siehe unten) zu sehen ist, wur­
den dem Unterziel 7.2 drei Indikatoren zugeordnet. In Bezug 
auf das SDG­Unterziel 8.4 soll hier zur Veranschaulichung ein 
Indikator vertieft werden: Unternehmen mit ÖKOPROFIT­ 
Auszeichnung.

Dem Indikator wurde eine Datenbasis zugeordnet, die durch 
die ÖKOPROFIT­Zertifizierung erhoben und konkret an­
hand von zwei Zahlen gemessen wird: der Anzahl von Un­
ternehmen mit einer entsprechenden Zertifizierung sowie 
der Summe an Emissions­ und Materialeinsparungen pro 
Jahr. Die Auszeichnung wurde 1999 im Rahmen des Lokale­
Agenda­21­Prozesses als Kooperationsprojekt zwischen der 
Stadt (Wirtschaftsförderung) und der örtlichen Wirtschaft 
eingeführt. Dazu heißt es weiter: „Seit 1999 haben 214 Be­
triebe [daran] teilgenommen. Auf den gesamten 20­jährigen 
Zeitraum betrachtet wurden etwa 577.700 MWh Energie ein­
gespart, damit ließen sich etwa 107.000 Haushalte ein Jahr 

Nachhaltigkeitsberichterstattung: Landeshauptstädte 
Hannover und Stuttgart

Die Landeshauptstadt Hannover (ca. 534.000 Ein wohner:in­
nen) hat 2020 einen umfangreichen Nachhaltigkeitsbericht 
vorgelegt, der sich an den vier Prinzipien einer nachhalti­
gen Entwicklung (Generationengerechtigkeit, Ganzheitlich­
keit, globale Verantwortung, Partizipation) orientiert (Stadt 
Hannover 2020a, S. 8 f.). Die Grundlage für den Bericht war 
das partizipativ erarbeitete Stadtentwicklungskonzept (SEK) 
„Mein Hannover 2030“. Dieses Konzept wurde 2014/2015 
mit „über 25.000 Interessierten und Aktiven, die sich auf 
rund 190 Veranstaltungen – davon über 50 von externen 
Veranstalter:innen – oder online eingebracht haben“ reali­
siert (ebd., S. 11). Neu war dabei auch die „intensive Durch­
führung eines internen Dialogs mit den Mitarbeitenden“ der 
Stadtverwaltung (ebd.). 2016 beschloss der Stadtrat schließ­
lich ein Konzept zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrate­
gie (ebd.).

In ihrem Nachhaltigkeitsbericht bezieht sich die Landes­
hauptstadt Hannover explizit auf die Agenda 2030, die eben­
falls 2020 veröffentlichte Neue Leipzig­Charta und das Ge­
meinwohl. Ausgehend vom SEK „Mein Hannover 2030“ 
wurde gemeinsam mit den beteiligten Fachbereichen das 
Ziel­ und Indikatorensystem weiterentwickelt. „An der Er­
stellung haben alle sechs Dezernate und nahezu alle Fach­
bereiche und Eigenbetriebe der Stadtverwaltung mitgearbei­
tet, und zwar: zur Festlegung des Zielsystems, zur Auswahl 
der Indikatoren und Daten sowie der Darstellung der Pro­
gramme, Projekte und Maßnahmen“ (ebd., S. 19). Wie auch im 
Kreis Cochem­Zell oder in der Hansestadt Buxtehude wurde 
bei der Erarbeitung des Ziel­ und Indikatorensystems ein Ab­
gleich der SDGs mit den städtischen Zielen und Schwerpunk­
ten durchgeführt. Dabei wurde darauf geachtet, den ganzheit­
lichen Charakter der SDGs zu erhalten, um Rosinenpicken zu 
vermeiden und alle Ziele zu beachten (ebd., S. 22). Der 2020 
veröffentlichte Nachhaltigkeitsbericht gleicht das städtische 
Zielsystem mit den SDGs ab und ordnet die städtischen Leit­ 
und Unterziele den „für Kommunen relevanten der insgesamt 
169 Unterziele (targets) zu“ (ebd., S. 22).

Es ergibt sich ein detaillierter Nachhaltigkeitsbericht, der auf­
zeigt, wie einzelne SDGs in Ziele, Maßnahmen und Indika­
toren übersetzt wurden. Als Beispiel soll an dieser Stelle die 
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sibility) oder Nachhaltigkeitsstrategien für ein ganzheitliches 
Management zu etablieren – ein Ansatz, der schließlich auch 
die Verbindung zum Gemeinwohl in den Vordergrund rückt 
(siehe Kapitel 4.3 und 4.4). Des Weiteren wurden 2007 eine 
Klima­Allianz und seit 2018 ein runder Tisch mit den 15 größ­
ten Unternehmen der Stadt begründet, der mit Bezug auf die 
SDGs gemeinsame Anstrengungen für eine nachhaltige Stadt­
entwicklung verfolgt (Stadt Hannover 2020b).

In ähnlicher Weise lassen sich an dieser Stelle auch die Umset­
zungsbeispiele der Landeshauptstadt Stuttgart (ca. 610.000 
Einwohner:innen) hinzufügen. 2019 hat Stuttgart gemeinsam 
mit der Bertelsmann Stiftung und dem Deutschen Institut für 
Urbanistik (Difu) die bundesweit erste und anerkannte Be­
standsaufnahme auf Grundlage der Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen (SDGs) erstellt und zusammen mit den 

lang mit Strom versorgen. Durch den geringeren Energiever­
brauch stoßen die Betriebe rund 765.000 t Kohlendioxid weni­
ger aus. Zusätzlich kommen rund 9.190 t Restmüll weniger auf 
die Deponien. Finanziell haben die Unternehmen von 1999 bis 
2020 dadurch fast 59 Millionen Euro eingespart“ (Stadt Han­
nover 2020b, S. 34).

Durch diese Wirkungskette können und sollen generell ge­
sprochen das SDG 8 und das Unterziel 8.4 erfüllt werden. Die 
Landeshauptstadt Hannover sieht das ÖKOPROFIT­Programm 
als ersten Schritt in Richtung auf ein nachhaltiges Wirtschaf­
ten an. Folglich wurde das Programm über die Jahre erwei­
tert: mit den Themen „Energie“, „Umweltmanagement und 
EMAS­Zertifizierung“ (Eco­Management and Audit Scheme) 
sowie „Nachhaltigkeitsmanagement“. Letzteres soll Unter­
nehmen helfen, CSR­Aktivitäten (Corporate Social Respon­

ABBILDUNG 9   Ausschnitt aus den Bezügen des Zielsystems der Stadt Hannover zu SDG 8 

 
                                                            SDG 8 – 

Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum,  
produktive Vollbeschäftigung und  
menschenwürdige Arbeit für alle fördern 

SDG-Unterziele (Targets) Leitziele der LHH Unterziele der LHH Band

8.1 Ein Pro-Kopf-Wirtschaftswachstum 
entsprechend den nationalen 
Gegebenheiten (...) aufrechterhalten

Leitziel 6: Hannover 
als Wirtschafts- und 
Arbeitsstandort stärken

Unterziel 6.1: Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit stärken 
und ausgeglichene Wirtschaftsstrukturen fördern

3

8.2 Eine höhere wirtschaftliche 
Produktivität durch Differenzierung, 
technologische Modernisierung und 
Innovation erreichen, einschließlich 
durch Konzentration auf mit hoher 
Wertschöpfung verbundene und 
arbeitsintensive Sektoren

Leitziel 6: Hannover 
als Wirtschafts- und 
Arbeitsstandort stärken

Unterziel 6.1: Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit stärken 
und ausgeglichene Wirtschaftsstrukturen fördern

3

Unterziel 6.2: Arbeit und Beschäftigung sowie berufliche 
Aus- und Weiterbildung fördern

3

Leitziel 7: Vorausschauende 
Bestands sicherung und -ent-
wick lung gewährleisten, nach-
haltiges Wirtschaften stärken

Unterziel 7.1: Bestand von Unternehmen sichern und 
Neuansiedlungen fördern

3

8.3 Entwicklungsorientierte Politiken 
fördern, die pro duktive Tätigkeiten, die 
Schaffung menschen würdiger Arbeits-
plätze, Unternehmertum, Kreativität 
und Innovation unterstützen und die 
Formalisierung und das Wachstum von 
Kleinst-, Klein- und Mittel unter nehmen 
unter anderem durch Zugang zu Finanz-
dienst leistungen begünstigen

Leitziel 6: Hannover 
als Wirtschafts- und 
Arbeitsstandort stärken

Unterziel 6.1: Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit stärken 
und ausgeglichene Wirtschaftsstrukturen fördern

3

Unterziel 6.2: Arbeit und Beschäftigung sowie berufliche 
Aus- und Weiterbildung fördern

3

Leitziel 7: Vorausschauende 
Bestands sicherung und -ent-
wick lung gewährleisten, nach-
haltiges Wirtschaften stärken

Unterziel 7.1: Bestand von Unternehmen sichern und 
Neuansiedlungen fördern

3

Unterziel 7.3: Vorhandene Gewerbegebiete sichern und 
weiterentwickeln

3

Quelle: Stadt Hannover 2020a, S. 61
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sourcenverwendung des kommunalen Handelns im Sinne der 
nachhaltigen Entwicklung zu priorisieren und zu steuern. 
In Zusammenarbeit mit der Kämmerei wurden 2021 die für 
Stuttgart verwendeten SDG­Indikatoren mit dem städtischen 
Produkthaushalt abgeglichen, um die Voraussetzungen für 
die zukünftig noch engere Verzahnung von Leitbildentwick­
lung, SDG­Monitoring und Haushaltsplanung im Sinne der 
wirkungsorientierten Nachhaltigkeitssteuerung zu schaffen.

Die Landeshauptstadt Hannover (2020a, S. 50) nennt in ihrem 
Nachhaltigkeitsbericht abschließend folgende Punkte als He­
rausforderungen:

••  „[H]äufig sind die tatsächlichen Verwaltungsstrukturen 
historisch bedingt noch immer ‚säulenartig‘ mit einer ei­
genen Handlungslogik.

••  Die Leitziele zur Nachhaltigkeit umfassen das gesamte 
Spektrum einer integrierten Stadtentwicklung. Entspre­
chend können Synergien, aber auch Konflikte entstehen.

Städten Mannheim und Bonn einen der ersten SDG­Berichte 
(sog. Voluntary Local Review) veröffentlicht (siehe Ciambra 
2021a). Zu SDG 12 „Nachhaltige Konsum­ und Produktions­
muster sicherstellen“ werden ähnlich wie in Hannover Unter­
nehmen bzw. Standorte mit einer EMAS­Zertifizierung als In­
dikator erhoben. Zusätzlich wird als vorbildliche Maßnahme 
der Beschluss einer Förderung für Unternehmen, die eine un­
ternehmerische Gemeinwohl­Bilanz erstellen, genannt. Sei­
tens der Stadtverwaltung wird eine ökologische und faire Be­
schaffung als Maßnahme zur Erreichung von SDG 12 genannt. 
Im Jahr 2021 hat Stuttgart die zweite SDG­Bestandsaufnahme 
„Lebenswertes Stuttgart – die globale Agenda 2030 auf loka­
ler Ebene“ vorgelegt. Sie beinhaltet einen bereichsübergrei­
fenden Überblick über Entwicklungen und Zusammenhänge 
sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Nachhaltigkeit in 
der Landeshauptstadt. Als Teil dieser Schritte hat Stuttgart 
2021 den Beschluss zur Einführung eines am Gemeinwohl 
orientierten gesamtwirtschaftlichen Gesamtsteuerungssys­
tems in der Landeshauptstadt gefasst. Die Agenda 2030 mit 
den SDGs bietet Stuttgart dabei ein Instrument, um die Res­

ABBILDUNG 10   Ausschnitt aus der Gesamtübersicht des Indikatoren- und Maßnahmensystems mit Bezug zu den SDG

Dimension Ökonomie

Leitziel 7: Vorausschauende Bestandssicherung und -entwicklung gewährleisten, nachhaltiges Wirtschaften stärken

SDG Unterziele LHH Indikatoren-
Bezeichnung

Daten 2019 Indikatoren-Beschreibung Programme, Projekte und 
Maßnahmen (Auswahl)

7.2  Nachhaltiges 
Wirtschaften 
stärken

# 41.  Unternehmen 
mit ÖKOPROFIT-
Auszeichnung

214 Betriebe  
(1999–2000)
Einsparungen Runde 
2019/2020:  
4.757 t CO2

617 t Abfall 
8.647 m3 Wasser 
15.824 MWh Energie 
2.891.000 Euro

Gesamtzahl der Betriebe mit 
ÖKOPROFIT-Auszeichnung und 
Summe der Einsparungen pro 
Jahr

•   Auszeichnung ÖKOPROFIT 
Hannover/ ÖKOPROFIT-Klub

•   HMTG: „Hannover living – 
nachhaltig unterwegs“

•   Hannover Congress Centrum 
(HCC): nachhaltiger 
Kongressstandort

•   Agrikulturprogramm
•   Weiterentwicklung Wochen- 

und Bauernmärkte
•   Förderprogramm „IKOPRO-

LIST“

# 42.  Nachhaltiger 
Tourismus

Qualitative Beschreibung

# 43.  Regionale 
Landwirtschaft

2.527 ha (12,4 %)
8 % ökologisch 
bewirtschaftet

Landwirtschaftliche Nutz flächen 
(Acker, Grünland) in Hektar 
und als Anteil an der gesamten 
Stadtfläche sowei Flächen mit 
ökologischer Bewirtschaftung 
als Anteil an der gesamten land-
wirt schaftlich genutzten Fläche 
in Prozent

Quelle: Stadt Hannover 2020a, S. 81
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Bilanzierung legt großen Wert auf die Beteiligung der Zivil­
gesellschaft – einige stellen diese dem Bilanzierungspro­
zess voran. Guarromán entwickelt aus der GWÖ­Bilanzie­
rung einen Gemeinwohl­Index für die Kommune; Teneriffa 
lässt sich derzeit als erste Insel GWÖ­bilanzieren.

Die Stadt Amsterdam hat die GWÖ neben der Doughnut  
Economy und dem B Corps in ihr Amsterdam Impact Action 
Programme 2019–2022 aufgenommen.

Die Gemeinwohl­Bilanzierung ist ein kontinuierlicher Ver­
besserungsprozess, der auf der lokalen Ebene ansetzt. Die 
Kommune setzt sich mit ihrer Beschaffung und Vergabe aus­
einander, analysiert ihre Beschaffungs­ und Vergabepraxis 
nach menschenrechtlichen, sozialen und ökologischen Kri­
terien und hinterfragt die vorgelagerte Wertschöpfungskette. 
Sie betrachtet ihr Finanzmanagement und fragt nach einem 
sinnstiftenden und nachhaltigen Einsatz und Umgang ihrer 
finanziellen Ressourcen. Im Umgang mit Mitarbeiter:innen, 
Mandatsträger:innen sowie koordinierten Ehrenamtlichen 
werden Werte der Gerechtigkeit, Mitbestimmung und Trans­
parenz zugrunde gelegt. Die Kommune setzt sich mit der Be­
ziehung zu ihren Bürger:innen auseinander und hinterfragt, 
ob ihre Dienstleistungen am Gemeinnutz ausgerichtet und 
Bürger:innen Beteiligte von kommunalen Prozessen sind. Sie 
beschäftigt sich nicht zuletzt damit, ob ihre Aktivitäten Sinn 
für die Menschen und für das gesellschaftliche Umfeld stif­
ten: in den Nachbargemeinden, in der Region, im Land und 
im Staat sowie für zukünftige Generationen. Die Berührungs­
gruppen A bis D (siehe Abb. 6) beschäftigen sich mit der inter­
nen kommunalen Praxis und Abläufen, die Berührungsgruppe 
E weitet wiederum den Blick der Kommune auf regionale, na­
tionale und internationale Zusammenhänge.

Im Folgenden wird anhand einer Auswahl an Kommunen der 
Prozess der Gemeinwohl­Bilanzierung geschildert. Die Aus­
wahl gliedert sich nach den zwei möglichen Bilanzierungs­
prozessen. Kommunen können entweder mit anderen Kom­
munen eine sogenannte Peer­Evaluierung durchlaufen; hier 
schließen sich maximal vier Kommunen zusammen und ab­
solvieren den Prozess gemeinsam. Kommunen können sich 
aber auch für eine (individuelle) Einzelbilanzierung entschei­
den.

••  Zielkonflikte sind zuweilen sehr komplex und miteinander 
verflochten. Entsprechend schwierig sind die Abwägungs­
prozesse.“

Auch die Grenzen kommunalen Handelns und – damit ver­
bunden – die Frage nach der richtigen Ebene der Verantwor­
tung werden adressiert (vgl. Kapitel 2.2). So heißt es unter 
anderem: „Um Kommunen in ihrem Nachhaltigkeitsengage­
ment gezielt zu unterstützen, sind vielmehr auskömmliche 
finanzielle und personelle Kapazitäten sowie unterstützende 
Kampagnen und nachhaltig ausgerichtete Fördermittel des 
Bundes erforderlich“ (ebd.).

4.3 Praktiken: Gemeinwohl-Bilanzierung

Die ersten Gemeinden, die sich in Deutschland 2018 auf den 
Weg machten, eine Gemeinwohl­Bilanz zu erstellen, waren 
drei Gemeinden im Norden (Klixbüll, Breklum und Borde­
lum) und eine Gemeinde im Süden (Kirchanschöring) von 
Deutschland. Als erste Kommunen mit Stadtstatus haben 
2020 Steinheim, Brakel und Willebadessen Gemeinwohl­Bi­
lanzen erstellt – mit dem Bestreben, eine GWÖ­Region Höx­
ter zu etablieren. Seit 2021 sind wieder mit Postbauer Heng 
aus dem Süden und Stockelsdorf aus dem Norden zwei Kom­
munen auf dem Weg, sich mit den Werten des Gemeinwohls 
zu beschäftigen. Die Gemeinwohl­Bilanzierung von Kom­
munen steckt in Deutschland noch in den Kinderschuhen, 
entwickelt sich aber kontinuierlich insbesondere durch die 
Rückmeldungen und Anregungen der Kommunen weiter.

Europaweit erfährt die Gemeinwohl­Bilanzierung in den 
letzten zwei Jahren bei kommunalen Vertreter:innen ein 
immer größeres Interesse. In Spanien, Italien, Luxemburg, 
Österreich und der Schweiz haben weitere Städte, Kreise 
und Gemeinden den Prozess der Bilanzierung durchlaufen 
und versuchen, Potenziale auszuschöpfen und partizipative 
Prozesse umzusetzen. Große Praxisrelevanz besitzt die Ge­
meinwohl­Ökonomie insbesondere bei spanischen Kommu­
nen. Mittlerweile haben sich 18 Kommunen teilweise schon 
zum dritten Mal bilanzieren lassen, darunter Städte wie Za­
ragoza, Barcelona oder Cádiz. Die Regierung der Autono­
men Gemeinschaft Valencia hat als erste das Modell der Ge­
meinwohl­Ökonomie gefördert und ist als GWÖ­Region 
ausgezeichnet. Der spanische Prozess zur Gemeinwohl­ 
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Projekt mit mehreren Nachbargemeinden durch. Bordelums 
nächster Schritt ist die klimaneutrale und energieautarke Ge­
meinde. Nebst den großen Linien haben alle drei Gemein­
den weitere Aspekte wie die sozial­ökologische Beschaffung, 
die Umsetzung des Erbbaurechts, den Aufbau einer kommu­
nalen Solidarischen Landwirtschaft (SoLaWi), die Einfluss­
nahme der Gemeinde in den überregionalen Gremien in Bezug 
auf die Gemeinwohl­Ökonomie, die Integration und die Teil­
habemöglichkeiten von Menschen mit Behinderung und von 
geflüchteten Menschen aufgegriffen. Die GWÖ­Werte sol­
len auch weiterhin und über die kommenden Legislaturperi­
oden das Handeln der Gemeinden anleiten und die Entwick­
lung zu einer sozial, ökologisch und ökonomisch nachhaltigen 
Gemeinde ermöglichen. Nicht zuletzt ist ein Film entstan­
den, der in vielen Kinos in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz gezeigt wurde und zur Diskussion mit politischen 
Entscheidungsträger:innen und Bürger:innen führte. 

Auch Brakel und Willebadessen haben eine Peer­Evaluierung 
durchlaufen, allerdings nach dem Arbeitsbuch 2.0. Brakel 
will die GWÖ­Bilanzierung und den gesamten Prozess in der 
Kommunalpolitik und den kommunalpolitischen Gremien in 
der Region sowie überregional vorstellen. Zudem sind im Bi­
lanzierungsprozess kurzfristig umsetzbare, konkrete Maß­
nahmen dokumentiert worden, die für eine Durchführung 
in naher Zukunft geplant sind und nach zwei Jahren über­
prüft werden. Für die Berührungsgruppe A (Lieferant:innen) 
wird die Vergabedienstanweisung der Stadt Brakel nach men­
schenrechtlichen, sozialen und ökologischen Kriterien über­
arbeitet und eine Bewerber:innen­Checkliste auf Grundlage 
der GWÖ­Kriterien erarbeitet. Die Bewerber:innen­Check­
liste ist als Prüfmöglichkeit Teil der neuen Vergabedienstan­
weisung. In der Berührungsgruppe B (Finanzpartner:innen) 
werden die Nachhaltigkeitsberichte der Banken und Versi­
cherungen angefordert und die Anlagevolumina nach sozia­
len und ökologischen Kriterien überprüft. Weiterhin wird da­
rüber nachgedacht, den Ansatz der GWÖ in die Aufsichtsräte 
der Sparkassen bzw. Genossenschaftsversammlungen zu tra­
gen und die Ausrichtung der regionalen Banken auf Nachhal­
tigkeitsaspekte zu lenken. Die Position des Klimamanagers 
bzw. der Klimamanagerin ist ausgewiesen. Für die Zukunft ist 
eine Vermarktung des Wirtschaftsstandortes unter Darstel­
lung der GWÖ­Bilanzierung und ­Ausrichtung angedacht. In 
der Gesamtschau sollen die Zertifizierung und der GWÖ­Be­
richt Brakel als Grundlage für die zukünftige Ausrichtung an­

Peer-Evaluierung: Gemeinden Breklum, Bordelum 
und Klixbüll

Die Gemeinden Breklum, Bordelum und Klixbüll durchliefen 
als erste Gemeinden in Deutschland gemeinsam eine soge­
nannte Peer­Evaluierung und erstellten auf der Basis der Ge­
meinwohlmatrix für Gemeinden V1.2 ihre Bilanz. Hauptamtli­
che Mitarbeiter:innen der Verwaltung und Vertreter:innen der 
Gemeinderäte der drei Gemeinden arbeiteten zusammen an 
der Erarbeitung der Berichte. Zu den jeweiligen Berührungs­
gruppen und den entsprechenden Aspekten wurden Erfah­
rungen und Praktiken in Bezug auf die Werte ausgetauscht, 
gesammelt, diskutiert und wechselseitig bewertet. Externe 
Audits bei Lieferant:innen und Dienstleister:innen, Befragun­
gen und Betrachtungen von Selbstverpflichtungen und Zerti­
fikaten wurden mit wichtigen Akteur:innen der Gemeinden – 
unter Einbeziehung von Mitarbeiter:innen der zuständigen 
Ämter – durchgeführt. Zu Beginn und während des Bilanzie­
rungsprozesses fanden Informations­ und Austauschrun­
den zum Gemeinwohl mit interessierten Bürger:innen der 
Gemeinden statt, deren Betrachtungen ebenfalls in den Bi­
lanzierungsprozess einflossen. Für die Ratsvertreter:innen 
und die Mitarbeiter:innen der Gemeinden war die Beteili­
gung an dem Bilanzierungsprozess die erste Berührung mit 
einer planmäßigen Reflexion ethischer Prinzipien in der täg­
lichen Gemeindepraxis. „Die Inhalte von Begriffen wie Ge­
meinwohl oder Nachhaltigkeit sind durch die Systematik der 
Gemeinwohl­Bilanzierung den Beteiligten fassbar und deren 
Relevanz für die gemeindliche Arbeit bewusster geworden“ 
(Schweizer 2018, S. 10).

Klixbüll beschäftigt sich schon seit 2013 intensiv mit der Zu­
kunftsfähigkeit der Gemeinde und der Region. Man ist der 
Überzeugung, dass eine Gemeinde für sich allein nicht zu­
kunftsfähig sein kann, solange es die Region nicht ist. Für 
Klixbüll ist die GWÖ­Bilanzierung der kommunale Werkzeug­
kasten, der zur erfolgreichen Umsetzung der SDGs bis 2030 
führen kann. Klixbüll leitete aus den Werten der GWÖ und der 
Agenda 2030 fünf Prinzipien ab und führte sie als Leitlinien 
für die kommunalpolitische Entscheidungsfindung ein. Bre-
klum hat sich die interkommunale Zusammenarbeit und die 
Verstärkung und Verstetigung der Bürger:innenbeteiligung 
aus dem Bilanzierungsprozess heraus auf die Fahnen ge­
schrieben. Derzeit führt sie eine breit angelegte und beteili­
gungsorientierte Dorfentwicklung und ein interkommunales 
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einer ganzheitlichen, nachhaltigen, kommunalen GWÖ­Stra­
tegie vor, die sie derzeit zusammen mit der Stadt Brakel ent­
wickelt. Nur mit einer solchen Strategie lassen sich Werte und 
Parameter der GWÖ verankern und weiterentwickeln. Auch 
die Gemeinde Stockelsdorf durchläuft derzeit eine Einzel­
bilanzierung und erarbeitet in einer interdisziplinären Pro­
jektgruppe den GWÖ­Bericht. Auch hier denken, analysie­
ren, diskutieren und entwickeln politisches Ehrenamt und das 
Hauptamt der Verwaltung zusammen.

4.4  Praktiken: Integrativer Ansatz

Für die Betrachtung eines integrativen Ansatzes muss zu Be­
ginn deutlich gemacht werden, dass es noch keine Beispiele 
aus der Praxis gibt, wie ein integrativer Ansatz von Nachhal­
tigkeitsmanagement und Gemeinwohl­Bilanzierung vor Ort 
umfassend umgesetzt werden kann. Was es jedoch gibt, sind 
Kommunen, die bereits erste Schritte in Richtung eines integ­
rativen Ansatzes unternommen und das Bewusstsein über die 
Verbindungen von Gemeinwohlorientierung und der Agenda 
2030 aufgegriffen haben. Ein Beispiel hierfür ist die Stadt 
Augsburg, welche in diesem Kapitel näher betrachtet wird. 
In Augsburg wurden eine Nachhaltigkeitsstrategie und ein 
Nachhaltigkeitsbericht an den SDGs ausgerichtet und um eine 
Diskussion über grundlegende Werte ergänzt.

Werte im Rahmen des Augsburger 
Nachhaltigkeitsberichtes

Die Stadt Augsburg in Bayern (ca. 296.000 Einwohner:innen) 
veröffentlichte ihren ersten Nachhaltigkeitsbericht bereits 
im Jahr 2011, der zweite folgte im Jahr 2020. Dazu heißt 
es: „Dieser zweite Nachhaltigkeitsbericht weist Beiträge 
aus dem ganzen Spektrum einer Stadtgesellschaft auf – 
was Stadtrat, Stadtverwaltung und staatliche Einrichtun­
gen tun, was unterschiedliche zivilgesellschaftliche Akteure 
und was aus dem ganzen Wirtschaftsbereich kommt. Be­
richtet wird zu den 75 Nachhaltigkeitszielen Augsburgs, die 
in 20 Zukunftsleitlinien zusammengefasst sind. Neben den 
qualitativen, inhaltlichen Berichten von Aktivitäten stehen  
94 Indikatoren, die messen, also quantitativ berichten. Der 
Berichtszeitraum umfasst 2011 bis 2018“ (Stadt Augsburg 
2021a, o. S.).

hand von Nachhaltigkeits­ und Gemeinwohl­Ökonomiekri­
terien öffentlich und auch in Netzwerken dargestellt werden. 
Damit will die Stadt Brakel eine Vorbildfunktion einnehmen 
und sich zugleich als attraktiver Wohn­ und Lebensstandort 
sowie als Standort für Wirtschaftsunternehmen präsentieren. 
Das Verwaltungshandeln soll dahingehend stetig optimiert 
und zugleich im Sinne des Bürger­ und Dienstleistungsser­
vices weiterentwickelt werden. 

Auch Willebadessen möchte Lieferant:innen und Leistungs­
erbringer:innen in Fragen der Menschenrechte sensibilisie­
ren. Insbesondere soll ein Nachweis einfordert werden, dass 
in beauftragten Betrieben keine Leiharbeiter:innen unter 
ausbeuterischen Bedingungen beschäftigt sind. Über eine 
neue Richtline wird die Beschaffung an ökologischen und 
sozialen Kriterien ausgerichtet. Entscheidungsrelevante 
Politiker:innen werden angesprochen, um ethische Grund­
sätze in § 77 (Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung) der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­Westfalen auf­
zunehmen. Zudem stößt die Stadt Ausgleichsvereinbarungen 
zu den sich ändernden Gewerbesteuereinnahmen an. Aussa­
gen zur Generationengerechtigkeit werden einer jeden Bera­
tungsvorlage beigefügt. Willebadessen plant, den Gedanken 
der Gemeinwohl­Ökonomie in alle Entscheidungsprozesse 
aufzunehmen und im Verwaltungshandeln zu festigen. Lang­
fristig gilt es für die Stadt zu erreichen, dass finanzielle As­
pekte bei der Bewertung allen Handelns nicht mehr vorran­
gig behandelt werden, sondern vielmehr die wesentlichen 
Aspekte der Gemeinwohl­Ökonomie wie Grundrechtsschutz 
und Menschenwürde, ethisches Handeln, Transparenz, so­
ziale Gerechtigkeit, Chancengleichheit, Solidarität, ökologi­
sches Verhalten und demokratische Beteiligung.

Einzelbilanzierung: Stadt Steinheim, Stadt Brakel und 
Gemeinde Stockelsdorf

Die Stadt Steinheim hat mit der Erstbilanzierung ein Instru­
ment gefunden, die Stadtverwaltung strukturiert zu analy­
sieren und zu hinterfragen. Ein wichtiger Punkt für Steinheim 
war die Erkenntnis, dass Nachhaltigkeit und Lebensqualität 
keine Gegensätze darstellen, sondern neue Chancen und Per­
spektiven aufzeigen. Nebst kurzfristigen Maßnahmen zur Be­
schaffung und zu neuen Prüf­ bzw. Entscheidungskriterien 
für Beschlussvorlagen nimmt sich die Stadt die Entwicklung 
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••  In der Wirtschaft: „In den von KUMAS e. V. in Zusam­
menarbeit mit der IHK Schwaben in der Regel halbjähr­
lich veranstalteten Netzwerktreffen ‚Managementsys­
teme Umwelt und Ressourcen‘ zu ISO 14001, ISO 50001, 
ÖKOPROFIT etc. bringen Umweltbeauftragte in den Unter­
nehmen ihr Wissen auf den neuesten Stand und tragen so 
zur ressourcenschonenden Rohstoffbewirtschaftung bei“ 
(ebd.).

••  In städtischen Beteiligungsunternehmen: „Die Regio 
Augsburg Wirtschaft GmbH hat Ende 2014 die Plattform 
Ressourceneffizienz ins Leben gerufen, um Unterneh­
mensnetzwerke und Forschungseinrichtungen im Be­
reich Ressourceneffizienz gezielt zu vernetzen. Ziel ist, 
das Thema Ressourceneffizienz bei Unternehmen stär­
ker zu verankern und einen entsprechenden Technologie­
transfer zu fördern“ (ebd., S. 18). 

Vor dem Hintergrund des Studieninteresses ist hier die Ver­
zweigung von SDG 12 zu dem Ziel K2.4 „Nachhaltige Kon­
sum­ und Lebensstile entwickeln und fördern“ innerhalb 
der Leitlinie K2 „Werte reflektieren und vermitteln“ beson­
ders interessant. Inwiefern haben Diskussionen zu Werten 
zu einem geteilten Verständnis von Gemeinwohl oder Public  
Value geführt, das in die Nachhaltigkeits­Governance der 
Stadt einfließt? Dem Nachhaltigkeitsbericht ist speziell hierzu 
keine direkte Antwort zu entnehmen; das Ziel K2.4 ist vor 
allem auf eine Bewusstseinsschaffung beim privaten Kauf­
verhalten gerichtet und bezieht auch den städtischen Ein­
kauf sowie die Abfallwirtschaft mit ein. Die Frage lässt sich 
jedoch über den beispielhaften Bezug zu SDG 12 hinaus an 
weiteren Zielen der Kultur­Leitlinien betrachten. So zielt das 
Ziel K2.1 „Gemeinsame Werte als Voraussetzung für vertrau­
ensvolles Zusammenwirken erkennen“ auf die Schaffung 
eines Bewusstseins, einer Haltung oder eines Verständnis­
ses ab, das für einen Dialog und eine lebendige Demokra­
tie notwendig ist. Das Ziel K2.5 „Die Freiheit ermöglichen, 
etwas ohne Ziel zu tun“ ist ohne Indikatoren und Maßnah­
men als Teil der Leitlinien genannt. Hier geht es um die 
grundsätzliche Anerkennung eines Gegenpols zu Produkti­
vitäts­ und Leistungsorientierung, d. h. hier wird ganz ex­
plizit ein Wert benannt, um ihm entgegen vermeintlich 
vorherrschender Normen Legitimation zu verschaffen. In 
Anlehnung an die Wertedimensionen von Meynhardt und 
Metelmann (2008; siehe Kapitel 2.4) kann hier klar die he­

Die Zukunftsleitlinien (siehe Abb. 11, linkes Bild) richten sich 
dabei an den drei gebräuchlichen Nachhaltigkeitsdimen­
sionen (der ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen) 
sowie einer zusätzlichen, vierten Dimension – der kulturel­
len Nachhaltigkeit – aus. So heißt es zum Selbstverständnis, 
dass die Kultur die Basis darstelle, aus der heraus „in den drei 
anderen grundlegenden Dimensionen gehandelt [werde]. Die 
kulturelle Dimension beinhaltet Bewusstsein, Werte, Vielfalt, 
Beteiligung und die Künste. Dieser Bereich des menschlichen 
Denkens und der Sinngebung ist entscheidend für das politi­
sche und gesellschaftliche Verhalten, das in den anderen Be­
reichen getätigt wird“ (Stadt Augsburg 2021c, o. S.). Die Kultur 
bildet demnach den Rahmen für den Zugang zu den anderen 
drei Dimensionen.

Die Zukunftsleitlinien sind Augsburgs Beitrag zur Umsetzung 
der SDGs (Stadt Augsburg 2020). Jedem SDG können mehrere 
Zukunftsleitlinien und deren (Unter­)Leitlinien zugeordnet 
werden. Für SDG 12 (Nachhaltige Produktions­ und Konsum­
muster) finden sich beispielsweise zwei ökologische Leitli­
nien (mit insgesamt 5 Zielen), zwei soziale Leitlinien (mit ins­
gesamt 3 Zielen), eine wirtschaftliche Leitlinie (mit 2 Zielen) 
sowie eine kulturelle Leitlinie (mit einem Ziel) (siehe Abb. 11, 
rechtes Bild). Zu jedem Ziel enthält der Nachhaltigkeitsbe­
richt wiederum eine Beschreibung, wie die Stadtgesellschaft 
und ihre Akteursgruppen (vgl. oben) das jeweilige Ziel errei­
chen können. So ergibt sich auch für jede Akteursgruppe eine 
Relevanz aller Leitlinien.

Beispielsweise steht das Ziel Ö2.1 für „Ressourceneffizient 
und ressourcenschonend wirtschaften“ und ist der Leitlinie 
Ö2 „Energie­ und Materialeffizienz verbessern“ zugeordnet. 
Als Indikator wird die „Anzahl der validierten (Eco­Manage­
ment and Audit Scheme – EMAS) oder zertifizierten (ÖKO­
PROFIT, Qualitätsverbund umweltbewusster Betriebe – QuB) 
Betriebe in Augsburg, soweit sie bekannt ist“ (Stadt Augsburg 
2020, S. 19) verwendet. Zwei Beispiele für Umsetzungsmaß­
nahmen sind folgende.
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ger Nachhaltigkeitsstrategie auch explizit, dass für die Umset­
zung der Zukunftsleitlinien „alle Teile der Stadtgesellschaft 
(Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Stadtrat und Stadtverwaltung) 
verantwortlich“ sind (Stadt Augsburg 2015, S. 3). Und auch die 
Idee des Gemeinwohls wir dabei genannt: „Eine an Nachhal­
tigkeit orientierte Stadtentwicklung wertet im Zweifelsfall das 
Gemeinwohl heutiger und künftiger Bewohnerinnen und Be­
wohner höher als die Durchsetzung tagesaktueller individu­
eller Interessen“ (ebd.; Anm. d. A.). Diese Haltung einer ge­
teilten Verantwortung drückt sich konkret an dem Leitbild der 
„kooperativen Stadt“ (Stamm 2021) aus, das in Augsburg den 
städtischen Dialog prägen soll. Abschließend ist hinzuzufügen, 
dass die Zukunftsleitlinien zum Zeitpunkt der Verfassung die­
ser Studie überarbeitet werden. Eine Änderung wird dabei sein, 
dass die Leitlinie W3 „Sozial­ und ökologisch wirtschaften“ 
explizit zu W3 „Gemeinwohlorientiert wirtschaften“ umbe­
nannt wird. Insgesamt kann der stetige Dialog mit der gesam­

donistisch­ästhetische der instrumentell­utilitaristischen  
Dimension gegenübergestellt werden. 

Als weiteres beispielhaftes Ziel, das geeignet ist, Diskussio­
nen über Werte zu eröffnen, sei auf das Ziel K4.3 „Offenheit 
und Transparenz der Verwaltung und Politik erhöhen“ hin­
gewiesen. Das Ziel beinhaltet die Maßnahme, digitale Einsicht 
in Termine und Sitzungen des Stadtrates sowie dazugehö­
rige Dokumente zu ermöglichen (Zugriff auf das Ratsinfor­
mationssystem). Transparenz und Zugang zu Informationen 
sind Grundvoraussetzungen für Dialoge und Debatten, ob in­
nerhalb des Rats­ oder Parteiensystems oder zwischen Zi­
vilgesellschaft, Stadtrat und Verwaltung. Gerade die Kultur 
als Nachhaltigkeitsdimension eröffnet hier das Potenzial für 
Grundsatzdebatten und ­entscheidungen, die bei der Frage 
nach Werten und der geteilten Verantwortung für die Umset­
zung der SDGs aufkommen (müssen). So besagt die Augsbur­

ABBILDUNG 11  Zukunftsleitlinien der Stadt Augsburg

Quelle: Stadt Augsburg 2021c
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Querschnittsaufgabe erfordert abteilungsübergreifende Ab­
sprachen, stellt somit einen Koordinierungsaufwand dar und 
wird ohne klare Prozesse schnell als Last wahrgenommen. Die 
in dieser Studie aufgezeigten Beispiele zeigen jedoch, dass es 
durchaus gute Beispiele für funktionierende Kooperationen 
gibt – und dass dies einen Trend hin zu einer neuen Normali­
tät darstellt (siehe Kuhn 2021).

Doch gerade bei Zielkonflikten, wie sie beispielsweise in der 
gewünschten Entkopplung von Wachstum und Umweltver­
brauch (SDG 8) und damit verbundenen Fragen von indi­
vidueller Verantwortung (Lebensstile, Haushaltswirtschaft 
etc.) und kollektiver Verantwortung (Stadtverwaltung und 
­politik, vor allem aber privatwirtschaftliche Unternehmen) 
liegen, scheint eine Koordination aller Akteur:innen und 
kommunaler Strukturen schwierig zu sein. Hier sind also 
Kompromisse erforderlich. Kuhn (2021) verweist dabei auf 
eine Entwicklung hin zu Zielvereinbarungen zwischen ver­
schiedenen Akteur:innen, die auf neuen Governance­Mecha­
nismen, wie zum Beispiel dem europäischen Green Deal, ba­
siert. Hier wird erwartet, dass neben Zielen auch konkrete 
Maßnahmen vereinbart werden, um gemeinsam das Ziel zu 
erreichen. Diese Art der Selbstverpflichtung (vgl. Knaggård/
Pihl 2015) könnte ein Ansatz sein, welcher der Dringlichkeit 
der Transformation gerecht wird. Konkret könnte eine Ziel­
vereinbarung, die im Einklang mit den definierten Werten 
steht, in den Fällen, in denen Akteur:innen und ihre gesell­
schaftliche Verantwortung dem Wertekompass entgegenste­
hen, als eine Art Schlichtungsverfahren genutzt werden.

Ein Wertekompass kann potenziell sowohl zwischen 
Repräsentant:innen aus Verwaltung und/oder Politik gegen­
über den kommunalen Stakeholdern als auch zwischen Ver­
waltung und Politik sowie innerhalb der Verwaltung helfen, 
Zielkonflikte zu adressieren und zu bearbeiten. Denn damit 
„Nachhaltigkeit in den Verwaltungsalltag integriert wird, 
muss dieser Teil der ‚kommunalen DNA‘ auf allen Ebenen des 
Verwaltungsaufbaus unterstützt und gelebt werden. Es reicht 
nicht aus, Strukturen und Prozesse anzupassen oder Instru­
mente einzusetzen – kommunale Nachhaltigkeit kann nur 
gelingen, wenn die Mitarbeitenden diese in ihrer täglichen 
Arbeit anzuwenden wissen und motiviert sind, nachhaltig zu 
handeln“ (Plawitzki et al. 2015, S. 116; siehe auch Riedel 2020, 
S. 25). Dabei könnte die Gemeinwohlorientierung zum einen 
helfen, das Prozessverantwortungsgefühl (Ownership) der 

ten Stadtgesellschaft als partizipativer Prozess über Werte ver­
standen werden, wobei die Bearbeitung von Zielkonflikten zu 
überprüfen wäre.

Potenziale für einen integrativen Ansatz

Ausgehend von dem Beispiel der Stadt Augsburg sowie den 
beschriebenen Aspekten einer integrativen Nutzung der In­
strumente Nachhaltigkeits­ und Gemeinwohlbericht (vgl.  
Kapitel 3.4) lassen sich abschließend folgende Potenziale  
betrachten.

Eine Gemeinwohlorientierung im Kreislauf des Nachhaltig­
keitsmanagements könnte Letzteren bereichern, indem der 
Bestandsaufnahme und der Strategieentwicklung eine par­
tizipative Definition der Gemeinwohlwerte vorangestellt und 
Public Value dadurch als Leitlinie oder Wertekompass im Rah­
men des Managementsystems verankert wird. Dieser Wer­
tekompass kann dazu dienen, sowohl die Werteorientierung 
bzw. die Erreichung der SDGs im definierten Wertekorridor 
der Kommune, d. h. der Verwaltung, der Politik, der Zivilge­
sellschaft und der Wirtschaft, als auch im weiteren Verlauf 
des Managementprozesses zu gewährleisten. Ganz wesentlich 
dabei ist die öffentliche, demokratische Legitimation des Wer­
tesystems, das im Falle von Zielkonflikten zwischen kommu­
nalpolitischen Akteur:innen als Grundlage für Kompromisse 
dienen kann. Eine partizipative Bestimmung von Gemeinwohl 
beruht dabei auf der Summe individueller Wertzuschreibun­
gen (Meynhardt 2009). Für die praktische Umsetzung wäre 
dabei noch zu klären, inwiefern Public Value nicht die Werte 
von Stakeholdern bzw. Stakeholder­Vertreter:innen, sondern 
ausschließlich von Bürger:innen ausdrücken muss (vgl. Kapi­
tel 3.2 zu „zielorientierter Beteiligung“).

Weiteres Potenzial des Wertekompasses liegt in der Auflö­
sung des sogenannten Silo­Denkens bzw. ­Handelns inner­
halb kommunaler Verwaltungen, aber auch zwischen gesell­
schaftlichen oder wirtschaftlichen Akteur:innen, welches als 
ein zentrales Problem der Umsetzung der SDGs benannt wer­
den kann (siehe Kapitel 2). Ein Blick in kommunale Nach­
haltigkeitsberichte bestätigt diesen Punkt (siehe Kapitel 4.2; 
Stadt Hannover 2020a). Entgegen dem Teilprinzip des ge­
meinsamen Vorgehens im Rahmen einer nachhaltigen Ent­
wicklung (vgl. Kapitel 2.2) wird mit dem Silo­Denken auch das 
Gefühl einer Unbeweglichkeit verbunden. Nachhaltigkeit als 
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Entlastung der kommunalen Haushalte und einer effizienten 
Aufgabenerfüllung. Diese Hoffnung in die Kräfte des Marktes 
ist in den letzten zehn bis 20 Jahren kontinuierlich zurückge­
gangen und macht die Rekommunalisierung und Public Value 
zu einem Zukunftsthema der Kommunalpolitik. So genießen 
kommunale Unternehmen ein hohes Vertrauen und Ansehen 
bei den Bürger:innen. Im Vordergrund ihrer Leistungen steht 
nicht die Gewinnmaximierung, sondern das Gemeinwohl.

4.5 Praktiken: Zusammenfassung 

Zur Umsetzung des kommunalen Nachhaltigkeitsmanage­
ments gibt es in der Praxis unterschiedliche Herangehens­
weisen. Manche Kommunen starten den Prozess, indem sie 
einen Abgleich zwischen bestehenden Zielen und Maßnah­
men auf der einen und den SDGs auf der anderen Seite vor­
nehmen (siehe Beispiele des Kreises Cochem­Zell und der 
Hansestadt Buxtehude). Andere Kommunen gehen von einem 
kommunalen Fachbericht aus, um einen Zugang zum Thema 
„Nachhaltigkeit“ und der globalen Nachhaltigkeits agenda zu 
finden (siehe Beispiel der Stadt Reinbek). Auch gibt es Kom­
munen, die in ihren übergreifenden Nachhaltigkeitsberichten 
systematische Bezüge zu den SDGs bzw. den SDG­Indikato­
ren herstellen (siehe Beispiele der Landeshauptstädte Stutt­
gart und Hannover).

Bei der Gemeinwohl­Bilanzierung existieren zwei grund­
sätzlich unterschiedliche Vorgehensweisen: die Peer­Evalu­
ierung, bei der mehrere Kommunen gemeinsam den Bilan­
zierungsprozess durchlaufen (siehe Beispiel der Gemeinden 
Klixbüll, Breklum und Bordelum), und die Einzelbilanzie­
rung, bei der die Kommunen separat bilanziert werden (siehe 
Beispiele der Stadt Steinheim, der Stadt Brakel oder der Ge­
meinde Stockelsdorf).

Das Beispiel der Stadt Augsburg zeigt, dass es durchaus Kom­
munen in Deutschland gibt, in denen die Entwicklung und 
Weiterentwicklung von Nachhaltigkeitsinstrumenten syste­
matisch um eine Diskussion über grundlegende Werte ergänzt  
wird.

Mitarbeitenden abteilungsübergreifend zu stärken; zum an­
deren könnte dies auch dabei helfen, kommunale Vorbildvor­
haben der Gemeinwohlorientierung gegenüber rein finanziell 
ausgerichteten Vorgaben für kommunales Handeln zu vertei­
digen. Beispielsweise bei der Daseinsvorsorge­Funktion öf­
fentlicher Unternehmen und einer Gemeinwohl­Bilanzie­
rung selbiger wird der bereits genannte Zielkonflikt zwischen 
Wachstum und finanziellen Kennzahlen gegenüber ökologi­
scher und sozialer Verantwortung (SDG 8) sichtbar.

Kommunale Unternehmen und Gemeinwohl orien-
tierung – ein kurzer Exkurs zur Daseinsvorsorge

Derartige Fragen haben sich mittlerweile mehrere Kommu­
nen gestellt, unter anderen Mannheim, Stuttgart oder ak­
tuell Bremen und Hamburg. Mit der kommunalen Daseins­
vorsorge stellen Kommunen durch ihre Eigenbetriebe oder 
Beteiligungsgesellschaften wirtschaftliche, soziale und kul­
turelle Dienstleistungen für alle Bürger:innen bereit; sie sind 
durch das Sozialstaatsprinzip dazu verpflichtet. Der Begriff 
ist dabei gleichzeitig ein politischer wie auch ein rechtlicher: 
Was zur Daseinsvorsorge zählt, ist Gegenstand gesellschaftli­
cher und politischer Aushandlungsprozesse. Daseinsvorsorge 
ist aber auch ein Rechtsbegriff, aus dem Verpflichtungen für 
die Kommune entstehen und Ansprüche der Bürger:innen ab­
leitbar sind. Der Daseinsvorsorge kommt eine doppelte stra­
tegische Bedeutung zu. Sie bestimmt für die Bürger:innen 
die Rahmenbedingungen zum guten Leben, die Chancen zur 
Selbstverwirklichung und Lebensqualität. Zum anderen be­
einflusst die Qualität der Daseinsvorsorge die Standortqua­
lität und damit die Zukunftschancen einer Kommune oder 
einer Region. Die Gemeinwohlorientierung stellt als Leistung 
der Kommune und ihrer Unternehmen dabei nicht finanzi­
elle Kennzahlen (Wachstum) als Maßstab auf, sondern die 
Frage nach der größtmöglichen Schaffung von Public Value 
(im Rahmen finanzieller Notwendigkeiten). Mit der Gemein­
wohl­Bilanzierung können kommunale Unternehmen somit 
ihren Beitrag zum Gemeinwohl und damit ihren bedeuten­
den Beitrag zur Daseinsfürsorge und Daseinsvorsorge kon­
kret aufzeigen und auch im Sinne des SDG 9 starke, wider­
standsfähige und nachhaltige Infrastruktur aufbauen und 
absichern. Im Sinne der GWÖ ist in diesem Kontext der Para­
digmenwechsel weg von der Privatisierung hin zu einer Re­
kommunalisierung der kommunalen Daseinsvorsorge inte­
ressant. Mit der Privatisierung verband sich die Hoffnung der 
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Praktiken

Wie bereits in Kapitel 3 dargestellt, können weitergehende 
integrative Praktiken vor allem darin bestehen, dass der Be­
standsaufnahme und der Strategieentwicklung eine parti­
zipative Definition der Gemeinwohlwerte vorangestellt und 
Public Value dadurch als Leitlinie oder Wertekompass im Rah­
men des kommunalen Nachhaltigkeitsmanagements etabliert 
wird. Eine Überlegung könnte sein, ein modulares Konzept zu 
entwickeln, das je nach Ausgangslage einer Kommune eine 
Kombination sowie nachträgliche Ergänzungen ermöglicht.
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Zusammenfassung

für Kommunen integriert. Diese neue Gemeinwohlmatrix 
sollte – je nach Bedarf – an die örtlichen Rahmenbedingun­
gen angepasst werden können. Denkbar ist zum Beispiel, 
dass die allgemein definierten Gemeinwohlwerte um vor Ort 
definierte, spezifische Werte ergänzt werden.

Mithilfe einer wertebasierten, qualitativen und quantitativen 
Bestandsaufnahme sowie einer Stärken­Schwächen­ und/
oder Chancen­Risiken­Analyse kann die Kommune die The­
menfelder ihrer Nachhaltigkeitsstrategie herausarbeiten. Der 
Gemeinwohl­Fokusbericht stellt insofern die Grundlage für 
die Definition von Handlungsfeldern der nachhaltigen Ent­
wicklung dar. Im Rahmen der Strategieentwicklung gilt es, 
Gemeinwohlziele, strategische und operative Ziele sowie ge­
gebenenfalls auch Produktziele zu erarbeiten. Die Ziele und 
entsprechende Maßnahmen oder Projekte werden schließlich 
in Form eines wertebasierten Nachhaltigkeitsberichts zusam­
mengefasst. Neben der Beschlussfassung zum Nachhaltig­
keitsbericht und zu Nachhaltigkeitsprüfungen (inkl. Gemein­
wohlchecks) kann die Politik auch einen Beschluss über einen 
Nachhaltigkeitshaushalt fassen. Die Umsetzung der Nachhal­
tigkeitsstrategie erfolgt orientiert an den Gemeinwohl zielen 
und mithilfe geeigneter Change­Management­Methoden. 
Am Ende des Prozesses wird das Nachhaltigkeitsmanage­
ment (inkl. Gemeinwohl­Bilanzierung) evaluiert und fortge­
schrieben. Das um die Gemeinwohl­Bilanzierung erweiterte 
Nachhaltigkeitsmanagement kann der Tabelle 5 entnom­
men werden.

Es wird empfohlen, die Integration der Gemeinwohl­Bilan­
zierung in das kommunale Nachhaltigkeitsmanagement  
weiter zu konkretisieren und zunächst den Gemeinwohl­
Fokus bericht sowie eine hierdurch gestaltete qualitative und 
quantitative Bestandsaufnahme der nachhaltigen Entwick­
lung zu entwickeln und zu erproben. Das Ziel des entstehen­

Die vorliegende Studie zeigt, dass eine integrative Umsetzung 
von Nachhaltigkeit und Gemeinwohl in Kommunen möglich 
und sinnvoll ist.

Zunächst und vor allem kann das Konzept des Gemeinwohls als 
inhaltliche Ergänzung und Weiterentwicklung des Nachhal­
tigkeitskonzepts verstanden werden. Während Nachhaltig­
keitsziele (auch die SDGs der Agenda 2030) unterschiedliche 
Interessenlagen und somit Stakeholder Value repräsentie­
ren, ermöglichen gemeinsam geteilte Wertvorstellungen da­
rüber hinaus die Verfolgung von Public Value, Common Good 
oder Gemeinwohl. Im Rahmen eines zyk lischen Nachhaltig­
keitsmanagements, das auch eine regelmäßige Gemeinwohl­
Bilanzierung beinhaltet, werden Entscheidungen über die 
nachhaltige Entwicklung ethisch begründet und überprüft. 
Die kontinuierliche Orientierung an partizipativ entwickelten 
Gemeinwohlwerten schafft so die Voraussetzungen für ein er­
folgreiches Change Management in Richtung Nachhaltigkeit.

Die Integration der Gemeinwohl­Bilanzierung in das kom­
munale Nachhaltigkeitsmanagement kann nun so erfol­
gen, dass bereits zu Beginn des Managementprozesses eine 
Bilan zierung des Gemeinwohls vorgenommen wird. Die 
Gemein wohl­Bilanzierung findet somit quasi als Bestands­
aufnahme der nachhaltigen Entwicklung statt, wobei der 
Wertekompass aus dem Gemeinwohlbericht eine wesentli­
che Grundlage für die Gestaltung des Nachhaltigkeitsberich­
tes darstellt. Für die Bestandsaufnahme müssen die Kom­
munen nicht den gesamten Bilanzierungsprozess nach dem 
aktuellen Arbeitsbuch der Gemeinwohl­Ökonomie (GWÖ) 
durchlaufen. Vielmehr können sie anhand eines Gemein­
wohl­Fokusberichts mit modifizierter Matrix die werte­
orientierte Basis für die weiteren Schritte ihres Nachhaltig­
keitsmanagements schaffen. Zu entwickeln wäre hier eine 
Matrix, die die GWÖ­Werte und die fünf Ps der Agenda 2030 

5 Zusammenfassung
Henrik Riedel, Oliver Haubner



58

NACHHALTIGKEIT UND GEMEINWOHL IN KOMMUNEN

den, integrierten Managementkreislaufs besteht darin, die 
Transformation der Kommunen hin zu einer nachhaltigen 
Entwicklung möglichst gemeinwohlorientiert zu gestalten.

 

TABELLE 5   Prozess des Nachhaltigkeitsmanagements 

(inkl. Gemeinwohlbilanzierung)

Schritte Module

Bestands-
aufnahme

Durchführung einer qualitativen und quantitativen 
Bestandsaufnahme (anhand eines Gemeinwohl-
Fokusberichts)

Durchführung einer Stärken-Schwächen- und 
Chancen-Risiken-Analyse

Abgrenzung von Themenfeldern (Handlungsfeldern)

Strategie-
entwicklung

Definition von Gemeinwohlzielen

Definition und Operationalisierung von 
strategischen und operativen Zielen

Definition und Operationalisierung von 
Produktzielen

Planung von Maßnahmen/Projekten

Beschluss-
fassung

Beschlussfassung zum Nachhaltigkeitsbericht (inkl. 
Gemeinwohlziele, strategische und operative Ziele, 
Produktziele, Maßnahmen/Projekte)

Beschlussfassung zu Nachhaltigkeitsprüfungen 
(inkl. Gemeinwohlchecks)

Beschlussfassung zum Nachhaltigkeitshaushalt

Umsetzung Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie (orientiert 
an Gemeinwohlzielen; mithilfe geeigneter Change-
Management-Methoden)

Vollzug des Haushaltsplans

Monitoring Durchführung von Nachhaltigkeitsprüfungen  
(inkl. Gemeinwohlchecks)

Erstellung von Haushaltsberichten

Evaluation Evaluation des Nachhaltigkeitsmanagements  
(inkl. Gemeinwohl-Bilanzierung)

Fortschreibung Fortschreibung des Nachhaltigkeitsmanagements 
(inkl. Gemeinwohl-Bilanzierung)

Quelle: eigene Darstellung
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https://www.buxtehude.de/downloads/datei/OTAwMDA2ODYzOy07L3Vzci9sb2NhbC9odHRwZC92aHRkb2NzL3N0YWRlL2J1eHRlaHVkZS9tZWRpZW4vZG9rdW1lbnRlL3ByYWV2ZW50aW9uc3JhdF8zNV9zaXR6dW5nX2lua2xfZm90b3Byb3Rva29sbC5wZGY%3D
https://www.buxtehude.de/downloads/datei/OTAwMDA2ODYzOy07L3Vzci9sb2NhbC9odHRwZC92aHRkb2NzL3N0YWRlL2J1eHRlaHVkZS9tZWRpZW4vZG9rdW1lbnRlL3ByYWV2ZW50aW9uc3JhdF8zNV9zaXR6dW5nX2lua2xfZm90b3Byb3Rva29sbC5wZGY%3D
https://www.buxtehude.de/downloads/datei/OTAwMDA2ODYzOy07L3Vzci9sb2NhbC9odHRwZC92aHRkb2NzL3N0YWRlL2J1eHRlaHVkZS9tZWRpZW4vZG9rdW1lbnRlL3ByYWV2ZW50aW9uc3JhdF8zNV9zaXR6dW5nX2lua2xfZm90b3Byb3Rva29sbC5wZGY%3D
http://www.hannover.de/nachhaltigkeitsbericht-lhh
http://www.hannover.de/nachhaltigkeitsbericht-lhh
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Agenda 2030

In der deutschen Fassung der Agenda 2030 der Vereinten Nationen werden die sogenannten 5 Ps  
(People – Planet – Prosperity – Peace – Partnership) und ihre Beschreibungen wie folgt übersetzt:

Menschen Wir sind entschlossen, Armut und Hunger in allen ihren Formen und Dimensionen ein Ende zu setzen 
und sicherzustellen, dass alle Menschen ihr Potenzial in Würde und Gleichheit und in einer gesunden 
Umwelt voll entfalten können.

Planet Wir sind entschlossen, den Planeten vor Schädigung zu schützen, unter anderem durch nachhaltigen 
Konsum und nachhaltige Produktion, die nachhaltige Bewirtschaftung seiner natürlichen Ressourcen 
und umgehende Maßnahmen gegen den Klimawandel, damit die Erde die Bedürfnisse der heutigen und 
der kommenden Generationen decken kann.

Wohlstand Wir sind entschlossen, dafür zu sorgen, dass alle Menschen ein von Wohlstand geprägtes und erfülltes 
Leben genießen können und dass sich der wirtschaftliche, soziale und technische Fortschritt in Harmonie 
mit der Natur vollzieht.

Frieden Wir sind entschlossen, friedliche, gerechte und inklusive Gesellschaften zu fördern, die frei von Furcht 
und Gewalt sind. Ohne Frieden kann es keine nachhaltige Entwicklung geben und ohne nachhaltige 
Entwicklung keinen Frieden.

Partnerschaft Wir sind entschlossen, die für die Umsetzung dieser Agenda benötigten Mittel durch eine mit neuem 
Leben erfüllte globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung zu mobilisieren, die auf einem 
Geist verstärkter globaler Solidarität gründet, insbesondere auf die Bedürfnisse der Ärmsten und 
Schwächsten ausgerichtet ist und an der sich alle Länder, alle Interessenträger und alle Menschen 
beteiligen.

Quelle: https://www.un.org/depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf 

Anhang 1  Werteübersichten

https://www.un.org/depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf
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Gemeinwohlbericht für Gemeinden (Arbeitsbuch)

Im Arbeitsbuch (Version 2.0) für kommunale Gemeinwohlberichte lauten die Kernaussagen der fünf 
Werte sowie der entsprechenden Prinzipien wie folgt:

Menschenwürde und 
Rechtsstaatsprinzip

Die Würde des Menschen ist die ethische Grundlage seiner persönlichen Freiheit. Das Prinzip 
des Rechtsstaates verpflichtet die Behörden dazu, die Menschenrechte zu achten und faire 
Verfahren zu befolgen. 

•   Die Gemeindebehörden müssen die individuellen Rechte ihrer Gemeindebürger:innen 
achten und schützen. Kollektive Interessen berechtigen nicht dazu, Rechte von einzelnen 
Personen zu übergehen.

Solidarität und 
Gemeinnutz

Die Gemeinde ist verpflichtet, im öffentlichen Interesse zu handeln. Dazu muss die Gemeinde 
definieren, was sie darunter versteht. Was ist ein gemeinsamer Nutzen? Was heißt Solidarität? 
Auf diese Fragen muss die Gemeinde zusammen mit Partner:innen wie anderen Gemeinden, 
Gemeindeverbänden, NGOs oder Unternehmen Antworten finden.

•   Die Gemeinde muss ihre eigenen Interessen mit jenen ihrer Partner:innen in Einklang 
bringen. Das kann bedeuten, ihren Eigennutz hintanzustellen, um den gemeinsamen  
Nutzen aller Beteiligten zu optimieren.

Ökologische Nach-
haltigkeit und Umwelt-
verantwortung

Die Gemeinde achtet darauf, dass die Auswirkungen ihres Handelns für die Umwelt langfristig 
tragbar sind. Dazu ist die Gemeinde durch das ethische Prinzip der Nachhaltigkeit und ihre 
rechtliche Umweltverantwortung verpflichtet.

•   Die Gemeinde muss eine positive Ökobilanz all ihrer Tätigkeiten anstreben. Das kann 
bedeuten, dass der Verbrauch natürlicher Ressourcen begrenzt werden muss.

Soziale Gerechtigkeit 
und Sozialstaatsprinzip

Die Gemeinde verpflichtet sich zum Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit sowie zum 
Sozialstaatsprinzip. Bei allen Handlungen, die einen Nutzen versprechen, ist die Frage zu 
stellen, ob das Ergebnis auch jenen zumutbar ist, die davon weniger oder gar nicht profitieren.

•   Die Gemeinde muss das Ergebnis des Marktes, welcher Kapital und Leistung belohnt, durch 
eine zwischenmenschliche Gerechtigkeit korrigieren. Das kann bedeuten, dass Schwächere 
bevorzugt behandelt werden.

Von Transparenz und 
Mitbestimmung zur 
Demokratie

Die ethischen Prinzipien der Transparenz und Mitbestimmung sowie das Staatsprinzip der 
Demokratie verpflichten die Gemeinde, Betroffene zu Beteiligten zu machen.

•   Die Gemeinde ist aufgerufen, in all ihrem Handeln die angemessene Form von Partizipation 
der Betroffenen zu schaffen und zu pflegen.

•   Diese Werte und Staatsprinzipien sind gegenüber allen Berührungsgruppen der Gemeinde 
zu beachten.

Quelle: https://web.ecogood.org/media/filer_public/42/fb/42fb4b77-4d7e-4d1c-93eb-495878010680/arbeitsbuch_gemeinden_v2.pdf

https://web.ecogood.org/media/filer_public/42/fb/42fb4b77-4d7e-4d1c-93eb-495878010680/arbeitsbuch_gemeinden_v2.pdf
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Name, Vorname Institution Gesprächs kreis 
am 29.10.2021

Gesprächs kreis 
am 16.12.2021

Amann, Ulrike International Federation for the Economy for the Common Good e. V. x x

Bierhoff, Prof. Dr. Oliver Fachhochschule Bielefeld x

Bunk, Dr. Bettina Landeshauptstadt Stuttgart x

Butscher, Dr. Anke International Federation for the Economy for the Common Good e. V. x x

Elsaeßer, Miriam Deutscher Landkreistag x

Frenkel, Marie-Roxanne Hansestadt Buxtehude x x

Garcia Schmidt, Armando Bertelsmann Stiftung x x

Grabow, Dr. Busso Deutsches Institut für Urbanistik (Kaufmännischer Geschäftsführer a. D.) x x

Haubner, Oliver Bertelsmann Stiftung x x

Heinrichs, Prof. Dr. Harald Leuphana Universität Lüneburg x

Höllen, Selina Kreis Cochem-Zell x x

Hübel, Christian Stadt Mannheim x

Kuhn, Stefan ICLEI European Secretariat GmbH x x

Kramer, Alexander Deutscher Städte- und Gemeindebund x

Langness, Dr. Anja Bertelsmann Stiftung x

Mischkowski, Niklas ICLEI European Secretariat GmbH x x

Petersen, Magnus Kreis Nordfriesland x x

Rasch, Jana Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen

x x

Rauer, Alexander Stadt Steinheim x x

Riedel, Henrik Bertelsmann Stiftung x x

Schönfelder, Agnes Stadt Mannheim x

Stamm, Dr. Norbert Stadt Augsburg x x

Tegtmeyer-Dette, Sabine Stadt Hannover (Erste Stadträtin und Dezernentin a. D.) x x

von Görtz, Dr. Regina Bertelsmann Stiftung x

Witte, Dr. Kirsten Bertelsmann Stiftung x x

Wolbring, Renate Servicestelle Kommunen in der Einen Welt x

Zempel, Claudia Städteverband Schleswig-Holstein x x

Anhang 2  Gesprächskreis-Teilnehmer:innen
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Abstract

It is conceivable, for example, that the generally defined 
values underlying the common good could be supplemented 
by specific, locally defined values.

With the help of a qualitative and quantitative values­
based stocktaking, along with an analysis of strengths and 
weaknesses and/or opportunities and risks, the municipality 
can work out the thematic areas within its sustainability 
strategy. The Common Good Report thus provides the basis for 
defining fields of action for sustainable development. As part 
of the strategy development process, it is necessary to develop 
goals for the common good, for strategy and operations, 
and, if necessary, for products. The goals and corresponding 
measures or projects are ultimately summarized in a values­
based sustainability report. In addition to passing resolutions 
allowing for a sustainability report and sustainability audits 
(including “common good checks”), political leaders can 
provide for the creation of a sustainability budget. The 
sustainability strategy is implemented based on the Common 
Good Goals and with the help of suitable change management 
methods. At the end of the process, the sustainability 
management activities (including the Common Good Balance 
Sheet) are evaluated and updated.

It is recommended that increasingly concrete steps be 
taken to integrate the Common Good Balance Sheet into the 
municipality’s sustainability management measures, and 
that the Common Good Report and the resulting qualitative 
and quantitative stocktaking of the municipality’s sustainable 
development efforts be designed and tested first. The goal of 
the subsequent integrated management cycle is to ensure that, 
as it transforms, the municipality moves toward sustainable 
development in a way that focuses as much as possible on the 
common good.

The present study shows that it is both feasible and 
worthwhile for municipalities to take an integrated approach 
to sustainability and the common good.

First and foremost, the concept of the common good can 
be understood as a substantive addition to and a further 
development of the sustainability concept. While sustainability 
goals (including the SDGs laid out in the 2030 Agenda) 
represent various interests and thus stakeholder value, shared 
values make it possible to promote public value, the common 
welfare and the common good. As part of cyclical sustainability 
management efforts, which include the recurring creation of 
a Common Good Balance Sheet, decisions on sustainable 
development are justified and verified from an ethical point 
of view. Being continuously guided by values representing the 
common good that have been developed using participatory 
means creates the prerequisites for successful change 
management that leads to sustainability.

The Common Good Balance Sheet can be integrated into a 
municipality’s sustainability management system in such 
a way that the balance sheet is drafted at the beginning of 
the management process. The balance sheet thus serves as 
a kind of stocktaking of sustainable development, with the 
values compass from the Common Good Report providing 
essential input for the design of the sustainability report. 
For the stocktaking, municipalities need not go through the 
entire balance sheet process as laid out in the latest workbook 
published by the Economy for the Common Good (ECG). 
Rather, they can use a Common Good Report with a modified 
matrix to create a values­based template for the next steps in 
their sustainability management efforts. A matrix should be 
developed that integrates the ECG values and the five Ps of the 
2030 Agenda for the municipality. This new Common Good 
Matrix should be adaptable – as needed – to local conditions. 

Abstract 
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